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Beginn: 13.37 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Ich darf Sie begriiRen und eréffne unsere heu-
tige Plenarsitzung.

Bevor wir gleich zur Aktuellen Stunde kommen, tei-
le ich lhnen mit, dass die Fraktionen abweichend
von der Empfehlung des Altestenrats (ibereinge-
kommen sind, unseren Tagesordnungspunkt 23,
das ist ein Bericht des Haushaltsausschusses
nebst entsprechendem Zusatzantrag, sowie Ta-
gesordnungspunkt 39, einen Antrag der AfD-Frakti-
on, zu vertagen.

Da klingelt ein Telefon. Das kénnten wir vielleicht
drauflen annehmen. — So, meine Damen und Her-
ren, alle haben ihre Mobiltelefone noch einmal
Uberprift. Das ist gut. Dann kdnnen wir jetzt zur

Aktuellen Stunde

kommen.

Dazu sind wie immer vier Themen angemeldet
worden, und zwar von der GRUNEN Fraktion:

Rechtsextremismus beim Namen nennen:
Bei neuer Mittwochs-Demo sind Rechtsstaat
und Zivilgesellschaft gefordert

Die Fraktion DIE LINKE hat angemeldet:

Ohne Fernwarmenetz kein Klimaschutz —
den Volksentscheid vollstandig umsetzen!

Die Anmeldung der FDP-Fraktion lautet:

Gymnasial-Leiter schlagen Alarm: Abitur und
Allgemeinbildung in Gefahr — Handlungsbe-
darf dringend

Und schlieRlich die Anmeldung der AfD-Fraktion:

Rickkauf des Fernwarmenetzes: Teures
Netz gleich teure Warme

Das Wort bekommt zunachst Frau Moller fir die
GRUNE Fraktion. Sie startet mit dem ersten The-
ma. Als Redezeit stehen wie immer in der ersten
Runde fiinf Minuten, in der zweiten und allen wei-
teren Runden drei Minuten zur Verfigung. — Frau
Moller.

Antje Méller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! In Chemnitz waren es nicht nur
besorgte Blrgerinnen und Burger, die in dem Mob
auf der Strale waren, und es werden heute in
Hamburg auch eher wenig besorgte Birgerinnen
und Birger auf der Stralle sein — die Anmeldung
ist nach den Erkenntnissen der Polizei ganz ein-
deutig dem rechten Spektrum zuzuordnen. Die be-
sorgt-burgerliche Tarnung scheint nicht mehr nétig.
Das kann ich sogar nachvollziehen. Ich zitiere Ih-
nen einmal, damit Sie es vielleicht auch nachvoll-

ziehen konnen, aus dem Aufruf vom 22. August.
Durch —ich zitiere —

"massive unkontrollierte Zuwanderung von
vollig kulturfremden, nicht zu integrierenden
Menschen wird unsere Gesellschaft und un-
sere Kultur zerstort."

Das fallt zwar unter die Meinungsfreiheit — das darf
man sagen —, aber das ist nicht die Stimme be-
sorgter Burgerinnen und Burger, sondern rechtspo-
pulistisch und rassistisch.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der
CDU, der LINKEN und der FDP)

Und genau so missen wir demokratische Parteien
das auch immer wieder mit klaren Worten benen-
nen.

Ich mache mir Sorgen uber die Diskursverschie-
bung nach rechts. Wenn der Bundesinnenminister
Seehofer, der mit seinen eigenen, oft die flicht-
lingspolitische Debatte vergiftenden AuRerungen
schon MaRstébe verschoben hat, nun die AuRe-
rungen von den Herren Gauland und Frohnmaier
zu einem — in Anfuhrungsstrichen — Recht auf
Selbstverteidigung als unpassend bezeichnet,
dann tragt das zur Tendenz der allgemeinen Ver-
harmlosung bei und verkennt den gezielten Angriff
auf die Grundelemente des Rechtsstaats.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN, der FDP und bei Nebahat Gliglii frakti-
onslos)

Es muss uns herausfordern, was sich in Chemnitz
abgespielt hat. Den Versuch, hier die Macht auf
der StraBe zu Ubernehmen, die Jagd auf Men-
schen mit Migrationshintergrund, die Behinderung
von Journalistinnen und Journalisten — wir missen
die Zivilgesellschaft starken.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN, der FDP, vereinzelt bei der CDU und
bei Nebahat Gliglii fraktionslos)

Wir nehmen Anteil an der Trauer der Familie des
Mordopfers und seinen Freunden und Freundin-
nen. Und dann graust es einen schier, wenn man
die Instrumentalisierung dieses Mordes durch die
Rechten in Bildern oder Worten sieht, die darin ge-
zieltes Ausbrechen aus demokratischen Regeln
ableiten und erproben, den Hitlergrufl zeigen, Jagd
auf Menschen machen und Andersdenkende un-
verhohlen bedrohen. Die Bilder, auf denen Herr
Hocke und andere AfDler mit Herrn Bachmann und
anderen Rechtsextremisten, die die weilte Rose,
das Symbol des antifaschistischen Widerstands
gegen die Nationalsozialisten, fir diesen Zweck
okkupiert haben, gemeinsam marschieren, zeigen
so deutlich den Schulterschluss zwischen AfD und
der aul3erparlamentarischen Rechten, dass da nie-
mand mehr weggucken kann.
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(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN, vereinzelt bei der CDU und bei Neba-
hat Giiglii fraktionslos)

Wir werden sehen, wie sich das hier in Hamburg
darstellt. Wird die AfD auch hier die — in Anfiih-
rungsstrichen — Selbstverteidigung oder die eben-
falls von Herrn Gauland geplante — in Anfiihrungs-
strichen — friedliche Revolution, bei der — Zitat —
Menschen aus dem System Merkel aus der Ver-
antwortung vertrieben werden sollen, einfordern?

Die Tarnung ist weg. Das ist vielleicht das Gute.
Niemand kann mehr sagen, das sei doch alles
nicht so gemeint. Die Zielsetzung, Grundsatze des
Rechtsstaats zu zerstéren, die pluralistische De-
mokratie, in der die Grundrechte fir alle gelten,
auszuhebeln, ist mehr als eindeutig.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN und bei Nebahat Giig¢lii fraktionslos
und Carl-Edgar Jarchow FDP — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Frau
Moller, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Dr. Flocken?

Antje Méller GRUNE (fortfahrend): Nein. — Ich ha-
be viel Kritik an einzelnen AuRerungen der FDP.
Auch die Kritik der CDU an dem Bundesprasiden-
ten geht meiner Meinung nach fehl. Aber klar ist,
dass wir als demokratische Parteien gemeinsam
die Verantwortung haben, denjenigen Antworten
zu geben, die sich schutzlos flhlen, die sich be-
nachteiligt, 6konomisch abgehangt fiuhlen. Denen
mussen wir politisch gerecht werden.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN, vereinzelt bei der FDP und der CDU
und bei Nebahat Gliglii fraktionslos)

Wie das gelingen soll, dartber streiten wir in unse-
rem demokratischen System zu Recht heftig und
zwischendurch auflerst laut. L6sungen lassen sich
nur mit einem gemeinsamen Grundkonsens glei-
cher Rechte fur alle, der freien Entfaltung der Per-
sonlichkeit, der Religionsfreiheit und des Gewalt-
monopols, das durch den Staat ausgelbt wird ...
Unabhangigkeit der Presse und der Justiz ist un-
verzichtbar.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN, vereinzelt bei der CDU und der FDP
und bei Nebahat Gliglii fraktionslos)

Und vor allem braucht es viele Menschen, die sich
mutig und laut gegen Nazis einsetzen und fiur un-
sere bunte, vielfaltige, demokratische, offene Ge-
sellschaft einstehen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN und bei Nebahat Giiglii fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Schumacher flir die SPD-Fraktion.

Soéren Schumacher SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Was sind die grundlegenden
Elemente unserer Demokratie? Da fallt einem ganz
schnell ein: freie und gleiche Wahlen, Gewaltentei-
lung, Rechtsstaatlichkeit, Unabhangigkeit der Ge-
richte, Mehrparteienprinzip und die Pressefreiheit.
Aber nicht einmal in diesen weitreichend-komple-
xen Prinzipien erschopft sich die Demokratie. Sie
erschopft sich eben nicht in Spielregeln. Nach den
Erfahrungen der Weimarer Republik, in der es
moglich war, mit demokratischen Mitteln die Demo-
kratie selbst abzuschaffen, wurde in Deutschland
nach 1945 eine Demokratie aufgebaut, die fir be-
stimmte oberste Werte eintritt, an deren erster
Stelle die Wirde des Menschen steht. Wir verste-
hen unsere Demokratie daher als wehrhafte De-
mokratie, eine Demokratie, die sich erfolgreich ge-
gen ihre Feinde zur Wehr setzen kann und muss.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der FDP und bei Nebahat Giiglii frakti-
onslos)

Als wehrhafte Demokratie verstanden ist sie nicht
nur eine Herrschaftsform, sie ist eine Lebensform,
die auf die Beteiligung der Biirgerinnen und Birger
an politischen und gesellschaftlichen Fragen und
Prozessen zwingend angewiesen ist. Dies ist umso
unmissverstandlicher, wenn, wie in den vergange-
nen Tagen geschehen, eine rechtsextremistische
Ideologie ihr abscheuliches Gesicht zeigt, die un-
sere Demokratie und die mit ihr verbundenen Wer-
te ablehnt, wenn nicht gar verachtet, und wenn
Rechtsradikale auftreten, die sich nicht schamen,
den furchtbaren, gewaltsamen Tod eines Men-
schen fir ihre ideologischen Zwecke zu instrumen-
talisieren. Antidemokraten, die mit dem Hinweis
auf die demokratische Meinungsvielfalt und Mei-
nungsfreiheit das Recht beanspruchen, ihre men-
schenverachtenden rechtsradikalen Parolen zu
verbreiten und ihnen mit verbaler, korperlicher Ge-
walt Nachdruck verleihen, halten wir das Grundge-
setz entgegen, dessen Artikel 2 lautet:

"Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung
seiner Personlichkeit, soweit er nicht die
Rechte andere verletzt und nicht gegen die
verfassungsmafige Ordnung oder das Sit-
tengesetz verstofRt."

Deshalb sagen wir: Fremdenhass, Rassismus, An-
tisemitismus, Nazismus sind keine Meinungen,
sondern Verbrechen.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der LINKEN, der FDP und bei Neba-
hat Gliglii fraktionslos)

Sie sind Angriffe auf unsere freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung und auf unsere liberale, tole-
rante und weltoffene Gesellschaft, auf die wir stolz
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sind, flr die wir in weiten Teilen der Welt wertge-
schatzt und um die wir von Milliarden von Men-
schen in aller Welt beneidet werden.

Das Motto des Konzerts in Chemnitz am Montag
dieser Woche nennt eine wichtige Wahrheit: Wir
sind mehr. Das stimmt und sollte auch immer ver-
deutlicht werden. Aber die Mehrheit zu haben
reicht nicht. Die Mehrheit muss sich auch Gehdr
verschaffen. Daher ist die Zivilgesellschaft gefor-
dert. Wie wir in den letzten Tagen nicht nur in
Chemnitz gesehen haben, verstehen das immer
mehr Burgerinnen und Burger in ganz Deutschland
und so hoffentlich auch heute Nachmittag auf den
Gegendemonstrationen gegen die schreckliche
Demonstration "Merkel muss weg".

Und selbstverstandlich ist der Rechtsstaat gefor-
dert, seinen Feinden mit allen ihm zur Verfiigung
stehenden Mitteln das zerstdérerische Handwerk zu
legen. Demokratie, Toleranz und Weltoffenheit
sind niemals ein fir alle Mal errungen. Gerade in
den letzten Jahren ist dies weltweit zu beobachten.
Lassen Sie uns gemeinsam mit den demokrati-
schen gesellschaftlichen Kraften in unserem Land
beweisen, dass der Rechtsstaat und die Zivilge-
sellschaft in Deutschland dem Rechtsextremismus
keine Chance geben.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der LINKEN, der FDP und bei Neba-
hat Glgli fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Herr Gladiator erhalt das
Wort fur die CDU-Fraktion.

Dennis Gladiator CDU:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Die Meinungsfreiheit und die
Versammlungsfreiheit sind besondere Grundrech-
te. Sie sind wesentlicher Kern unserer freiheitlich-
demokratischen Grundordnung, und sie zu vertei-
digen ist daher nicht nur eine Aufgabe der Sicher-
heitsbehdrden, sondern es ist eine Aufgabe, die
wir Demokraten gemeinsam vorzunehmen haben.
Dabei geht es nicht nur darum, die Werte an sich
zu verteidigen, sondern die Grundrechte auch vor
dem Missbrauch durch Verfassungsfeinde und Ex-
tremisten zu schitzen. Das ist eine der zentralen
Aufgaben unserer wehrhaften Demokratie. Ich bin
dem Verfassungsschutz daher sehr dankbar, dass
er in aller Deutlichkeit vor der Anti-Merkel-Demo
gewarnt hat, denn bei den Organisatoren handelt
es sich um Personen, die einen rechtsextremisti-
schen Hintergrund haben, und das eben nicht nur
teilweise, sondern weit Gberwiegend. Wir haben ja
auch mitbekommen, dass einer dieser Organisato-
ren mittlerweile selbst als Anmelder fungiert. Des-
halb finde ich es richtig und notwendig, in aller
Deutlichkeit darauf hinzuweisen, dass es bei den
neuen Mittwochsdemos ganz offenbar Rechtsex-
treme gibt, die die Versammlungs- und die Mei-
nungsfreiheit dafiir missbrauchen wollen, um Hass

zu saen und gegen Menschen zu hetzen. Und das,
liebe Kollegen, durfen wir nicht zulassen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und der FDP)

Ich will es sehr deutlich sagen: Wer gegen Men-
schen hetzt, wer Hass verbreitet, der ist alles, aber
wahrlich kein deutscher Patriot. Und deshalb muss
unsere Antwort, deshalb muss die Antwort aller
Demokraten klar sein: Fur Rechtextremisten gibt
es keinen Platz in Hamburg.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN, der FDP und bei Nebahat Gliclii frakti-
onslos)

Und wir missen genauso deutlich sagen: Wer sich
den Rechtsextremisten anschlie®t und mit ihnen
zusammen marschiert, der macht sich mit ihnen
gemein. Dann geht es eben nicht mehr um eine
friedliche Demonstration, dann geht es eben nicht
mehr um das AuRern von Kritik und Sorgen, son-
dern dann geht es um die Unterstitzung von Ver-
fassungsfeinden.

Hamburg ist eine offene, weltoffene und tolerante
Stadt. Wir sind stolz darauf, dass hier jeder seine
Meinung frei duf3ern kann. Und natirlich ist auch
Kritik an der Bundesregierung zulassig, das ist ja
Kern unserer Demokratie, anders als in anderen
Staaten. Wir werden aber nicht zusehen und zulas-
sen, wie Extremisten die Freiheitsrechte missbrau-
chen, um ihre Hetze und Propaganda auf die Stra-
Re zu bringen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN, der FDP und bei Nebahat Giiglii frakti-
onslos)

Deshalb rufen wir alle Demokraten auf: Schliel3en
Sie sich nicht den Extremisten an. Treten Sie fir
unsere Freiheit und unsere Grundrechte ein. Seien
Sie kritisch, aber verteidigen Sie unsere Verfas-
sung.

Zur Wahrheit gehort aber auch — wir haben es
gestern im Innenausschuss gehort —, dass die Ge-
gendemonstrationen auch von Linksextremisten
missbraucht werden. Sie sind ebenfalls eine grolle
Gefahr fur unsere Demokratie und Zivilgesell-
schaft. Zur Wahrheit gehért eben auch: Es gibt kei-
nen guten Extremismus.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der SPD)

Man muss es so deutlich sagen: Der Zweck heiligt
eben nicht die Mittel. Das Engagement gegen
Rechtsextremismus ist richtig und es ist notwendig.
Dieses Ziel legitimiert aber nicht das Vorgehen und
die verfassungsfeindlichen Ideologien der Linksex-
tremisten. Und deshalb ist es genauso richtig, dass
der Verfassungsschutz auch vor den linksextremen
Gegendemonstranten gewarnt hat.

(Zuruf von Deniz Celik DIE LINKE)
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Deswegen missen wir sagen: Auch fiir Linksextre-
misten darf es in Hamburg keinen Platz geben.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der SPD und der AfD — Zuruf: Richtig!)

— Auch hier ware der Applaus des ganzen Hauses
angemessen.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der AfD)

Denn auch hier missen wir genauso deutlich war-
nen,

(Zurufe von der LINKEN)

dass diejenigen, die sich Linksextremisten an-
schlieffen und nicht von ihnen distanzieren, eben
nicht fir unsere Demokratie kampfen, sondern
auch sie machen sich gemein mit Verfassungsfein-
den.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der AfD)

Meine Damen und Herren, wenn wir Uber unsere
Verfassung, Uber unsere Grundwerte und Grund-
rechte reden, dann ist fir uns zumindest klar: Wir
lehnen jede Form von Extremismus ab, ob er von
links, von rechts oder religiés motiviert ist.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Oder die
Mitte!)

Das ist das Entscheidende. Und das muss auch
unsere Botschaft sein.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Alexander
Wolf AfD)

Das muss unsere Botschaft sein, das muss unsere
Antwort an alle Extremisten sein. Gerade in diesen
Tagen, mit den Bildern aus Chemnitz vor Augen,
sind wir als Demokraten Uber alle Parteigrenzen
hinweg gefordert. Unsere Haltung muss klar und
deutlich sein: In Hamburg und nirgendwo in
Deutschland darf es Raum und Verstandnis fir Ex-
tremismus geben. Der Staat darf auf keinem Auge
blind sein. Deshalb wiinsche ich mir den Schulter-
schluss aller Demokraten gegen jede Form von
Extremismus, hier in Hamburg und Uberall, denn
Freiheit braucht immer jemanden, der sie vertei-
digt. Lassen Sie uns das gemeinsam, lassen Sie
uns das entschlossen tun. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Frau
Schneider fur die Fraktion DIE LINKE.

Christiane Schneider DIE LINKE: Vielen Dank. —
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Am
26. August wurde Daniel H. in Chemnitz getotet.
Mutmalliche Tater sind junge Manner aus dem
Irak und Syrien. Nichts kann diese schlimme Tat

rechtfertigen, die traurig macht, wie jede Tétung ei-
nes Menschen traurig macht. Am gleichen Tage
rotteten sich rund 800 Rechte aus der Hooligan-
und Kampfsportszene und andere Rechtsextreme
sowie Mitlduferinnen und Mitlaufer in Chemnitz zu-
sammen. Teilweise kam es zu Jagdszenen auf an-
ders aussehende Menschen. Am Montag darauf
versammelten sich bis zu 6 000 Nazis — diese hat-
ten bundesweit mobilisiert — und andere Rechte.
Auch diese Zusammenrottung war sehr aggressiv:
immer wieder HitlergruB, immer wieder Ubergriffe
auf Teilnehmerinnen und Teilnehmer einer Gegen-
demonstration.

Tags darauf, am Dienstag, hatte die AfD-Fraktion
einen Herrn Klonovsky ins Rathaus geladen, per-
sonlicher Referent von Herrn Gauland. Die AfD hat
das Video dieser Veranstaltung auf ihre Facebook-
Seite gestellt. Horen Sie, was Herr Klonovsky sagt,
zwei Tage nach dem Mord und einen Tag nach
dem rechten Aufmarsch. Zitat:

"Wir erleben momentan vielleicht den Kip-
ping Point [...]. Aber vielleicht erleben wir ihn
auch nicht. Wir haben das ja 6fter gehofft,"

— gehofft —

"dass endlich durch dieses Ereignis der
Punkt erreicht sein kénnte, wo der alltagliche
Unfug enden muss, wo irgendwie ein Ereig-
nis eintritt, das signalisiert: Wir machen jetzt
Schluss mit dem neudeutschen Wahnsinn."

— Zitatende. Und weiter — Zitat —:

"Wir hoffen, dass Chemnitz so ein Signal
sein konnte. Aber wir missen auf das
nachste warten und auf das Ubernachste,
bis die Hexe endlich tot ist."

— Zitatende. Gejohle und tosender Beifall des AfD-
Publikums.

(Zurufe — Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Und das
in unserem Rathaus!)

Kann man die politische Instrumentalisierung einer
schlimmen Gewalttat zynischer kommentieren?

(Zuruf: Nein!)

"Bis die Hexe endlich tot ist." Naturlich meinte Herr
Klonovsky, wie er gleich betonte, nicht den physi-
schen, sondern den politischen Tod von Bundes-
kanzlerin Merkel. Aber er meinte auch nicht einen
bloRen Austausch der Regierungsspitze, genauso
wenig wie es den Veranstaltern und Freunden der
"Merkel muss weg"-Demonstrationen darum geht,
Frau Merkel gegen eine andere Person auszutau-
schen. Es geht der Rechten um mehr: Es geht ihr
um einen Systemwechsel.

(Beifall bei Ewald Aukes FDP)

Die "Merkel muss weg"-Demonstrationen in Ham-
burg und anderswo sind Teil einer Kampagne, die
auf diesen Kipping Point hinarbeitet. lhre Hambur-
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ger Organisatoren sind Manner mit teils langer, auf
jeden Fall extrem rechter Geschichte, Manner aus
der rechten Tursteher- und Hooliganszene. Am An-
fang haben sie sich noch im Hintergrund gehalten;
Hintermanner halt. Aber inzwischen kann das tat-
sachlich jeder wissen, der zu diesen Kundgebun-
gen geht. Sie versuchen, mit diesen "Merkel muss
weg"-Demonstrationen das Ressentiment und den
Hass, der sich in Teilen der Bevdlkerung breit-
macht, auf die Stralte zu bringen. Sie waren bisher
nicht so erfolgreich, und das ist nicht unwesentlich
ein Erfolg der vom Hamburger Bindnis gegen
Rechts organisierten Gegendemonstrationen.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Nebahat Giiglii fraktionslos)

Auch heute hat das Hamburger Bindnis gegen
Rechts eine Gegendemonstration angemeldet.

In der rechten Kampagne spielt die AfD eine wich-
tige Rolle. Dass ihr Verband in Mitte zur heutigen
"Merkel muss weg"-Kundgebung aufruft, ist nicht
einmal das Wichtigste. Wichtiger ist, dass und wie
die AfD den Hass schirt, der sich auf den Stral3en
entladen soll. Schauen Sie sich zum Beispiel die
Facebook-Seite der Fraktion an, wie professionell
Hasskampagnen gegen Personen entfesselt und
damit zugleich das Ressentiment gegen Men-
schengruppen geschirt wird. Was glauben Sie,
was sich in den Kommentaren entladt, wenn zum
Beispiel scheinheilig gefragt wird, was man davon
halte, dass Ole von Beust sagt, Hamburg sei bereit
fir eine muslimische Blrgermeisterin? Ja, richtig:
eine Flut von homophobem, antiislamischem, ras-
sistischem, manchmal gewaltgeschwangertem
Hass. Und das bleibt da alles stehen. Das ist ge-
wollt. Und das ist nur ein Beispiel fir den Angriff,
den die AfD im Moment vor allem in den sozialen
Medien fuhrt — schamlos, grenzenlos, ein Angriff
auf den Grundkonsens der offenen Gesellschaft:
Die Wirde des Menschen ist unantastbar.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, der CDU,
den GRUNEN, der FDP und bei Nebahat
Gliglii fraktionslos)

Ein Angriff, der definieren soll, wer dazugehort in
dieser Gesellschaft und wer nicht dazugehdren
soll: Andersaussehende, Andersglaubige, Anders-
denkende, inzwischen auch kritische Journalisten
und, und, und. Und all das kommt in den Kundge-
bungen zur Sprache, wenn es wieder heil3t: Merkel
muss weg. Und all das wird auf diesen Kundge-
bungen offen ausgesprochen.

Auf diese rechten Provokationen brauchen wir eine
demokratische, eine republikanische Antwort.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Nebahat Giiglii fraktionslos)

Ich bin gleich am Ende. Nach den Ereignissen in
Chemnitz hat der Zentralrat der Juden diese Ant-
wort so formuliert — Zitat —:

"Es ist jetzt Birgerpflicht, sich dem rechten
Mob entgegenzustellen. Nie wieder darf es
in Deutschland akzeptiert werden, dass
Menschen nur wegen ihres AuReren oder ih-
rer Herkunft angegriffen werden. Nie wieder
dirfen wir es hinnehmen, dass eine politi-
sche Gruppe bestimmt, wer dazugehdrt und
wer nicht!"

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN, der FDP, vereinzelt bei der CDU und
bei Nebahat Giiglli fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, jetzt bekommt Herr Jarchow das Wort flr die
FDP-Fraktion.

Carl-Edgar Jarchow FDP: Frau Prasidentin, mei-
ne lieben Damen und Herren! Es ist schon zu die-
sem Thema von meinen Vorrednern sehr viel Rich-
tiges gesagt worden,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Rednerinnen!)

dem ich mich durchaus anschlielen kann. Ich
mochte das gar nicht alles in Einzelheiten wieder-
holen. Bezug nehmend auf den Titel der heutigen
Aktuellen Stunde, Extremismus beim Namen nen-
nen: Ja, unbedingt. Das ist notwendig, das wissen
wir. Ich glaube aber, das reicht nicht, denn wir
mussen uns sicherlich damit beschéaftigen, die Ur-
sachen zu erforschen, Konsequenzen daraus zu
ziehen; auch das wird immer wieder gefordert. Wir
kénnen uns natlrlich an der AfD abarbeiten, und
da ist sehr viel Richtiges gesagt worden von Chris-
tiane Schneider, nur: Es muss uns doch eigentlich
darum gehen, nicht nur uns an der AfD abzuarbei-
ten, sondern die Leute, die sich im Moment vorstel-
len kénnen, die AfD zu wahlen, in einer moglichst
groRen Anzahl zuriickzuholen zu den demokrati-
schen Parteien.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU, den
GRUNEN und bei Martin Dolzer DIE LINKE)

Es gibt sicher einen Prozentsatz von diesen Wah-
lern, die wir nicht zurickgewinnen werden kénnen,
weil sie einfach nicht erreichbar sind, nicht fir Ar-
gumente, nicht flr Fakten, fir gar nichts. Aber es
gibt doch sicherlich, so hoffe ich zumindest und
glaube es auch, einen sehr viel groReren Teil von
enttduschten,  verunsicherten  Blrgern, die
durchaus keine Extremisten sind. Die sind trotz-
dem daflr verantwortlich, wenn sie sich mit denen
auf eine Demo stellen, um das ganz klar zu sagen.
Aber sie sind im eigentlichen Sinne keine Extremis-
ten, sondern sehen vielleicht nur keine andere
Méglichkeit, ihrer Enttduschung, ihrer Unzufrieden-
heit Luft zu machen, als dass sie, um die etablier-
ten Parteien zu argern, AfD wahlen. Ich glaube,
gerade die mlssen wir versuchen zurtiickzugewin-
nen.

(Zuruf von Hansjérg Schmidt SPD)
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— Herr Tabbert, Sie haben doch sicherlich noch
das Wort. Oder wer war es? Entschuldigung. Herr
Schmidt.

Meine Damen und Herren! Bei der heutigen Demo
sind Rechtsstaat und Zivilgesellschaft gefordert.
Ich bin mir ganz sicher: Im Gegensatz zu den kiirz-
lich rechtsstaatlichen Kontrollverlusten in Chemnitz
haben die Sicherheitsbehérden in Hamburg das
durchaus im Griff, werden die heutigen "Merkel
muss weg"-Demos stets rechtzeitig, mit ausrei-
chenden Kréaften und notwendiger Konsequenz
vonseiten der Polizei verfolgt. Es zeichnet sich ab,
dass das auch heute der Fall sein soll. Ich gebe al-
lerdings zu bedenken, dass angesichts der enor-
men Einsatzkrafte, die die Sicherheitsbehdérden im
Kontext mit der sehr Uberschaubaren Versamm-
lung von Merkel-Gegnern — man hdrte gestern von
250, die erwartet werden — jedes Mal aufbieten
mussen, sich die Akteure aus der Zivilgesellschaft
doch einmal Uberlegen sollten, ob ein Aufruf zur
Teilnahme an zeitgleichen Gegenveranstaltungen
zielfiihrend oder gar kontraproduktiv sein kann.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Notwendig!
Notwendiger geht’s gar nicht!)

— Die sind notwendig, aber sie missen ja nicht
zeitgleich sein. Denn durch diese Zeitgleichheit ...

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

— Ich bitte, das einfach einmal zu bedenken. Viel-
leicht darf ich den Gedanken &ufern; herzlichen
Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Die Zeitgleichheit fuhrt meiner Meinung nach im-
mer auch zu einer Aufwertung einer relativ kleinen
"Merkel muss weg"-Demo, die ansonsten vielleicht
gar nicht die Aufmerksamkeit bekommen hatte, die
sie so erhalt.

Der Innensenator hat vollig zu Recht deutlich ge-
macht, dass diejenigen, die an der "Merkel muss
weg"-Demo teilnehmen, sich wissentlich mit
Rechtsextremisten gemein machen; das muss
man so deutlich sagen. Er hat auch darauf hinge-
wiesen, dass sich aufseiten der Gegendemons-
tranten linksextremistische Gruppierungen an-
schlielen, denen der Rechtsstaat, lassen Sie es
mich so sagen, auch nicht unbedingt am Herzen
liegt. Das sollten wir wissen.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Wir Demokraten sollten dramatische Lagen weni-
ger zur eigenen Profilierung nutzen, sondern uns
stets fragen, ob wir im Ergebnis nicht eher den
Karren der Demokratiegegner ziehen, sei es durch
Verschaffung von mehr Aufmerksamkeit, sei es
durch eine Bestatigung von deren Selbstverstand-
nis und Selbstinszenierung als verfolgte Stimme
der schweigenden Mehrheit.

(Danial llkhanipour SPD: Das war die Strate-
gie in Sachsen!)

Wenn Versammlungen dadurch gepragt werden,
dass sich gemaRigtere Birger aus Angst vor krimi-
nellen Angriffen militanter Gegner auf der An- und
Abreise — wie am Dammtorbahnhof — nicht mehr
hin trauen, ist das mitnichten ein Sieg der Demo-
kratie und fuhrt eher zu mehr Ruckhalt, fur gefahrli-
che Rechtsextremisten in diesem Falle.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Bei all diesen Debatten sollten wir als Demokraten
nie die eigentlichen Ursachen der populistischen,
radikalen und extremistischen Phanomene dieser
Tage vergessen: die Sorgen und Angste vieler
Burger vor ungelésten Zukunftsfragen, die von Re-
gierungen und den sie tragenden demokratischen
Parteien nicht oder nur zdgerlich angegangen wer-
den. Ich denke, dass dies die Aufgabe ist, die uns
in Zukunft bevorsteht: diese Aufgaben zu l6sen
und die Menschen zurtickzugewinnen, die sich mo-
mentan noch verirrt haben und glauben, mit der
Wahl von extremistischen Parteien die Lage I6sen
zu koénnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Fir die AfD-Fraktion be-
kommt nun Herr Dr. Wolf das Wort.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrtes Prasidi-
um, meine Damen und Herren! Selten habe ich ei-
ne scheinheiligere Anmeldung zur Aktuellen Stun-
de gehort als heute diese Formulierung der GRU-
NEN: "Rechtsextremismus beim Namen nennen:
Bei neuer Mittwochs-Demo sind Rechtsstaat und
Zivilgesellschaft gefordert". Das muss man sich
einmal auf der Zunge zergehen lassen, wie hier die
moralische Keule geschwungen wird.

Schauen wir doch einmal, wo hier Zivilgesellschaft,
wo Mut und Courage zu finden sind, denn das, Mut
und Courage, auch vor Kodnigsthronen, das ist
wahre Zivilgesellschaft, das ist der rechte Birger-
sinn. Auf der einen Seite stehen hier Regierungs-
stellen und Mainstream-Medien, die Worte wie "Zi-
vilgesellschaft" oder das scheinheilige "Aufstand
der Anstandigen" im Munde fiihren, denen hinter-
herzulaufen es aber gerade keinerlei Muts bedarf,
denn die selbst ernannten Ansténdigen beten nur
eine Mehrheitsmeinung nach, und das noch mit re-
gierungsamtlicher Billigung.

(Martin Dolzer DIE LINKE: Nee, die haben
die Menschenwirde im Blick!)

Und wiirde es auch nur ein Quantchen Mut erfor-
dern, wirde man von diesen selbst ernannten An-
standigen nicht einmal eine Nasenspitze sehen.
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(Wolfhard Ploog CDU: Das ist ja wohl 'ne
Frechheit!)

Oder erfordert es grolReren Mut, auf die Stralde zu
gehen und gegen die Regierung zu demonstrieren,
auf die Gefahr hin, als rechtsradikal und wer weil}
was alles diffamiert zu werden?

(Zurufe)

Heute findet nach einer Pause eine weitere "Mer-
kel muss weg"-Demo in Hamburg statt.

(Dennis Gladiator CDU: Und wer meldet sie
an?)

Das ist keine AfD-Demo, sondern eine Demonstra-
tion freier Blrger; Burgergesellschaft im besten
Sinne.

(Milan Pein SPD: Von bekannten Rechtsex-
tremisten angemeldet!)

Wer zur Demo geht, mdchte sagen: Merkel muss
weg. Das ist das legitime, demokratische Recht ei-
nes Staatsbirgers in einem freiheitlichen Rechts-
staat, der von seinem Grundrecht Gebrauch ma-
chen will. Und was fallt dem Hamburger Innense-
nator, SPD, Andy Grote und dem Verfassungs-
schutz dazu ein? Herr Grote twitterte schon am
19. Juli, fast sieben Wochen vor der Demonstration
— Zitat —

"Jeder, der dort mitmarschiert, weil genau,
dass er mit Extremisten gemeinsame Sache
macht."

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN und vereinzelt bei der CDU — Zurufe
von der SPD: So ist es!)

Mit anderen Worten: Birger, bleibt schén zu
Hause. Das muss man sich einmal auf der Zunge
zergehen lassen. Blrger wollen gegen ihre Regie-
rung demonstrieren, weil sie deren Politik, hier die
Politik der offenen Grenzen, fiir falsch und fir zer-
stérerisch halten, und ein Landesinnenminister,
dessen Partei in Hamburg genauso wie in Berlin
regiert, sagt: Birger, bleibt schon zu Hause, de-
monstriert ja nicht gegen die Regierung.

(Zurufe von der CDU und den GRUNEN)

Was fir ein Staatsverstandnis kommt hier eigent-
lich zum Vorschein? Ist das eines freiheitlichen,
demokratischen Staates wiirdig

(René Gégge GRUNE: Damit haben Sie
doch gar nichts zu tun!)

oder ist das nicht das Staatsverstandnis friiherer
Jahrhunderte, in denen der Polizeiminister seinen
Untertanen sagte, bleibt schén zu Hause und
muckt nicht auf?

(Dennis Gladiator CDU: Das ist lhre Vergan-
genheit!)

Mich erinnert das an Metternich und an Fouché.

(Zurufe)

Wohlgemerkt, ich kann und will hier nicht die Orga-
nisatoren der Demo verteidigen;

(Zurufe von der SPD, der CDU und den
GRUNEN: Nein!)

ich kenne sie gar nicht und kann mir kein Urteil er-
lauben.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Sie haben die nur
eingeladen!)

— Wir haben nicht zu der Demo eingeladen.
(Zuruf: Die Organisatoren eingeladen!)

Was ich aber sehe, ist: Da stellt der Innensenator
Behauptungen in den Raum zu einem Neben-
aspekt, sogenannter rechtsextremistischer Hinter-
grund,

(Zurufe: Ein Nebenaspekt?)

und das auf diinnster Faktenbasis, ohne Ross und
Reiter zu nennen.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Wolf, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Dr. Tjarks?

Dr. Alexander Wolf AfD (fortfahrend):* Nein. —
Und was ist das Ergebnis, wenn nicht das Ziel?
Das Anliegen der Burger wird diskreditiert. Der
Staat schiichtert schon im Vorfeld der Versamm-
lung die Birger ein, die daraufhin zu Hause blei-
ben. Artikel 8 unseres Grundgesetzes aber sagt:

"Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne
Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und oh-
ne Waffen zu versammeln."

Das Recht muss fir alle gelten, denen es zuge-
sprochen wird, ohne Einschrankung und Vorbehal-
te gegenlber deren Gesinnung, solange sie sich
friedlich und ohne Waffen versammeln. Jeder
Deutsche, der von diesem Recht Gebrauch macht
— wohlgemerkt: friedlich und ohne Waffen —, setzt
ein Zeichen fir Courage und Mut und verteidigt die
Bulrgergesellschaft gegen den Obrigkeitsstaat, der
heute nicht mehr mit Perlicke und Schnallenschu-
hen auftritt, sondern in Gestalt eines sozialdemo-
kratischen Innensenators und seines Verfassungs-
schutzes. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD — Milan Pein SPD: Pfui!)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Das Wort bekommt Herr Dr. Flocken.

(Glocke)
Das Wort hat Herr Dr. Flocken.
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Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Prasidentin, sehr verehrte Volksvertreter, lie-
be Landsleute! Die MMW-Demo — warum? Gegen
unsere Verfassung, gegen deutsche Gesetze, ge-
gen europdische Vertrage, gegen die Lebensinter-
essen unseres Volkes lasst die Herrscherin eines
kulturell, wirtschaftlich und wissenschaftlich fortge-
schrittenen Volkes eine Million Manner rein.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das ist so wider-
lich, falsch und unwahr!)

Die meisten glauben an ein Fantasiewesen, das
Eroberung und Mord befiehlt. Es folgt eine Kette
von vorhergesehenen Ereignissen: Invasoren ver-
drangen Ureinwohner aus Offentlichen Raumen,
zuletzt in Chemnitz.

(Zurufe)

Invasoren brandschatzen, rauben, vergewaltigen,
morden. Wer das anprangert, wird niedergebrtillt.
Die Obrigkeit und ihre Medien fordern Empathielo-
sigkeit nach dem Motto: Blut wegwischen, Leiche
verscharren, Sache vergessen. Allenfalls Lippen-
bekenntnisse zur Pietat ...

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Flocken, das geht so nicht. Das ist Uber die
Grenze dessen ...

(Anhaltender Beifall bei der SPD, der CDU,
den Grinen, der LINKEN und der FDP —
Dr. Ludwig Flocken fraktionslos: Kobnnen Sie
die Uhr anhalten? — Glocke)

Herr Dr. Flocken, bitte besinnen Sie sich auf unse-
re Pflicht als Parlamentarier, den Diskurs hier zu
fihren in einer Art und Weise, die den Rechtsstaat
férdern und nicht zerstoren soll.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den Griinen,
der LINKEN und der FDP)

Wir wollen uns alle bemihen, das, was auf der
StralRe stattfindet, nicht ins Parlament zu tragen,
und deswegen bitte ich Sie, sich in Ihrer Wortwahl
zu maRigen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
Mord wird als Tod bei einem Streit bezeichnet. Ku-
scheljustiz mit Strafmal unter dem Niveau von
Sachbeschadigung. Dagegen haben die Sachsen
rebelliert. Wut mischt sich zur Trauer. So weit alles
eine normale Folge der faschistischen Invasion.

(Zurufe von der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Ein einzelner Ruf nach Blutrache wurde medial
dankbar multipliziert, blieb aber isoliert — natirlich.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Flocken, ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der CDU)

und ich rufe Sie zur Sache. Bitte fahren Sie fort.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
Natirlich wurde der Ruf nach Blutrache isoliert in
einem Land, das vor Jahrhunderten den Rechts-
staat an die Stelle von Blutrache gestellt hat, an-
ders als die Herkunftslander. Dennoch: Fir die
Staatspropaganda war der Ruf ein Geschenk des
Himmels oder vielleicht auch sehr irdischer Krafte,

(Anna Gallina GRUNE: Héren Sie auf mit
dieser rassistischen Scheille, das will keiner
horen! — Abgeordnete der SPD, Griinen und
LINKEN verlassen den Plenarsaal.)

genau wie die Bilder von ausgestreckten Armen
und kleinkriminelle Lebenslaufe der Demomacher.
So kommt die Hetze zum Héhepunkt. Von Zusam-
menrottungen ist die Rede, wie bei Honecker in
seinen letzten Tagen und wie im Strafgesetzbuch
der DDR stand, im Gegensatz zur Versammlungs-
freiheit im Grundgesetz. So kommt die Unwahrheit
zum Hoéhepunkt. Von Hetzjagden ist die Rede, oh-
ne Nachweis und gegen die Aussage der Lokal-
presse und des sachsischen Generalstaatsan-
walts. Zusammenrottungen und Hetzjagd sind O-
Ton der Herrscherin und ihres Sprechers. An die-
ser Stelle braucht ein Denkender keine Information
aus freien Medien, um aufzuschrecken. Er kann
das staatliche Propagandagebaude an seinen in-
neren Widersprichen zerbréseln sehen, wenn er
sich sagt, im Jahre 11 nach Verbreitung des
Smartphones ware eine Hetzjagd durch die Stadt
gefilmt, das Video verbreitet worden, zumal im
Staatsfernsehen. Die Hetzjagden hat es also mit
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht
gegeben. Viele Opfer der staatlichen Propaganda-
maschinerie sind hinter den Imperativ der Aufkla-
rung zurlckgefallen,

(Glocke)

sie haben keinen Mut, sich ihres Verstandes zu be-
dienen.

Dass der Staat unser Versammlungsrecht gegen
linksextreme Straftater nicht durchsetzt, am Sams-
tag wieder in Chemnitz, das kennen wir.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Linksextremisti-
sche Straftater?)

—Ja, genau. Die haben die Versammlung blockiert,
nach Versammlungsrecht mit drei Jahren Freiheits-
entzug belegt.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Sie waren ja
dabei, Sie mlssen es ja wissen!)
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Dass die Chemnitzer von einer Oberblirgermeiste-
rin beschimpft werden, die selbst fir die Tétung ei-
nes behinderten Menschen verurteilt wurde, er-
scheint skurril, ist aber wahr.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Flocken, ich erteile lhnen einen weiteren Ord-
nungsruf.

(Beifall bei Stephan Gamm CDU)

Beim nachsten Ordnungsruf entziehe ich lhnen
das Wort.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
Aber geht es noch skurriler? Ja. Der Prasident ruft
Jubeltruppen zu einem Gratiskonzert. Eine Text-
kostprobe, von oberster Stelle empfohlen: dass
Deutschland — weiter rede ich nicht, denn das ware
fakal,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ist es jetzt
schon!)

was ich lhnen nicht zumuten muss. Aber:
"Ich mache Mus aus deiner Fresse."

Das ist ja inzwischen von SPD-Parteivorsitzenden
legitimiert.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das ist der dritte
Ordnungsruf!)

Laut Verfassungsbericht Mecklenburg-Vorpom-
mern haben mehrere Mitglieder der prasidial favo-
risierten Band schwere Straftaten begangen. Zitat:

"Die Tatvorwirfe reichen von Bedrohung,
Nétigung, Landfriedensbriichen (zum Teil in
besonders schweren Fallen) bis hin zu ge-
fahrlicher Kérperverletzung."

Erinnert Sie das an die Vorstrafenregister der
MMW-Macher? Warum prangern Sie dann den
Bundesprasidenten nicht an, wohl aber die AfD?
Ist das etwa Heuchelei?

Weshalb also die MMW-Demo? Weil sie eine fa-
schistische Invasion nach Deutschland losgetreten
hat.

(Dirk Kienscherf SPD: Geht das schon wie-
der los! — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Flocken, ich erteile Ihnen einen dritten Ord-
nungsruf. Ich entziehe Ihnen das Wort, bitte verlas-
sen Sie das Redepult.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der LINKEN und der FDP)

Meine Damen und Herren, ich hoffe, dass wir zu
einem Diskurs zuriickkehren konnen, der ohne die
Herabwirdigung anderer, des Staates oder seiner

Organe einhergeht. Es ist bedauerlich, dass ein
Abgeordneter in unseren Reihen dies nicht ver-
mag. Lassen Sie uns die Debatte fortsetzen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, verein-
zelt bei der FDP und bei Stephan Gamm
CDU)

Das Wort bekommt Frau Gigla.

Nebahat Giiglii fraktionslos: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Wir haben hier ja wirk-
lich viel erlebt, aber das, was sich gerade abge-
spielt hat, ist wirklich unterirdisch und unertraglich.
Ich frage mich: Wie krank muss man sein, Herr
Flocken, dass man so ein wirres Zeug von sich
gibt, das genau das bestatigt, was hier die AfD vor-
hin versucht hat abzustreiten?

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Anjes Tjarks
GRUNE)

Ehrlich gesagt, hat auch der Redner der AfD ...
(Zuruf)

— Jetzt bin ich dran. Sie kdnnen sich nachher zu
Wort melden.

Auch der Redner der AfD hat eigentlich genau das
bestatigt, was die Vorrednerinnen und Vorredner
zu Recht kritisiert haben. Wir haben ein vergiftetes
Klima in unserer Gesellschaft. Das haben wir nicht
erst, seitdem es die AfD gibt. Aber die AfD hat mit
ihrem Wirken, und da kann sie sich noch so sehr
im Gewande der Demokraten prasentieren, immer
wieder gezeigt, dass sie den Schulterschluss sucht
mit Rechtsextremen, mit Neonazis, mit Kamerad-
schaften und Burschenschaften. Nichts von den
Aufmarschen sogenannter besorgter Burger ist
doch dem Zufall Gberlassen, ob in Kandel, ob in
Chemnitz; Sie sind an vorderster Front, wenn es
darum geht, das zu organisieren, und zwar sys-
tematisch.

(Beifall bei den GRUNEN, der FDP und ver-
einzelt bei der SPD)

Das ist Ihre hassliche Fratze, die Sie immer wieder
zeigen.

Aber erschreckend ist, meine Damen und Herren:
Im Grunde genommen konnen wir uns alle nicht
zurlicklehnen und glauben, dass wir mit unserer
Haltung, die wichtig ist, und es ist auch richtig,
dass sie heute Nachmittag oder heute am friihen
Abend gezeigt wird; auch ich werde selbstver-
standlich dort hingehen ... Aber wir haben seit den
Anfangen der Achtzigerjahre ein Problem in unse-
rer Gesellschaft, und ich glaube, wir tun uns nichts
Gutes, wenn wir das teilweise einfach wegreden.
Das ist nicht erst entstanden, seitdem rechtes Ge-
dankengut und Rechtsextremismus mit seinem
parlamentarischen Arm in den Parlamenten noch
einmal eine Kraft erfahren hat. Ich méchte nur erin-
nern: Wir haben Mitte der Achtzigerjahre die Er-
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mordung von Ramazan Avci in Hamburg-Land-
wehr, wir haben Mélin, wir haben Solingen, wir ha-
ben Hoyerswerda und, und, und. Ich kdnnte tau-
send Beispiele aufzahlen, gerade erst vor einem
Tag die Schmierereien hier an der Moschee, die
noch nicht einmal eréffnet ist, Angriffe auf Flicht-
lingseinrichtungen und dergleichen mehr.

Wir haben mit all den Konzepten, die wir bisher
versucht haben, umzusetzen, eigentlich nur magi-
gen Erfolg. Wenn wir nicht wollen, dass diese
hassliche Fratze weiter an Boden und Terrain ge-
winnt, reicht es nicht, nur zur Demonstration zu ge-
hen, die sicherlich sehr wichtig ist, sondern wir
mussen unsere Konzepte Uberdenken, wir miissen
mehr Mittel in die Hand nehmen, um dieses Ge-
dankengut schon viel friiher zu bekadmpfen. Sonst
werden wir hier immer noch Debatten fuhren und
uns solche kranken Argumente anhdren. Ich finde
das nach wie vor unertraglich.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und ver-
einzelt bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, das Wort bekommt Herr Dr. Tjarks.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Wolf,
wenn Sie hier reden, wem kommt da nicht die Me-
tapher "Der Wolf im Schafspelz" in den Sinn?

(Beifall bei den GRUNEN, der LINKEN und
vereinzelt bei der FDP)

Ich glaube, es ist an der Zeit, lhnen einmal ein
bisschen die Realitat zu erklaren. Die Realitat ist
namlich: In diesem Land gibt es Meinungsfreiheit.
In diesem Land gibt es Pressefreiheit. In diesem
Land gibt es Versammlungsfreiheit, und der Staat
und der Innensenator und die Polizei schutzen die-
se Versammlungsfreiheit auch fur Sie, obwohl Sie
den Staat verachten.

(Dr. Alexander Wolf AfD: Unterstellung!)

Das ist die Realitat, und dem sollten Sie sich ein-
mal stellen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der
CDU und der FDP)

Sie kommen doch an den Fakten nicht vorbei. Herr
Gauland, |hr Partei- und Fraktionsvorsitzender:

"Wir werden sie jagen!"

Was ist denn in Chemnitz passiert? Es ist doch
das Entscheidende, dass wir alle verstehen — und
jeder auller lhnen versteht es —, die AfD ist der Ta-
ter und nicht das Opfer, wie Sie es uns weisma-
chen wollen. Das ist doch der eigentliche Punkt,
der dahinter steht.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN, der FDP und bei Wolfhard Ploog CDU)

Und das ist ja nur ein Beispiel. |hr Partei- und Frak-
tionsvorsitzender im Deutschen Bundestag will Mit-
glieder der Bundesregierung — ich zitiere — "in Ana-
tolien entsorgen" lassen. Dieser Mann sagt: 50 Mil-
lionen Menschen ermordet, 6 Millionen Juden
Europas im Holocaust, das ist "ein Vogelschiss"
der deutschen Geschichte — Zitatende. Das ist
nicht nur unwirdig, das ist nicht nur menschenver-
achtend, sondern es ist gegen die konstituierenden
Prinzipien unseres Staats, unserer Gesellschaft.
Herr Nockemann, und deswegen, ich hatte das
nach der Rede letzte Woche bei Ihnen nicht ge-
dacht, bleibe ich dabei: Diese Partei verachtet un-
seren Staat.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN und vereinzelt bei der CDU und der
FDP)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Tjarks, gestatten Sie eine Zwischenfrage oder
Zwischenbemerkung des Abgeordneten Nocke-
mann?

Dr. Anjes Tjarks GRUNE (fortfahrend):* Nein, ich
mo&chte an der Stelle uneingeschrankt fortfahren in
der Argumentation. Das gilt namlich auch fur Ihre
Fraktion. Teile Ihrer Fraktion haben hier einen An-
trag zu dem Feiertag eingebracht, in dem stand:
Der 8. Mai — der Tag der Befreiung, der Tag des
Endes der Ermordung von 50 Millionen Men-
schen — sei nicht uneingeschrankt positiv zu se-
hen. — Zitatende.

Herr Wolf, Sie haben — nicht als Jugendlicher, son-
dern deutlich spater — ein Liederbuch herausge-
bracht, in dem Lieder der Hitlerjugend verlegt sind.
Man muss es doch einfach einmal sagen: Sie ha-
ben diejenigen, die die "Merkel muss weg"-De-
monstrationen bisher angemeldet haben, auf Ihrer
Veranstaltung im Rathaus sprechen lassen. Des-
wegen ist es doch klar, wenn der Verfassungs-
schutz sagt, da gebe es Verbindungen, dass die
so offensichtlich sind, dass niemand sie Ubersehen
kann — aulder Sie selbst, weil Sie sie nicht sehen
wollen. Das ist ein weiterer Punkt, der dahinter
steht. Es ist nur neu, dass Sie, Herr Nockemann,
der Sie als Beamter der Stadt dienen und hier letz-
te Woche eine nicht unbemerkenswerte Rede zum
Radikalenerlass gehalten haben, mittlerweile unse-
re Sicherheitsorgane so verachten, wie ich das bis-
her nicht fur moéglich gehalten habe. Das ist die
Realitat, mit der Sie sich auseinandersetzen kon-
nen. Herr Nockemann, Sie drohen zum zweiten
Herrn Kruse zu werden, der sagt: Mein Programm
ist albern, téricht, damlich und peinlich,

(Dirk Nockemann AfD: Was habe ich ge-
sagt?!)

aber ich bin weiterhin das Gesicht dieser Partei. —
Vielen Dank.
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(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der
CDU, der LINKEN und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Abaci bekommt das
Wort fiir die SPD-Fraktion.

Kazim Abaci SPD:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, vielen Dank fur Ihre klaren Worte.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren! Seit den Ereignissen in
Chemnitz die Rechtsradikalitdt nur zum sachsi-
schen Problem zu erklaren wirde die nationale Di-
mension dieses Problems verkennen. Die AfD sitzt
in 14 von 16 Landesparlamenten und ist als Oppo-
sitionsflihrer im Bundestag vertreten; die AfD sitzt
auch hier in der Hamburgischen Bulrgerschaft. Es
ist an der Zeit, sich von der Vorstellung zu verab-
schieden, man habe es bei dieser selbsternannten
Alternative nur mit einer neuen Oppositionspartei
zu tun. Sie sind keine lustige konservative Reform-
partei, das haben wir heute noch einmal gesehen.
Wahrend sich die AfD als parlamentarischer Arm
einen burgerlichen Anstrich verleiht, verbridert sie
sich auf der Stra’e mit Rechtsextremisten und den
hartesten Nazis, die diese Republik hergibt. Ein
Teil der AfD-Funktiondre erflllt nach jedem wis-
senschaftlichen Parameter die Kriterien des
Rechtsextremismus. Auch in Hamburg sieht die
AfD keine Probleme, mit den Rechtsextremisten
Schulter an Schulter zu demonstrieren.

Meine Damen und Herren! Die Haushaltsberatun-
gen sind die Sternstunde des Parlaments. Zurzeit
finden die Beratungen in den Ausschiissen statt.
Aber was sehen wir? Die AfD nimmt ihre Aufgabe
als Teil dieses Parlaments nicht wahr. Entweder
sind Sie in den Ausschissen nicht dabei oder Sie
beteiligen sich an den Beratungen nicht. Aber das
ist gerade ein Auftrag auch eurer Wahlerinnen und
Wabhler: parlamentarische Arbeit zu machen statt
mit den Nazis zu demonstrieren. Das geht nicht.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Sabine Boeddinghaus DIE LINKE)

Die AfD lauert doch gerade darauf, dass Situatio-
nen entstehen, in die Flichtlinge involviert sind, die
sie instrumentalisieren und den einzelnen Vorfall
generalisieren kann. Aber auch lhre Kleinen Anfra-
gen oder Grolien Anfragen, womit beschaftigen sie
sich? Mit dem Thema Fluchtlinge, mit dem Thema
Muslime und in diesem Zusammenhang auch mit
der Kriminalitdt. lhre Partner, die Hooligans und
Rechtsextreme, haben aber gerade mit den Sala-
fisten mehr gemein, als Sie sich eingestehen méch-
ten. Schnittmengen: politisch primitive Gebiete, An-
tisemitismus, Homophobie, Frauenfeindlichkeit,
Autoritatssehnsucht, Selbstjustizmentalitat, konser-
vative Familienmodelle, eklatante Minderwertig-
keitskomplexe — das verbindet gerade die Sala-

fisten und eure Partner. Und dann kénnen Sie sich
nicht hier hinstellen und sagen, Sie seien die grof3-
ten Gegner des Salafismus. Das ist eine Luge.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, verein-
zelt bei der LINKEN und bei Wolfhard Ploog
CDU)

Wir sehen daran: Respekt, Weltoffenheit und Tole-
ranz, Demokratie und Rechtsstaat sind keine
Selbstverstandlichkeit, sie missen immer verteidigt
und geschutzt werden.

(Glocke)

Rechtsextremismus muss repressiv, aber auch
praventiv bekdmpft werden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Nockemann fir die AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Der Artikel 8
des Grundgesetzes ist konstitutiv fir unsere Ver-
fassung. Man kann diesen Artikel 8 einschranken,
indem man, verfassungsmaflig oder nicht verfas-
sungsmaRig, Veranstaltungen verbietet, de jure.
Da stehen die Verfassungsgerichte entgegen. Man
kann aber diese Versammlungen auch dadurch
einschranken, indem man auf bestimmte Art und
Weise vor einer Versammlung warnt; das ist eine
faktische Einschrankung. Und was ich immer ge-
sagt habe, ist: Man muss dieses scharfe Schwert
sorgfaltig fuhren. Man muss es nach Abwagung
fUhren.

Worauf ich Wert lege, ist: Wenn der Verfassungs-
schutz darlegt, dass die Veranstalter einer Organi-
sation rechtsextremistisch sind, dass wir dann
auch ein Recht darauf haben zu erfahren, was
man den Leuten vorwirft. Sind sie Mitglied in einer
extremistischen Partei gewesen?

(Christiane Schneider DIE LINKE: Ja, sind
siel)

— Habe ich noch nicht gehért.

Sind sie Mitglied in rechtsextremistischen Organi-

sationsstrukturen gewesen? Wir haben gefragt.
Wir haben keine Antwort bekommen.

Alle wissen, dass die AuRerungen des Landesamts
fur Verfassungsschutz immer ein zweischneidiges
Schwert sind. Das sage nicht nur ich.

(Zuruf)

— Nein, nein, ich kritisiere die Sicherheitsbehorden
nicht.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Nein?)

Das kdnnen Sie in der "Frankfurter Allgemeinen
Zeitung" nachlesen. Das konnen Sie in der "Sud-
deutschen Zeitung" nachlesen. Uberall unterhalten
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sich die Kommentatoren sehr detailliert und sehr
vorsichtig dariber, dass man dieses scharfe
Schwert nicht unzulassigerweise einsetzt und dass
man sehr wohl erwarten kann, wenn so eine De-
monstration mit bestimmten Organisatoren auf ei-
ner Basis steht, die rechtsextrem ist, dass man
nachlegt und es beweist oder zumindest glaubhaft
macht durch Mitgliedschaften in irgendwelchen ex-
tremistischen Vereinigungen. Das ist nicht passiert,
und das habe ich kritisiert.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das wird ja gleich
kommen!)

— Das kommt gleich. Ich komme auch gleich noch
ein paarmal.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Wird irgendwie
immer enger fiir Sie!)

— Nein, flr mich wird es hier Uberhaupt nicht eng.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Also halten wir
fest: Sie kritisieren den Verfassungsschutz!)

Frau Modller, Sie lassen ja keine Gelegenheit aus,
um so eine Mittwochsdemo in Hamburg in Zusam-
menhang mit der AfD zu bringen.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Haben Sie die
denn eingeladen ins Rathaus?)

Und dann haben Sie vorhin gesagt, in Chemnitz
habe Mob und Hetzjagd stattgefunden. Ich habe
gerade eben gelesen, dass der sachsische Minis-
terprasident, Herr Kretschmer, heute eine Regie-
rungserklarung abgegeben hat. Er hat gesagt
— wortwortlich —:

"Es gab keinen Mob, es gab keine Hetzjagd
[...]1."
(Zurufe)

Sie haben dort ein Bild verbreitet und instrumenta-
lisieren dieses Bild fur alle "Merkel muss weg"-De-
monstrationen. Und da sagen wir: Wir missen kri-
tisch bleiben. So ein Vorgehen lehnen wir ab. Das
ist keine Kritik an den Sicherheitsbehorden.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Se-
nator Grote.

Senator Andy Grote: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren Abgeordnete! Die Ereignisse in
Chemnitz konnten keinen Demokraten kaltlassen
und sie werfen auch ein Licht auf die Situation in
Hamburg.

Mit der heutigen Mittwochsversammlung finden die
seinerzeit montaglich ebenfalls mit dem Tenor
"Merkel muss weg" durchgefiihrten Kundgebungen
ihre Fortsetzung, allerdings mit einer wesentlich
deutlicheren rechtsextremen Pragung. Darlber hat
das Landesamt fur Verfassungsschutz gestern, wie

es seine Aufgabe ist, die Offentlichkeit informiert.
Der Verfassungsschutz ist ein Frihwarnsystem un-
serer Demokratie. Diese Funktion nimmt es wahr
gegeniber jeder Form von Extremismus.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der FDP und bei Nebahat Giiglii frakti-
onslos)

Diese Pragung ergibt sich einmal durch die nun of-
fen auftretenden Organisatoren und Anmelder, de-
nen ein rechtsextremer Hintergrund zugeordnet
werden kann, und zum anderen aus der Vernet-
zung der "Merkel muss weg"-Initiative, der immer
offeneren und intensiveren Vernetzung gerade
auch Uber die sozialen Medien mit anderen als
rechtsgerichtet und rechtsextrem eingestuften
Gruppierungen. Das Organisationskomitee der
"Merkel muss weg"-Kundgebungen wird deshalb
bereits seit einiger Zeit vom Verfassungsschutz be-
obachtet. Es kann also keine Zweifel daran geben,
dass es Rechtsextremisten sind, die hier versu-
chen, auf Hamburgs Strallen Full zu fassen, und
es liegt an uns allen, daflir zu sorgen, dass das
nicht gelingt.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der LINKEN, der FDP und bei Neba-
hat Giiglii fraktionslos)

Die Hamburger Polizei wird mit starken Kraften vor
Ort sein. Sie wird die Versammlung sehr eng und
aufmerksam begleiten. Sie wird bei Straftaten kon-
sequent einschreiten. Sie wird alles tun, um ge-
walttatige Auseinandersetzungen zu unterbinden.
Dabei ist uns natirlich auch klar, dass ein bedeu-
tender Teil des Gewaltpotenzials aufseiten der Ge-
gendemonstranten zu befiirchten ist.

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Ich denke, wir kbnnen dennoch heute von einem
sehr deutlichen und breiten Gegenprotest ausge-
hen, und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, verein-
zelt bei der LINKEN und bei Nebahat Giiglii
fraktionslos)

Hamburg ist kein gutes Pflaster fir Rechtsextre-
mismus. Die Szene ist klein und sie ist nicht be-
sonders bedeutend. Das muss auch so bleiben.
Unsere gesellschaftlichen Abwehrkrafte sind stark,
aber auch wir sind nicht immun gegen menschen-
feindliches, gegen fremdenfeindliches, rassisti-
sches Gedankengut. Um Rechtsextremismus, um
rechten Ideologien den gesellschaftlichen Nahrbo-
den zu entziehen, brauchen wir zwei Dinge.

Erstens: Wir brauchen eine starke, aktive Gegen-
bewegung aus der Mitte der Gesellschaft, das Be-
kenntnis und den kampferischen, von einem brei-
ten gesellschaftlichen Konsens getragenen Einsatz
fir die Werte unserer Demokratie. Das sage ich
auch, weil gegen rechts natirlich immer auch die-
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jenigen unterwegs sind, denen es nicht in erster Li-
nie um die Verteidigung unserer demokratischen
Grundordnung geht.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: So ist es!)

Man kann aber Extremismus nicht mit Extremis-
mus bekampfen.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der FDP und bei Nebahat Giiglii frakti-
onslos)

Und wir brauchen zweitens einen starken, einen
leistungsfahigen, einen handlungsfahigen Staat,
der Sorgen ernst nimmt, der Probleme I0st, der
den Menschen eine Perspektive in Freiheit, Sicher-
heit, mit guten Lebenschancen ermdglicht, einen
Staat, der fir Angste und Verunsicherung so wenig
Raum wie moglich lasst. All das muss unser An-
spruch als Politik hier in Hamburg sein. Auch des-
halb ist der Zulauf zu Rechten und Rechtsextre-
misten in Hamburg gering, und ich verspreche,
dass dieser Senat alles tun wird, damit das auch
so bleibt.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gliglii fraktionslos)

Abschlielend zur AfD. Die AfD ist kein Beobach-
tungsobjekt des Hamburger Verfassungsschutzes,
aber wir nehmen eine Entwicklung wahr. Die Nahe
und die Vernetzung zu rechten und auch rechtsex-
tremistischen Strukturen nimmt zu, und da geht es
eben auch gerade um die Initiatoren der "Merkel
muss weg"-Initiative. Wenn das nicht stimmt und
wenn Sie dem Verfassungsschutz vorwerfen, das
sei alles nicht richtig, dann ist das jetzt die Gele-
genheit, hier nach vorn zu treten und zu sagen:
Nein, wir haben gar keine Kontakte. Wir kennen
die eigentlich gar nicht.

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP — Dr. Alexander Wolf AfD: Ha-
be ich doch gesagt!)

Wir haben mit denen eigentlich nichts zu tun. Wir
treffen uns mit denen nicht.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Sie haben sie
eingeladen ins Rathaus! Dazu mussen Sie
mal Stellung nehmen! — Zurufe)

Wenn Sie an dieser Stelle dem Verfassungsschutz
politisches Agieren vorwerfen, dann muss ich mich
doch schon sehr wundern, denn gerade von lhnen,
Herr Nockemann, als ehemaligem Innensenator
erwarte ich natlrlich schon etwas mehr Vertrauen
in die Sicherheitsbehérden unserer Stadt. Sie be-
tonen das ansonsten auch bei jeder Gelegenheit.
Das muss dann aber auch gelten, wenn es einen
selbst betrifft.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der FDP und bei Nebahat Giiglii frakti-
onslos)

Im Ubrigen wissen Sie als ehemaliger Innensena-
tor ganz genau, dass natirlich der Verfassungs-
schutz nicht alle Details, nicht alle Belege und nicht
alle Erkenntnisquellen offenlegen kann. Dafir ha-
ben wir den Parlamentarischen Kontrollausschuss.
Dort haben wir auch Uber die "Merkel muss
weg"-Initiative berichtet, dort war die AfD auch ver-
treten. Sie konnten und kdnnen also schon lange
wissen, um wen es sich da handelt. Wenn dann
trotzdem heute gesagt wird, das sei doch eine Be-
wegung im besten Birgersinne — Herr Wolf, so ha-
be ich das noch im Ohr —,

(Zuruf: Unglaublich!)

dann muss man sich eben schon vorwerfen las-
sen, dass man hier eine rechtsextremistische Be-
wegung verharmlost und eben mdglicherweise
auch die eigene Anndherung legitimiert.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der LINKEN, der FDP und bei Neba-
hat Giiglii fraktionslos)

Im Ubrigen kann ich mich an einen Vorwurf, dass
der Verfassungsschutz politisch agiere, bei Stel-
lungnahmen und Hinweisen auf linksextremistische
Strukturen nicht erinnern. Zudem sind es auch die
Linksextremisten, die den Verfassungsschutz als
ein Instrument staatlicher Repression empfinden.
Uber diese Parallelitat wiirde ich mir vielleicht auch
einmal Gedanken machen.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Die AfD wird sich entscheiden missen. Wie posi-
tionieren Sie sich an dieser Stelle? Wie halten Sie
es mit der "Merkel muss weg"-Initiative? Gehen
Sie den Weg der Radikalisierung anderer Teile |h-
rer Partei mit oder eben nicht? Sie kédnnen nicht als
birgerlich-konservative Oppositionspartei auftreten
und sich gleichzeitig verbinden und verbinden mit
Rechtsextremisten, die unsere Demokratie verach-
ten und bekampfen.

(Beifall bei der SPD, der CDU, der FDP, ver-
einzelt bei den GRUNEN und bei Nebahat
Giglti fraktionslos)

Und wenn Sie hier den Schulterschluss suchen
sollten, dann werden Sie selbst automatisch ins Vi-
sier des Verfassungsschutzes geraten. Das ist kei-
ne politische Entscheidung, sondern das ist ein
Mafstab fur die Beobachtung, der objektiv und un-
verriickbar feststeht, vollig unabhangig, um wen es
geht. Er ist in Paragraf 4 Absatz 1 des Hamburgi-
schen Verfassungsschutzgesetzes festgelegt. Die-
ser Malstab wird nicht verandert, auch nicht fir
die AfD. Es liegt einzig und allein an lhnen. — Vie-
len Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD, der CDU,
den GRUNEN, der FDP und bei Nebahat
Gligli fraktionslos und Stephan Jersch DIE
LINKE)
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Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Herr Se-
nator, das war jetzt die dreifache Zeit, die den Ab-
geordneten in dieser Runde zur Verfigung steht. —
Ich rufe jetzt auf Herrn Schmidt fir die SPD-Frakti-
on.

Hansjorg Schmidt SPD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich habe mich noch einmal ge-
meldet, weil bei uns im Stadtteil eine Aktion statt-
fand, die auch Ergebnis vieler Diskussionen und
Entwicklungen ist, die wir in diesem Land in diesen
Tagen leider erleben. Wir haben am 26. Septem-
ber in Horn die Eréffnung der Al-Nour Moschee.
Wir alle wissen um die Geschichte dieses Gebau-
des und wir alle — zumindest diejenigen, die vor Ort
sind — haben dort schon schwierige Diskussionen
gefiihrt. Was mich betroffen macht an dieser Stel-
le, ist eine Verschiebung in diesem Land, die eine
kausale Kette ist. Wenn Herr Gauland von "Wir
werden sie jagen" spricht und bei einer Demons-
tration in Chemnitz diese Jagd dann tatsachlich
stattfindet, ist da ein Zusammenhang.

(Zuruf von Dr. Ludwig Flocken fraktionslos)

Oder auch, wenn man in Hamburg erlebt, dass
dann dort die Moschee beschmiert wird.

Was mich besonders betroffen macht an dieser
Stelle, ist nicht nur, dass das in meinem Stadtteil
passiert und wir vorher mit den Burgerinnen und
Birgern ... Diese Moschee veranstaltet fast wo-
chentlich Diskussionen. Da findet wirklich sehr viel
statt, ein Austausch, wie man ihn sich in vielen an-
deren Ecken in diesem Land winscht. Wenn dann
der Kollege de Vries von der CDU in den Vorwo-
chen der Eréffnung direkt vor der Moschee plaka-
tiert "Haltung statt Unterwerfung"

(Dennis Thering CDU: Da hat er recht!)

mit dem Fingerzeig auf den Islam, dann bin ich
nicht der Einzige, der dort auch einen Zusammen-
hang sieht,

(Zurufe von der CDU)

sondern dann sind das auch die Menschen, die
sich darum bemuhen, dass dieser Dialog stattfin-
det.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Das koénnen Sie nicht einfach so beiseite wischen.
Ich wirde mir wiinschen, dass man sich vorher
Uberlegt, was man tut. Ich wirde mir wiinschen,
wenn dann so etwas passiert, dass man dann
auch seine Solidaritat zeigt.

Meine, unsere Solidaritat im Stadtteil gehort der Al-
Nour Moschee, und das unumwunden. Die haben
dort eine schwere Last zu tragen, weil das ein
schwieriges Gebaude ist, und sie machen das sehr
erfolgreich. Und auch die Solidaritat mit dieser Ge-
meinde vor Ort zu haben ist ein Kampf gegen den

Extremismus in dieser Stadt, und ich wirde mir
wiinschen, dass wir das hier gemeinsam machen

(Dennis Gladiator CDU: Solche Reden hel-
fen dabei aber nicht!)

und nicht so spalterisch auftreten, wie das vor Ort
stattfindet. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN und bei Nebahat Gliglii fraktionslos)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt das Wort André Trepoll fur die CDU-Fraktion.

André Trepoll CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Als ich die Szenen gesehen habe
aus Chemnitz, die zum Hitlergru® erhobenen Ar-
me, die Nazi-Sprechchoére, da war ich angewidert,
und ich glaube, es ist vielen Menschen in unserem
Land, auch in unserer Stadt, so gegangen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und der FDP)

Wir haben immer gesagt, und es gilt auch in dieser
Debatte — Herr Gladiator hat es gesagt, Herr Grote
hat es gesagt —: Jeder Extremist ist Mist und muss
auf den entschiedenen Widerstand der Demokra-
ten treffen.

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube aber auch, wir missen uns bei aller
Aufgeregtheit grundsatzlich immer die Kraft der
Differenzierung bewahren. Es sind genauso wenig
die Sachsen wie die Muslime, die Auslander, die
AfD-Wahler, sondern wir missen jeden nach sei-
nem personlichen Verhalten beurteilen und bewer-
ten. Es ist auch wichtig bei dieser Aufgeregtheit,
sich diese Kraft zu bewahren.

(Beifall bei Dennis Gladiator und Birgit Sté-
ver, beide CDU)

Und natdrlich missen wir auch an Verantwortung
appellieren. Das ist ja gerade das Problem und der
Kernvorwurf Richtung AfD, dass es dort eben kei-
ne Differenzierung gibt, im Gegenteil, dass gespielt
wird mit diesem hetzerischen Jargon: Volksverrater
und was da alles genannt wird, Staatsjournalis-
mus, das Abschlachten geht weiter, Messermigrati-
on. Das sind alles Begriffe, bei denen man sich
wirklich schittelt; anders kann es einem da ja nicht
gehen. Ich verstehe den Frust und die Menschen
sehr gut, die dagegen aufstehen, die dagegen et-
was tun wollen, die dagegen demonstrieren wollen.

Aber was ist denn die Strategie insbesondere der
rechten Spalter? Wir haben das heute auch in un-
serem Haus wieder erlebt. Sie wollen die Gesell-
schaft in einen Kampfmodus versetzen, in einen
permanenten Angstmodus. Die einen laufen raus,
die anderen handeln sich extra Ordnungsrufe ein.
Ich finde, das missen wir versuchen zu verhin-
dern. Es geht nicht "Wir sind das Volk" — "Wir sind
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(André Trepoll)

mehr"; nicht gegeneinander, sondern Zusammen-
halt, ein Miteinander, das ware jetzt die Antwort auf
diese Diskussion in unserer Stadt.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb sage ich klar: Unsere grofdte Sorge ist
nicht die AfD. Vor denen habe ich keine Sorge; ein
Fraktionsvorsitzender, der hier in jedem zweiten
Satz seiner eigenen Truppe widerspricht, Herr No-
ckemann, der jetzt schon die vierte Partei aufge-
sucht hat, und eine Leistungsbilanz in den Aus-
schissen, wo jeder von uns nur den Kopf schiittelt.

(Beifall bei der CDU)

Unsere grofte Sorge ist die Angst der Menschen,
dass sie von solchen Kraften politisch instrumenta-
lisiert und fehlgeleitet wird. Darliber missen wir
sprechen und dariber missen wir uns Gedanken
machen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Dagegen muissen wir klare Werte, Optimismus, ein
positives Menschenbild stellen. Ich finde, wenn das
einer kann, dann doch wir in Hamburg. Wir zeigen
das doch in unserer Stadt tagtaglich. Wir sind stolz
auf unsere Heimat, auf unsere regionale Identitat,
und gleichzeitig genauso stolz auf unsere Offen-
heit, Liberalitat, auf unsere kosmopolitische Offen-
heit. Es ist, glaube ich, wichtig, dass wir in diesem
Sinne zusammenkommen, dass wir die Mitte star-
ken und eben nicht die gesellschaftlichen und poli-
tischen Rander. Das sollten wir heute hier gemein-
sam festhalten. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei Ekke-
hard Wysocki SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Anna von Treuenfels-Frowein fiir die
FDP-Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:*
Sehr geehrter Prasident, meine Damen und Her-
ren! Diese Debatte hat etwas, wie soll ich sagen,
sehr Seltsames, finde ich. Da wird von Linksextre-
misten und von Rechtsextremisten gesprochen,
und wenn von Linksextremisten gesprochen wird
und sie verurteilt werden — Herr Gladiator hat es,
glaube ich, als Erster getan —, finde ich auf dieser
Seite keine Klatscher. Wie kann das denn sein?
Und das ist ein Teil des Problems, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Es wird hier gerade ein bisschen unbequem; ich
werde es trotzdem sagen. Denn wir durfen die
Menschen, die solche Parteien wie die AfD wah-
len, nicht verlieren. Das ist unsere einzige Aufga-
be, die wir hier haben. Uns an der AfD abzuarbei-
ten, wie Herr Tjarks das heute getan hat, das ha-
ben wir jetzt schon so oft getan. Ich glaube, es gibt

keinen in diesem Raum, der nicht die Geschichte
von Herrn Wolf und dessen Taten kennt, alles, was
er gemacht hat, wie scheinheilig er hier auftritt.
Das wissen wir alle, dass das so ist. Wir missen
sehen, dass das nach drauf’en in die Stadt kommt.

(Beifall bei der FDP und der CDU)
Da liegt das wirkliche Problem.

Ich weil}, dass es sehr viel einfacher ware, wenn
auch ich jetzt sagen wirde: die bose, bose AfD.
Und: Wir sind doch die Guten. Das wissen wir
doch, dass wir das sind. Aber wir missen die Sor-
gen und die Probleme, die die Wahler und Burger
dieser Stadt haben, klar benennen. Und ich selbst
habe es hier manches Mal erlebt, wenn wir etwas
klar ausgesprochen haben, dass dann von der lin-
ken Seite immer diese moralische Definitionshoheit
kam

(Zuruf von Anna Gallina GRUNE)

und man sich verdammt genau Uberlegen musste,
was man sagt. Ich sage Ihnen: Deswegen treibt
links zu rechts riber. Wir sind die Mitte. Wir sind
die demokratische Mitte.

(Beifall bei der FDP und der CDU — Zuruf
von Anna Gallina GRUNE)

— Genau, mit Ihrer Reaktion geben Sie mir schon
recht.

Meine Damen und Herren — ich sage das nicht nur
fur Sie, sondern ich sage das auch flr alle Birger
dieser Stadt —: Wir mussen die Probleme und die
Angste und die Sorgen dieser Biirger wieder ernst
nehmen, sonst reichen wir sie einfach durch an die
AfD, und das darf uns nicht passieren. — Vielen
Dank.

(Glocke — Beifall bei der FDP und der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Dann er-
halt als Nachster das Wort Herr Dr. Wolf fir die
AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Meine Damen und Her-
ren, Herr Prasident! Es gibt einiges, was richtigzu-
stellen ist. In der Kirze der Zeit muss ich mich auf
wenige Dinge konzentrieren.

Erstens, Herr Senator Grote: Erneut haben Sie uns
zu den Organisatoren keine Fakten genannt, wel-
che Organisation dahintersteht, problematisch ist,
wie auch immer. Sondern es bleibt dabei zu sagen:
rechtsextremistischer Hintergrund, glaubt mir, geht
nicht hin.

(Arno Miinster SPD: Das stimmt doch gar
nicht!)

Das ist unbefriedigend.

Zweitens: Sie hatten mir in den Mund gelegt, ich
hatte mich fur eine Bewegung ausgesprochen.
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(Dr. Alexander Wolf)

Das weise ich in aller Entschiedenheit zuriick. Ich
habe klargemacht, dass der einzelne Staatsburger,
der von seinem Demonstrationsgrundrecht Ge-
brauch macht, sich auf Artikel 8 Grundgesetz beru-
fen kann und sich nicht einschichtern lassen soll-
te. Von Bewegung habe ich Uberhaupt nicht ge-
sprochen.

(Dennis Gladiator CDU: Wir haben ja ein
Protokoll!)

Drittens: Sie sagen zu Recht — und danke fir die
Klarstellung —, dass die AfD Hamburg keinerlei Be-
obachtungsobjekt des Verfassungsschutzes ist,

(Dennis Gladiator CDU: Die arbeiten aber
daran!)

aber Sie stellen in den Raum, es gabe Bewegun-
gen und Verschiebungen im Hinblick auf eine Zu-
sammenarbeit. Das weise ich in aller Deutlichkeit
zurlck. Das trifft nicht zu. Wir haben mit den Orga-
nisatoren nichts zu tun. Das Allermeiste, was in der
Mitteilung des Verfassungsschutzes in der Mitter-
nachtsstunde zwischen Montag und Dienstag ver-
kiindet wurde, ist ziemlich verquer und schrag, ins-
besondere der Vorwurf, der erhoben wird, wir hat-
ten die ehemalige Organisatorin/Anmelderin der
Demo, Uta Ogilvie, eingeladen. Was Sie hier ver-
schweigen, ist, dass wir sie eingeladen haben zu
einem Diskurs mit ihr, nachdem ihr Haus attackiert
worden war, ihr privates Wohnhaus, von Linksex-
tremisten,

(Zuruf von Christiane Schneider DIE LINKE)

und sie sich deswegen von der Demonstration und
der Organisation zurlickgezogen hat. Dartiber woll-
ten wir mit ihr sprechen und uns mit ihr austau-
schen, ohne dass wir deswegen einen Schulter-
schluss ausiben. Das zu unterstellen ist hdchst
hergeholt.

(Zurufe — Dennis Gladiator CDU: Wie stehen
Sie denn zu den Anmeldern?)

Ein weiterer Punkt, der anzusprechen ist: die Un-
ausgewogenheit des Umgangs mit links und
rechts. Am letzten Sonntag fand hier eine Demons-
tration unter dem Namen Seebricke statt. Da
sprach Christiane Schneider von der LINKEN, Biir-
gerschaftsvizeprasidentin, da sprach Anna Gallina,
Vorsitzende der GRUNEN, gemeinsam mit — drit-
tens — einer Sprecherin der Interventionistischen
Linken.

(Anna Gallina GRUNE: Nacheinander!)

Wo blieb da der Aufschrei und die Warnung davor,
nicht gemeine Sache mit Extremisten zu machen?

(Zurufe)
Es gibt einiges Weitere,

(Zuruf: Uber 16 000 Menschen! — Glocke)
das stellen wir auch noch klar.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Herr
Wolf, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

(Zurufe)

So, wir haben nur kurz beraten wegen der Reihen-
folge. Ich rufe Frau Schneider fir die Links-Frakti-
on auf, die als Nachste das Wort erhalt.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren! Das war mal wieder die Inszenierung
der AfD als Opfer. Aber Sie sind nicht Opfer, Sie
sind hier Tater.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Ewald Aukes FDP, Nebahat
Glglii fraktionslos und Wolfhard Ploog CDU)

Ich schaue mir jetzt wirklich immer die Facebook-
Seiten an, denn die sind nicht unerheblich. Das
Nachste, was Sie nach dieser Demonstration ge-
macht haben: Sie haben die Kollegin von der Dia-
konie nach vorn gestellt. Sie haben einen Shit-
storm lostreten lassen, und das machen Sie gezielt.
Sie haben Profis. Sie haben eine wirklich profes-
sionelle Offentlichkeitsarbeit. Die kriegt einen
Shitstorm, den kriegt sie auf Facebook, den kriegt
sie auch so. Das haben Sie gezielt ... Sie sind Ta-
ter.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Nebahat Giiglii fraktionslos)

Dann beziehen Sie doch Stellung. Warum haben
Sie diesen Herrn Kl... — Sie wissen schon, Sie ha-
ben ihn ja auch vorgestellt, Sie haben ihn eingelei-
tet — eingeladen? Beziehen Sie zu diesem Zitat
Stellung und sagen Sie: Warum hat Ihr Publikum
da gejohlt? Warum hat es geklatscht?

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Ich mochte zu Herrn Trepoll sagen: Herr Trepoll,
es reicht nicht, angewidert zu sein.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Nebahat Gliglii fraktionslos)

Wir stellen uns die Frage — wir alle missen uns
diese Frage stellen und Sie stellen Sie sich ja
auch —: In welcher Gesellschaft wollen wir leben?
Und das sage ich auch zu Frau von Treuenfels-
Frowein.

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP)

In welcher Gesellschaft wollen wir leben? Wollen
wir in einer Gesellschaft leben, in der Menschen
mit dunklerer Hautfarbe nicht mehr ohne Angst auf
die Stralle gehen kdnnen, wie es in Teilen der
Bundesrepublik Deutschland inzwischen der Fall
ist?

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP)

— Nein, aber ...
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(Christiane Schneider)

Und da ist jeder, der dagegen Stellung bezieht,
und zwar mit inhaltlichen Argumenten, willkom-
men.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
bei Nebahat Giiclii fraktionslos — Zuruf von
Dennis Gladiator CDU)

— Nein, es kommt auf das Handeln an.
(Zuruf von Dennis Gladiator CDU)
— Nein, das ist nicht mein Problem.

Und wenn jemand, den Sie als linksextrem be-
zeichnen, sagt, er ist dagegen,

(Zuruf von Dennis Gladiator CDU)

er ist gegen Rassismus, er ist dagegen, dass Men-
schen gejagt werden wegen anderer Hautfarbe,
wenn der sich in den Weg stellt, wenn Menschen
gejagt werden, dann ist das gut und nicht schlecht.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
bei Nebahat Giiclli fraktionslos)

Deshalb sind wir alle gefragt: Welche Gesellschaft
wollen wir? Ich finde, diese Debatte miissen wir
fihren. Und da sind diese Hasskampagnen, die
von der AfD kommen ... Die kristallisieren Gegner
heraus. Die kristallisieren heraus: Wen wollen wir
hier nicht haben? Ich finde, erst einmal wollen wir
naturlich sozusagen alle Menschen haben, und wir
wollen, dass sie friedlich miteinander leben, und
wir wollen, dass sie alle in Sicherheit leben.

(Dirk Nockemann AfD: Das ist doch Blod-
sinn! Wir wollen die, die rechtmafig hier le-
ben, aber doch nicht alle!)

Was Sie gemacht haben, ist: Sie haben die De-
monstration der 16 000 am Sonntag gegeniiberge-
stellt — ich habe jetzt leider mein iPad nicht hier —
dem Toétungsdelikt in Kandel und gesagt, diese
Demonstration und dieses Totungsdelikt seien
zwei Seiten einer Medaille, und das ist wirklich ei-
ne widerwartige Hetze.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Nebahat Giiglii fraktionslos)

Dann stellen Sie sich hier wieder als Opfer hin.
(Glocke)

Ich flrchte mich vor Zeiten, wenn Sie die Mehrheit
haben. Aber dafiir werden wir schon kampfen,
dass wir das verhindern.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Nebahat Gliglii fraktionslos)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Frau Ab-
geordnete, zum einen war lhre Redezeit abgelau-
fen, und zum anderen ist die Verletzung des parla-
mentarischen Sprachgebrauchs ebenfalls kein ge-
eignetes Mittel der Auseinandersetzung mit Teilen

dieses Hauses. — So, wir sind jetzt am Ende der
Aktuellen Stunde angekommen.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Ich habe mich
auch gemeldet!)

Ja, aber leider wegen Zeitablaufs ...

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Jeder darf noch
einmal reden nach dem Senator! Der Sena-
tor hat geredet, also darf man danach noch
reden!)

— Das ist absolut richtig. Einige haben seitdem
schon mehrfach gesprochen. Aber Sie haben véllig
recht. Insofern, Herr Tjarks: lhre Intervention war
erfolgreich. Daflir erhalten Sie jetzt das Wort.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Es war deswegen noch einmal
wichtig, weil ich glaube, dass man die AuRerungen
von Herrn Wolf hier nicht als letztes Wort so ste-
hen lassen kann. Das wirde dieser Debatte nicht
gerecht werden.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN und bei Nebahat Gliglii fraktionslos)

Herr Nockemann, Sie haben sich als derjenige, der
eigentlich immer positiv iber unsere Sicherheitsor-
gane redet, dagegen verwehrt, jetzt an dieser Stel-
le den Vorwurf zu bekommen, die Sicherheitsorga-
ne zu verachten. Ich mdchte lhnen einfach einmal
vorlesen, was Sie heute auf Ihrer Pressekonferenz
— ich zitiere — zum Verfassungsschutz gesagt ha-
ben:

"Diese Anschuldigungen sind absurd, kon-
struiert und [...] vage formuliert [...]."

(Dr. Alexander Wolf AfD: Ja!)

Das ist keine Kritik. Das ist der Vorwurf, dass der
Verfassungsschutz Fake News verbreiten wirde.
Das ist das, was Sie in Wahrheit gesagt haben an
dieser Stelle, und ich glaube, das sollten Sie sich
noch einmal Uberlegen.

(Beifall bei den GRUNEN — Zuruf: Eine wei-
tere Unterstellung!)

Ich wollte es mir eigentlich ersparen, aber ich muss
jetzt doch auch noch ein Wort zur FDP sagen.

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP)

Die FDP gibt sich hier in jeder Debatte — und ich
dachte, Hamburg sei eigentlich einen Schritt wei-
ter — als die Versteherin der besorgten Blirger.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Ja, ihr nicht!)

Ich mdchte einfach einmal sagen: Den Vogel fur
diese Besorgte-Birger-Verstehung hat Herr Ku-
bicki abgeschossen.

(Zurufe: Ja!)
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Wer sich 6ffentlich hinstellt und sagt,

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP)

Chemnitz komme von Frau Merkel, der hat doch
wirklich nichts verstanden und ist derjenige, der
diesen Menschen das Wort redet.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN und bei Nebahat Giiglii fraktionslos)

Ich muss gestehen, ich hatte gehofft, wir seien
Uber diesen Punkt hinaus.

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP)

Und ich mdchte eigentlich auch sagen: Man sollte
nicht immer so viel Uber besorgte Blrger reden.
Die Hauptthematik ist doch die Fllichtlingsthematik
in dieser Frage. Und was ist denn in dieser Stadt
passiert? In dieser Stadt hat sich deswegen eine
Birgerinitiative gegrindet, die zu einer Volksinitia-
tive geworden ist, die extrem viele Unterschriften
gesammelt hat.

(Andre Trepoll CDU: Nee, nee, nee, die wa-
ren nicht gegen die Flichtlinge, die waren
gegen die Unterbringung!)

Man muss das Ergebnis nicht gut finden, aber wir
haben nach langem Miteinanderringen, nach lan-
gem Miteinanderreden diese Sorgen ernst genom-
men und sie miteinander im Konsens geldst,

(Zuruf von André Trepoll CDU)

weil wir die Sorgen und Noéte der Blrgerinnen und
Birger in Hamburg ernst nehmen, das Teil unserer
Politik ist und deswegen 50 000 Menschen in die-
ser Stadt untergebracht sind, ohne dass es ein
Problem gibt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Deswegen ware es mir wichtig, dass wir zumindest
immerhin in Hamburg uns als Demokraten selbst
vergewissern: Nur weil jemand ein paar Sorgen
hat, heil’t das nicht, dass er vom Rest der Gesell-
schaft nicht ernst genommen wird,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Von euch aber nicht!)

sondern es ist Teil unserer Politik, diese Sorgen
und Noéte ernst zu nehmen. Und umgekehrt gilt es
auch nicht, dass, wenn jemand Sorgen hat, es ei-
ne Rechtfertigung ist, sich den Rechtsextremen
anzuschliefen. Auch da muss man eine klare
Grenze ziehen. Und die ziehen wir hier. Die ziehen
die Hamburgerinnen und Hamburger heute in un-
serer Stadt, und darauf bin ich stolz, meine Damen
und Herren. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Liebe
Kollegen, wir sind damit tatsdchlich am Ende der
Aktuellen Stunde angekommen. Mir liegt der
Wunsch eines Mitglieds des Hauses vor, nach Pa-
ragraf 45 eine personliche Bemerkung abzuhalten.
Herr Flocken, ich weise Sie darauf hin, dass das
Mitglied nur Angriffe auf die eigene Person zuriick-
weisen oder eigene Ausfiihrungen berichtigen
kann. Sie erhalten das Wort fir maximal drei Minu-
ten.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (persénliche Be-
merkung gemal § 45 GO):* Sehr verehrter Herr
Prasident, sehr verehrte Volksvertreter! Ich bin
eben zum wiederholten Male wahrend und vor al-
len Dingen nach meinem Redebeitrag von ver-
schiedenen Mitgliedern der Birgerschaft beleidigt
worden. Ich schlage lhnen vor: Ich weil}, und das
ist natlrlich auch beabsichtigt, dass es Dinge gibt,
die ich sage, die Sie nicht gern héren und die |h-
nen vielleicht auch wehtun.

(Zuruf: Darum geht es nicht!)

Wenn ich irgendwelche Dinge sage, die Sie von
der Faktenlage her anzweifeln, dann sagen Sie
das bitte klar, und ich werde sie belegen. Wenn
Sie vermuten, dass ich irgendwelche Bewertungen
vornehme, die nicht von der Meinungsfreiheit ge-
deckt sind, dann wirde ich vorschlagen, dass Sie
das auch klar benennen. In den meisten Fallen
werde ich lhnen dann Urteile vorlegen kénnen von
Leuten, die diese Dinge durchgefochten haben

(Heike Sudmann DIE LINKE: Starke Be-
hauptung, ohne Beweis!)

und die vor Gericht gesiegt haben gegen Versu-
che, die Meinungsfreiheit einzuschranken. Als Bei-
spiel nenne ich meinen Freund Michael Stiirzen-
berger, der einen Begriff, den ich jetzt nicht wieder-
hole, vor Gericht durchgefochten hat und der im
Ubrigen mit einer (iberlebenden Freundin der Ge-
schwister Scholl die Weilke Rose gegriindet hat. —
Vielen Dank.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: So, damit
ist auch dieser Tagesordnungspunkt abgearbeitet.

Ich rufe jetzt Punkt 10a der Tagesordnung auf,
Drucksache 21/14000, Senatsantrag: Haushalts-
plan-Entwurf 2019/2020, Mittelfristiger Finanzplan
2018-2022 und  Haushaltsbeschluss-Entwurf
2019/2020 der Freien und Hansestadt Hamburg.

[Senatsantrag:

Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020

Mittelfristiger Finanzplan 2018-2022 und Haus-
haltsbeschluss-Entwurf 2019/2020 der Freien
und Hansestadt Hamburg
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— Drs 21/14000 -]

Diese Drucksache ist bereits am 9. August 2018 im
Vorwege federfihrend an den Haushaltsaus-
schuss und mitberatend an die zustandigen
Fachausschisse Uberwiesen worden.

Ich mdchte darauf hinweisen, dass die Fraktionen
zu diesem Debattenpunkt eine Redezeit von 15 Mi-
nuten pro Fraktion sowie 5 Minuten flr fraktionslo-
se Abgeordnete vereinbart haben. Das heif3t, un-
sere ubliche Funf-Minuten-Regel gilt damit nicht.
Zur Einbringung des Haushalts spricht traditionell
nun zunachst der Senat. Das Wort bekommt Herr
Senator Dr. Dressel.

Senator Dr. Andreas Dressel: Herr Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Se-
nat bringt heute den Haushaltsplan-Entwurf fir die
Jahre 2019 und 2020 in die Biirgerschaft ein, der
keine Nettokreditaufnahme im Kernhaushalt ein-
schliellich seiner Sondervermégen mehr vorsieht
und die fir Hamburg ab 2019 geltende Schulden-
bremse nicht nur einhalt, sondern sogar Ubererfllt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Gleichzeitig stellen wir heute einen Haushalt zur
Debatte, der das Wachstum unserer Stadt flan-
kiert. Allein 2017 wuchs die Stadt um rund
20 000 zusatzliche Einwohner, seit 2016 verzeich-
net Hamburg einen Geburteniberschuss. Die Inte-
gration lauft, sie kommt nun auch auf dem Arbeits-
markt voran, und in den Entwicklungen der realen
Wachstumsraten hat Hamburg 2017 das Bundes-
gebiet sogar leicht tGberholt. Deshalb lautet unsere
Uberschrift fir den Haushalt: Investieren, konsoli-
dieren, Hamburgs Wachstum gestalten. Das ist un-
sere Uberschrift fiir den Haushalt 2019/2020.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich fange mit dem Stichwort Konsolidieren an. Der
vorgelegte Doppelhaushalt ist derjenige, mit dem
die Schuldenbremse in den Echtbetrieb tibergeht —
nicht nur die des Grundgesetzes, sondern auch die
in der Hamburger Verfassung. Ich freue mich, an
der Stelle auch noch einmal daran zu erinnern,
dass wir hier 2013 mit einer groBen Mehrheit im
Parlament diese Schuldenbremse durchaus auch
in einer etwas harteren Gangart als der des Grund-
gesetzes in die Hamburger Verfassung hineinge-
schrieben haben, damals mit SPD, GRUNEN und
der FDP.

(Michael Kruse FDP: Auf Drangen der FDP!)
— Genau, ein Dankeschon an die FDP.

Ich glaube, das war eine gute Entscheidung, und
jetzt ernten wir auch gemeinsam die Frichte des-
sen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der FDP)

Wir halten weiter Kurs und ruhen uns auf dem Er-
reichten nicht aus. Wir sind in Sachen Haushalts-
modernisierung und Haushaltskonsolidierung das
ehrgeizigste Bundesland, und das wollen wir auch
bleiben. Mit unserem generationengerechten, nach
kaufmannischen Grundsatzen aufgestellten Haus-
halt wollen und werden wir in der nachsten Legisla-
turperiode den doppischen und damit auch den
vollstandigen Budgetausgleich erreichen. Wir redu-
zieren das strukturelle doppische Defizit in 180-Mil-
lionen-Euro-Schritten pro Jahr, um 2024 eben die-
sen doppischen Budgetausgleich zu erreichen.
Kein anderes Bundesland hat so einen Konsolidie-
rungspfad: ehrlich, transparent, generationenge-
recht und nachhaltig.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Sicherlich spielen dabei auch die derzeit giinstigen
aulleren Rahmenbedingungen der Niedrigzinspha-
se und die steigenden Steuerertrage, die wir Ubri-
gens sehr defensiv und vorsichtig schatzen und
zugrunde legen, eine wichtige Rolle.

(André Trepoll CDU: Die grofte!)

Trotzdem geht es jetzt darum, dass sich die Rah-
menbedingungen andern kénnen und wir die Auf-
gabe haben, dafiir Vorsorge zu treffen. Neben ei-
ner geplanten substanziellen Tilgung finden Sie
nicht nur eine zentrale Reserve fir konjunkturelle
Risiken im Haushalt, die auf 300 Millionen Euro
aufwachst, sondern die Entwicklung des Finanz-
rahmens orientiert sich auch weiter am langfristi-
gen Trend der Steuerertrage. Hinzu kommt als Teil
unserer vorsorgenden Finanzpolitik eine weitere
Zufuhrung zur Konjunkturposition, die bis Anfang
der Zwanzigerjahre einen Umfang von bilanziell
knapp 4 Milliarden Euro erreichen wird — ein Puffer
fir schlechte Zeiten, in denen die Steuereinnah-
men unter dem Steuertrend liegen. Ich glaube, das
ist an der Stelle richtig und konsequent, dass wir
diese Vorsorge betreiben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wie in friheren Haushaltsplanen auch hat der Se-
nat mit dem Doppelhaushalt die notwendigen wei-
teren Reservepositionen eingeplant. Neben der all-
gemeinen Reserve gibt es die zentrale Investitions-
reserve, eine Vorsorge fir Risiken im Bereich der
gesetzlichen Sozialleistungen, das Chancenbudget
und in geringem Umfang, da zwischenzeitlich an
die jeweiligen Ressorts ausgebracht, auch eine Zu-
wanderungsreserve fur die Integration und Unter-
bringung von Flichtlingen.

Daneben ist die Zinsplanung vorsichtig und mit
Blick auf einen mdoglichen Zinsanstieg flr die Mit-
telfristperiode veranschlagt und umfasst auch die
Zinsen, die mit der Ubernahme von Schulden im
Rahmen der Privatisierung der HSH Nordbank zu-
sammenhangen.
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Mit dem Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020 konn-
ten die nach dem jingsten aktuarischen Gutachten
erforderlichen erhéhten Zuflihrungen zu den Pen-
sionsruckstellungen erstmals berlcksichtigt wer-
den. Damit ist Hamburg auf dem neuesten Stand,
nachdem mit dem Abschluss 2017 rund 3,3 Milliar-
den Euro Pensionsrickstellungen nachgeholt wer-
den konnten. Ich glaube, auch das ist richtig, und
da wird man im Bundesgebiet lange gucken, wenn
es darum geht, dieses so ehrlich und transparent
mit zu berlcksichtigen. Auch das ist vorsorgende
Zukunftspolitik, dass uns irgendwann die Kosten
an der Stelle nicht Uberrollen. Hamburg hat vorge-
sorgt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Erfolg gibt uns recht. Nicht nur das laufende
Haushaltsjahr entwickelt sich sehr positiv. Dass wir
gestern einen sehr erfreulichen Geschéftsbericht
2017 vorlegen konnten, der vom Rechnungshof
entsprechend mit einem Testat im Rahmen der
Prifung auch versehen ist mit einem einge-
schrankten Bestatigungsvermerk — dartiber werden
wir im Einzelnen noch reden kénnen —, unter-
streicht, dass wir seit 2011 auf dem richtigen Weg
sind.

Wir haben eine Ergebnisverbesserung, rund 1 Mil-
liarde Euro im Kern und im Konzern plus 500 Mil-
lionen Euro bereinigt in der Kernverwaltung, fast
800 Millionen Euro bereinigt im Konzern. Ein An-
lass, wie ich finde und wie Sie sicherlich auch fin-
den, den etwa 120 000 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern in Verwaltung und o6ffentlichen Unterneh-
men auch einmal Danke zu sagen fiir ihren Einsatz
fur unsere Stadt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
Da kénnen Sie mit klatschen.

(Michael Kruse FDP: Ich hatte nicht zuge-
hort!)

— Das war der Dank an die Mitarbeiter, der kann si-
cherlich im Namen des ganzen Hauses ergehen.

Diesen Weg gehen wir gemeinsam weiter, auch im
kritisch-konstruktiven Dialog mit dem Rechnungs-
hof, den ich dort oben begriiRe von dieser Seite
aus. Der Rechnungshof hat dem Haushaltsplan-
Entwurf des Senats mit seinem am Montag vorge-
stellten Schuldenmonitoring, wenn Sie alle Ampeln
anschauen, die dort gemacht worden sind, grund-
satzlich eine positive Bewertung ausgestellt.

(André Trepoll CDU: Es reicht ja, wenn man
Uber einige grine Ampeln fahrt!)

Es gibt Punkte, bei denen wir sicherlich nachschar-
fen miussen, zum Beispiel bei dem Thema der Per-
sonalstrategie. Und mein Dank geht auch an den
Rechnungshof ...

(Beifall bei Michael Kruse FDP)

— Auch schén, ein Applaus an dieser Stelle, aber
ich wollte mich noch ein bisschen weiter mit dem
Thema Rechnungshof befassen.

(André Trepoll CDU: Da wurden Sie ja dop-
pelt geriigt!)

Mein Dank geht auch an den Rechnungshof, dass
Sie den Weg des Wachstumsfaktors in der Haus-
haltsplanung, der beim bewahrten Konjunkturberei-
nigungsverfahren den sogenannten Stiitzzeitraum
fir die Berechnung von 21 auf 14 Jahre verkirzt
und damit zeitgemalier gestaltet, mitgehen, weil
das ein groRer Schritt einer Veranderung an dieser
Stelle ist. Das ist ein wichtiges Zeichen, dass wir
uns alle in der Stadt den Notwendigkeiten und den
Bedingungen des Wachstums der Stadt stellen
missen und stellen wollen.

Einen Dissens, das will ich freimitig einrdumen
und zur Diskussion stellen, konnten wir im Vorfeld
nicht ausrdumen: die Ubergangsregelung fiir das
Jahr 2018. Hier hat der Senat auf Antrag und Be-
schluss der Birgerschaft, das will ich an dieser
Stelle ausdrticklich betonen, die rechtlich zulassige
Einbeziehung aktueller Daten seiner Planungsfort-
schreibung fiir das Haushaltsjahr 2018 zugrunde
gelegt, auch um nachvollziehbar und transparent
zu bleiben. Eine Ausnahme im Einzelfall, die sich
im Rahmen der Aktualisierung des Konjunkturbe-
reinigungsverfahrens ergeben hat und konsequent
die vorhandene Datenlage nutzt. Da fur das lau-
fende Jahr 2018 mit einer Zufihrung zur Konjunk-
turposition, also einem Uuber die Veranschlagung
hinausgehenden weiteren Aufbau des Sicherheits-
puffers zu rechnen ist, erscheint dieser Schritt un-
seres Erachtens auch finanzpolitisch richtig und
geboten. Und, das ich flige hinzu, das Wachstum
der Stadt wartet nicht. Auch fir 2018 sind in erheb-
lichem Umfang zwingende wachstumsbedingte
Mehraufwendungen entstanden, deren Berilick-
sichtigung auch finanzpolitisch sinnvoll ist.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und da sind wir auch beim Stichwort Wachstum
gestalten. Hamburg wachst und die Infrastruktur
wachst mit. Kitas, Schulen, Wissenschaft verzeich-
nen notwendige, aber auch deutliche Steigerun-
gen, nicht nur quantitativ, das ist mir und dem ge-
samten Senat besonders wichtig, sondern auch
qualitativ. Bei den Kitas ist schon die Ausfinanzie-
rung des Personalschlissels von 1:4 in der Krippe
enthalten, der erste Baustein der Vereinbarung,
die gestern vorgestellt wurde und die nachher hier
auch zur Abstimmung steht. Auch das ist, glaube
ich, ein gutes Zeichen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Bei den Schulen haben wir ein Schulerwachstum
von 10 Prozent, aber ein Lehrerwachstum von
20 Prozent. Auch daran sieht man, es wird nicht
nur in Masse investiert, sondern gerade auch in
Klasse in diesem Zusammenhang, in Inklusion, in
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kleine Klassen, in Sprachférderung und Ganztag
und vieles mehr. Auch das zeigt, dass wir im Be-
reich von Bildung und Betreuung einen klaren
haushalterischen Schwerpunkt setzen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Zu einer Stadt, die wachst, gehoért auch eine Si-
cherheitsinfrastruktur, die mitwachst. Wir haben
deutliche notwendige Steigerungen fir Polizei,
Feuerwehr, Verfassungsschutz und die Justiz vor-
gesehen. Auch das ist in diesen Tagen — und ich
kann sagen, gerade an einem Tag wie heute —
sehr notwendig zu betonen. Das hat auch die Ak-
tuelle Stunde eben gezeigt. Ein starker Staat, ein
starker Rechtsstaat ist etwas, das die Menschen in
diesen Tagen von uns erwarten. Wir liefern, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ein starker Staat ist nur denkbar mit einsatzberei-
ten und motivierten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern. Deshalb ist es nicht verwunderlich, dass mit
dem Wachstumsfaktor bei der Haushaltsplanung
auch eine Wachstumsstufe bei der Personalpla-
nung einhergeht. Berucksichtigt sind dabei gezielte
Personalverstarkungen bei den Lehrerinnen und
Lehrern, bei Polizei und Feuerwehr, bei Justiz und
Birgerservice. Auch die Integration der Flichtlinge
bildet sich in der Entwicklung der Personalkapazi-
taten in einem hohen MalRe ab. Ebenso ist die
Nachwuchsgewinnung mit diversen Ausbildungsof-
fensiven in der Wachstumsstufe enthalten und sie
ist auch ein Gebot der vorsorgenden Politik fiir die-
se Stadt angesichts der demografischen Verande-
rungen und Herausforderungen im Personalbe-
stand der Stadt. Ich glaube, auch da ist es richtig,
dass wir in die Zukunft des Personalbestands in
unserer Stadt investieren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber — und da greife ich gern auf, was der Rech-
nungshof im Schuldenmonitoring formuliert hat —
Wachstumsstufe kann beim Personal nicht Wachs-
tumstreppe heilRen. Alle Beteiligten sind aufgefor-
dert, nach dem Wachstumsschritt beim Personal
im Haushalt 2019/2020 fir die Folgejahre malizu-
halten und Stichworte wie Aufgabenkritik im Blick
zu behalten, um ungebremste Personalkostenent-
wicklungen zu vermeiden. Darauf werden wir auch
in der Finanzbehdérde ein besonderes Auge haben.
Das ist, glaube ich, auch mit Blick auf die Hinweise
des Rechnungshofs richtig und geboten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Kommen wir zum Wachstum zuriick. Wohnungs-
bau, Grinentwicklung vor Ort, soziale Infrastruktur
in den Stadtteilen — auch das sind beim Wachstum
der Stadt zwei Seiten einer Medaille. Nicht nur die
Infrastruktur, sondern auch die Lebensqualitat vor
Ort soll mitwachsen. Wir haben den Quartiersfonds
auf 10 Millionen Euro gesteigert, Mittel fir Jugend-

und Seniorenarbeit deutlich aufgestockt und die
Bezirke gestarkt — eine Investition in die Stadtteile
und die Menschen vor Ort, die richtig und notwen-
dig ist.

Da sind wir beim Stichwort Investitionen. Wir stei-
gern das Investitionsniveau deutlich, liegen klar
Uber der 1-Milliarde-Euro-Grenze in den kommen-
den Jahren, und da steckt auch sehr viel vorsor-
gende Finanzpolitik drin. Wir sparen an fir den
Schnellbahnausbau, fir die U5 und andere Projek-
te, und wir statten die Hochbahn, die vieles leistet
in der Vorbereitung und Planung dieser Projekte,
mit zusatzlichem Eigenkapital aus. Und wir treffen
Vorsorge fir Investitionen in den Gesundheits-
standort, beispielsweise auch fir das vom Birger-
meister angekundigte neue AK Altona. Auch das
ist eine Zukunftsinvestition, bei der es richtig ist,
frihzeitig damit anzufangen.

Wir gehen die graue Verschuldung an, den Sanie-
rungsstau, wo wir schon viel erreicht haben. Das
haben wir in der letzten Birgerschaft bereits mit-
einander diskutiert. Aber wir mussen weiterma-
chen. Mit einem ganzheitlichen Erhaltungsma-
nagement beseitigen wir den Substanzverzehr,
den auch der Rechnungshof haufig genug geriigt
hat. Mit einer starken zentralen Position, mit
170 Millionen Euro im Doppelhaushalt insgesamt,
wird dieser Ansatz deutlich unterstitzt. Das, glau-
be ich, ist ebenfalls eine finanzpolitisch richtige
Entscheidung.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Sie sehen, investieren, konsolidieren, Wachstum
gestalten, das waren und sind die Leitplanken die-
ses Etats. Ein Etat, der die Chancen nutzt, aber
die Risiken nicht aus dem Blick verliert. Zur Vorsor-
ge im Hinblick auf konjunkturelle und Zinsande-
rungsrisiken habe ich schon einiges gesagt. Das
Hauptrisiko, die HSH Nordbank, ist eingehegt. Wir
sind dabei, jetzt auch die letzten Schritte zu gehen
bis zum Closing — dariber haben wir gestern im
Ausschuss Offentliche Unternehmen berichtet —,
dass wir dann den Verkauf tatsachlich vollziehen
kénnen. Es ist viel Arbeit auf den letzten Metern,
aber zur Vermeidung weiterer Haushaltsrisiken
richtig und wichtig.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es war ja auch viel Arbeit fir die Ausschisse, die
das in einer bemerkenswerten Arbeit begleitet ha-
ben. Viel Arbeit ist jetzt auch in den nachsten Wo-
chen das Stichwort fur die Haushaltsberatungen,
die vor uns liegen. Der Senat hat mit dem Haus-
haltsplan-Entwurf 2019/2020 eine solide Planung
vorgelegt, die das Wachstum der Stadt finanzpoli-
tisch flankiert und fordert sowie die richtigen
Schwerpunkte setzt. Gleichzeitig werden unsere
Anstrengungen, den doppischen Ergebnisaus-
gleich bis 2024 zu erreichen, konsequent fortge-
setzt und Schulden getilgt, damit die kinftige
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Haushaltsentwicklung wirklich generationengerecht
gelingt. In diesem Sinne winsche ich lhnen und
uns heute und in den nachsten Wochen gute Bera-
tungen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt fir die Opposition traditionell der Red-
ner der starksten Oppositionsfraktion. Thilo Klei-
bauer fir die CDU.

Thilo Kleibauer CDU:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Vielleicht kurz vorweg: Wir haben
uns hier im Haus, Ubrigens schon lange vor 2011,
gemeinsam auf den Weg gemacht, den Haushalt
auf das kaufmannische Rechnungswesen umzu-
stellen. Ich glaube, auch die Bilanz, die der Finanz-
senator gerade gestern fir das abgeschlossene
Jahr vorgelegt hat, zeigt, dass dieser Weg richtig
ist; das kaufmannische Rechnungswesen ist deut-
lich aussagekraftiger. Wir sind Vorreiter, und wir
haben uns damit, das stimmt in der Tat, auch an
der einen oder anderen Stelle engere Malstabe
gesetzt als andere Bundeslander. Aber das ist
auch richtig, es passt zu einer Kaufmannsstadt
und es sichert die Zukunftsfahigkeit der Stadt. Das
ist wichtig, und deshalb sollten wir diesen Weg
auch fortsetzen.

(Beifall bei der CDU und bei Farid Miller
GRUNE - Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Kleibauer, ich habe die Redezeit an-
gehalten. — Ich blicke noch einmal auf die Senats-
bank, ich finde es wirklich ungebuhrlich

(Zuruf: Jal)

und bitte, dem Redner Aufmerksamkeit zu schen-
ken. — Vielen Dank.

(Zuruf: Die GRUNEN wieder!)

Thilo Kleibauer CDU (fortfahrend):* Wenn man
sich die Konzernbilanz anguckt, die gestern vorge-
legt wurde, dann ist der Fehlbetrag beim Eigenka-
pital der Stadt im Konzern weiter zuriickgegangen.
26 Milliarden Euro, das heiRt schlichtweg, dass
auch in den letzten Jahren, aber auch viele, viele
Jahre und Jahrzehnte davor mehr Geld ausgege-
ben wurde, mehr Verpflichtungen eingegangen
worden sind, als zur Verfugung stehen. Daran ha-
ben wir noch lange zu knabbern, und das dirfen
wir auch nicht vergessen, wenn wir jetzt Gber den
Haushalt 2019/2020 reden.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD)

Da hat man bei lhnen, wenn wir uns den Haus-
haltsplan des Senats fir 2019 und 2020 anschau-
en, doch eher ein bisschen den Eindruck, im Vor-

dergrund steht die sehr ginstige Konjunkturlage,
die den Kernhaushalt positiv beeinflusst. Da muss
man sich doch noch einmal die Zahlen vor Augen
halten. Sie weiten den Haushalt aus, ungefahr um
eine Milliarde Euro pro Jahr. In den drei Jahren
2018, 2019, 2020 wollen Sie Uber 4 Milliarden
Euro oder 15 Prozent mehr ausgeben, als bei Ab-
schluss der Koalition festgelegt wurde. Das hat
dann auch nichts mehr mit einer Wachstumskom-
ponente zu tun; das ist eine sehr massive, eine
sehr deutliche Ausweitung des Haushalts und das
ist durchaus fragwurdig.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD)

Man kann sich auch viele Phasen in der Vergan-
genheit anschauen; in den Neunzigerjahren hat es
einmal eine solch deutliche Ausweitung des Haus-
halts gegeben — das racht sich friiher oder spater.
Der Rechnungshof, den Sie schon zitiert haben,
hat auch deutlich gemacht, dass sich die Verkir-
zung bei der Berechnung des Steuertrends in
schlechten Jahren genauso ins Gegenteil umkeh-
ren kann. Und das flhrt dann dazu, dass die paar
Millionen, die Sie die letzten Jahre getilgt haben,
relativ schnell wieder aufgenommen werden, Herr
Dressel. Deshalb missen wir in jedem Fall darauf
achten.

(Beifall bei der CDU)

Wenn man sich den Haushalt anschaut, dann
steigt das Haushaltsvolumen, aber man schaut
sich ja auch die Parameter an, mit welchen Annah-
men Sie arbeiten, wie vorsichtig das ist, wo Reser-
vepositionen sind. Ich finde, da ist relativ wenig
Reserve enthalten. Ich habe mit Interesse lhre
Aussage im "Hamburger Abendblatt" gelesen, Herr
Dressel, als Sie im April dieses Jahres Finanzse-
nator wurden:

"Wir wollen auch kunftig Vorsichtsabschlage
bertcksichtigen. Bei der vorsichtigen Haus-
haltsfiihrung wird es mit mir keinerlei Abstri-
che geben."

Vorsichtsabschlage — Ihr Vorganger hatte im Haus-
haltsplan 2017/2018 Uber 500 Millionen Euro ein-
gepreist. Bei lhnen im Jahre 2019 null, im Jahre
2020 null. Was ist das denn? Also selten so ein
Wortbruch eines neuen Senators in kurzer Zeit.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP — Zuruf)

Das zeigt doch, dass Sie in guten Jahren eine po-
sitive Einnahmesituation einpreisen und gleichzei-
tig noch die Risikovorsorge herunterfahren. Das
passt doch nicht zusammen, Herr Dr. Dressel, das
kann ein Hamburger Finanzsenator doch nicht so
machen.

Wenn man sich den Haushalt anschaut, dann gibt
es auch ein paar Annahmen, die einen ein
bisschen skeptisch werden lassen. Sie haben das
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Thema Personal angesprochen, da gibt es in der
Tat an der einen oder anderen Stelle sicherlich
mehr Bedarf. Die zentrale Annahme fir die Perso-
nalkostensteigerung ist, dass wir von einem Ta-
rifanstieg von 1,5 Prozent ausgehen. Da fragt man
sich, ob lhre Haushaltsabteilung eigentlich nicht so
haufig dazu kommt, einmal in die Tagespresse zu
gucken. Die letzten Tarifabschliisse waren deutlich
hoher.

(Dirk Kienscherf SPD: Sie kennen sich ja bei
Tarifverhandlungen aus!)

Der Burgermeister hat auch von Mindestlohn ge-
sprochen, da missten wir etwas tun bei den unte-
ren Lohngruppen. Wir haben in vielen Bereichen,
in vielen Berufsgruppen doch das Problem Fach-
kraftemangel, dass wir eher Uberlegen, dass wir da
Uberproportional nachsteuern missen. Und Sie sa-
gen, nein, 1,5 Prozent. Das reicht doch fir die
grolRen Behdrden, die einen sehr grol3en Personal-
korper haben — das ist ja die groRte Position im
Haushalt —, nicht aus. Hier ist nichts zu erkennen,
und das werden wir sehr kritisch in den Haushalts-
beratungen hinterfragen, ob Sie dort ausreichend
Vorsorge getroffen haben.

(Beifall bei der CDU)

Im Ubrigen, Herr Finanzsenator, haben wir in der
Tat an einigen Stellen Mehrbedarfe, aber ob aus-
gerechnet die erste Amtshandlung in Ihrer Behor-
de das Richtige ist? Nachdem die Finanzbehotrde
Aufgaben abgibt, schaffen Sie ein zusatzliches
Amt, Sie schaffen zusatzliche Abteilungsleiterstel-
len. Ich glaube, da sendet die Finanzbehérde eher
ein falsches Signal aus, was das Thema Ausga-
benkritik angeht.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich finde auch die Analyse des Rechnungshofs,
den Monitoringbericht zur Schuldenbremse, sehr
interessant, der uns dankenswerterweise rechtzei-
tig zu den Haushaltsberatungen, auch mit einer
Einschatzung der Haushaltsberatungen, zur Verfi-
gung gestellt wurde. Da sind viele Ampeln auf
Gelb. Das haben Sie die letzten Jahre schon ge-
flissentlich ignoriert und gesagt: Gut, gelbe Ampel,
da kann man ja Gas geben und weiterfahren. Aber
dieses Mal ist in der Tat eine Ampel auf Rot ge-
sprungen. Und das ist nicht irgendeine Ampel, das
sind zwolf Kriterien. Das ist das Kriterium Finanz-
strategie des Senats. Das ist schon ein zentrales
Element, und das sollte Ihnen wirklich ein Warnsig-
nal sein, wenn dort die Ampel auf Rot springt.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Sie haben heute gesagt: Ja, da steuern wir noch
einmal nach und da reden wir. Aber ich fand auch
die Reaktion der Kollegen von den Regierungsfrak-
tionen interessant. Sie haben gesagt: Ah, rote Am-
pel, bose, bdse, da ist der Rechnungshof ein

bisschen Uibers Ziel hinausgeschossen. Nein, liebe
Kollegen, Sie sind Uber das Ziel hinausgeschos-
sen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Sie wollten nicht 700 Millionen Euro fiir das Jahr
2018, sondern noch einmal 200 Millionen Euro zu-
satzlich. Sie wollten den kompletten Betrag und
haben jetzt eine Nachtragsdrucksache, wo man an
vielen Stellen erkennt, das Geld wird in diesem
Jahr gar nicht bendétigt, sondern ist eher dazu da,
noch einmal die Reserven zu flllen. Es ist doch so:
Wer sein Finanzkonzept zu haufig andert, der ge-
rat doch automatisch in den Verdacht, dass er das
nach Kassenlage andert. Da haben Sie dann keine
Glaubwurdigkeit mehr.

(Dirk Kienscherf SPD: Was haben Sie denn
da gemacht mit der Kassenlage?)

Wer immer sein Konzept andert, der hat dann kein
Finanzkonzept. So ist doch die Lage.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wenn wir den Konzern Hamburg anschauen, was
wir ja immer tun, und da gibt es auch viele Schnitt-
stellen zum Haushalt, dann stellen wir fest: Es gibt
eine Schuldentilgung im Kernhaushalt und es gibt
weiter einen ungebremsten Anstieg der Verschul-
dung auferhalb. Im gesamten Konzern steigt die
Verschuldung. Wenn Sie, wie Sie gestern gesagt
haben, 600 Millionen Euro im Kernhaushalt getilgt
haben, heillt das, Sie haben einen deutlichen
Schuldenanstieg aufRerhalb des Kernhaushalts.
Und das kann man sich bei vielen Geschichten an-
schauen. Bei der Hochbahn haben Sie die letzten
Jahre die Finanzschulden verdoppelt, beim UKE
haben Sie mehr als verdoppelt, HPA von 200 Mil-
lionen Euro auf tber 300 Millionen Euro, f & w for-
dern und wohnen haben Sie in die Verschuldung
geschickt. Das sind alles keine Einheiten, die sich
selbst finanzieren, sondern die in der Regel auf Zu-
schiusse, auf Verlustibernahmen aus dem Haus-
halt angewiesen sind und nicht wirtschaftlich auf
eigenen Beinen stehen. Und hier ist schon ein wei-
terer Anstieg vorprogrammiert. Da habe ich mit In-
teresse gelesen, welche Ermachtigungen Sie sich
mit dem Haushalt 2019/2020 einrdumen lassen
wollen fiir die Birgschaftsaufnahme, fiir die Ver-
schuldung von Tochterorganisationen der Stadt.
Auch das werden wir kritisch hinterfragen.

(Beifall bei der CDU — Vizeprasidentin Bar-
bara Duden ibernimmt den Vorsitz.)

Dann ist lhre Antwort: Wir machen jetzt im Haus-
haltsplan eine neue Position, Starkung Finanzkraft
Hamburg. Das hort sich auf den ersten Blick gut an
und ist vom Ansatz her auch nicht die schlechteste
Richtung. Da planen Sie in den Jahren 2019 und
2020 110 Millionen Euro fur Investitionen ein. Sie
planen das ohne jegliche Konkretisierung ein und
ohne jegliche Beteiligung des Parlaments. Das ha-
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ben Sie gestern im Ausschuss noch einmal sehr
deutlich gemacht.

(Zuruf von Dr. Monika Schaal SPD)

Da haben Sie gesagt: Ja, wir gucken dann einmal,
wo wir das einsetzen. 110 Millionen Euro, die wir
als Birgerschaft am Anfang blanko erméachtigen
sollen, und Sie werden dann irgendwie Uberlegen,
in welchem Politikbereich Sie einmal was damit
machen, in welchem Politikbereich Sie Locher
stopfen.

(Zuruf von André Trepoll CDU)

Meine Damen und Herren, das kann nicht sein.
Das ist mehr als Intransparenz, das ist haushalts-
rechtlich grenzwertig und es ist eine Frechheit ge-
genlber dem Parlament, wenn man solche Plane
vorlegt.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei
Dr. Alexander Wolf AfD)

Ich komme auch auf das Thema Investitionen. Wir
hatten in der letzten Sitzung die Drucksache zum
Erhaltungsmanagement debattiert, und da ist auch
interessant, was der Rechnungshof Ihnen am Mon-
tag gesagt und aufgeschrieben hat. Im Ist, also in
dem, was tatsachlich investiert wird, ist die Investi-
tionsquote 2017 auf ein neues Tief gesunken.
Auch wenn ich mir den Jahresabschluss von
gestern anschaue, Bauten des Infrastrukturvermo-
gens — das ist gesondert ausgewiesen, Herr Mul-
ler, da kénnen Sie auch einmal reingucken —, dann
ist es 2017 weiter zurlickgegangen, und das ist
das Anlagevermdgen fir Stra3en, fir Bricken, flr
Hafenanlagen, fur Grinanlagen.

(Farid Miiller GRUNE: Was meinen Sie, wor-
an das liegt?)

Seit 2014 ist das Anlagevermdgen um 5 Prozent
zuriickgegangen. Das heif’t, wir sind noch im Sub-
stanzverzehr. Insofern bleibt das, was ich auch
letzte Woche beim Erhaltungsmanagement gesagt
habe: Bei den Investitionen messen wir Sie nicht
an den Ankindigungen, sondern an dem, was Sie
tatsachlich umsetzen, Herr Senator. Und da ist
auch ein grofles Manko und ein grof3er Handlungs-
bedarf.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Das sind nur einige der vielen Schwachstellen, die
Ihr Haushaltsplan-Entwurf aufweist, die wir in den
kommenden Wochen in den Ausschussberatungen
intensiv ansprechen und wo wir uns von lhnen an
der einen oder anderen Stelle erhoffen, dass Sie
dort einsichtig sind und sagen, ja, so kdnne man
es wirklich nicht machen.

Insgesamt gilt fur uns: Dort, wo es Mehrbedarfe
gibt — das ist vdllig klar —, im Bereich Bildung, im
Bereich Innere Sicherheit, sind diese solide zu pla-
nen und auszufinanzieren. Es gilt darum auch Zu-

kunftsinvestitionen zu machen fir die Infrastruktur
und fir die Stadt, und es geht darum, mit einer
Haushaltspolitik auch Vorsorge zu betreiben, denn
diese gute Konjunkturlage mit deutlich steigenden
Steuereinnahmen jedes Jahr wird nicht ewig anhal-
ten, und auch die Niedrigzinsen werden nicht ewig
anhalten. — Vielen Dank, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Quast von der SPD-Fraktion.

Jan Quast SPD:* Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren! Ich mdchte wie Herr Kleibauer mit
dem Konzernabschluss, mit dem kaufmannischen
Rechnungswesen beginnen, weil ich finde, dass
das, was Sie dazu sagen, ein Stlick weit Ihre Dop-
pelzingigkeit im Haushaltswesen belegt, die an-
sonsten immer hauptsachlich zwischen Fachspre-
chern, Haushaltssprechern existiert, aber hier eben
auch bei lhnen.

Zum einen betonen Sie, und das ist richtig, dass
wir seit Uber zehn Jahren ein kaufmannisches
Rechnungswesen in Hamburg einfihren, um mehr
Transparenz Uber das Haushaltswesen und Uber
die Situation der Stadt zu erhalten. Aber im nachs-
ten Augenblick, wenn Sie iber das negative Eigen-
kapital und dessen Ansteigen sprechen, ver-
schweigen Sie, warum das so ist. Das ist im We-
sentlichen darauf zurtickzufihren, dass die Pensi-
onsruckstellungen erhdht werden missen. Aber
genau das ist der Pfad, den wir seit zwoIf Jahren
gehen. Als der erste Bericht zum Konzern, zum
Kernhaushalt vorgelegt wurde, der erste doppische
Bericht, der erste Jahresabschluss, hat man offen-
bar falsche Daten herangezogen. Wir mussten
Jahr fUr Jahr nachsteuern, und wir haben jetzt Gut-
achten, die uns deutlich machen, auf welcher Ba-
sis tatsachlich Pensionsrickstellungen zu bilden
sind, und wir bilden sie dann auch. Also wir sind
transparent und vollziehen das nach, was notwen-
dig ist.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der zweite Punkt, und den halte ich fast fir schlim-
mer, ist der, dass Sie von der Verschuldung auler-
halb des Kernhaushalts reden. Wir wissen aber al-
le, da geht es im Wesentlichen um 6ffentliche Un-
ternehmen, und bei o6ffentlichen Unternehmen
steht der Verschuldung in der Regel eine entspre-
chende Wertschopfung entgegen, stehen Investiti-
onen und werthaltige Gegenstande entgegen. In-
sofern ist lhre Verklrzung falsch und zeigt gerade,
dass Sie das doppische Haushaltswesen offenbar
nicht nutzen, um Transparenz herzustellen, son-
dern um neue Vorwurfe zu konstruieren.
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(Beifall bei der SPD — Michael Kruse FDP:
Da machen Sie es sich zu leicht!)

Mit Ablauf des Jahres 2020, Uber dessen Haushalt
wir heute die Beratungen beginnen, vollendet sich
ein Jahrzehnt, das von einer neuen, nachhaltigen
Finanzpolitik bestimmt ist. Seit 2011 orientiert sich
der Ausgabenrahmen an den langjahrigen Erfah-
rungen und nicht an kurzfristigen und anfalligen
Steuerprognosen. Seit 2011 ist es gelungen, Ham-
burgs Finanzen zu konsolidieren und den Haushalt
fit fir die Schuldenbremse zu machen. Dieser Er-
folg wird sicher beglinstigt durch eine anhaltend
gute Konjunkturlage,

(André Trepoll CDU: Maligeblich!)

aber gesichert wurde er erst dadurch, dass wir uns
anders als frilhere Senate — und da, Herr Trepoll,
spreche ich auch von der CDU — nicht durch eine
gute Konjunktur zu Mehrausgaben haben verfih-
ren lassen, sondern unsere Finanzstrategie durch-
gehalten haben.

(André Trepoll CDU: Sie reden von den
Neunzigerjahren, oder?)

Heute besteht kein Zweifel mehr, dass wir die
Schuldenbremse, wie in unserer Verfassung ange-
strebt, schon 2019 erreichen werden, Herr Kruse.
Und da freue ich mich, dass wir damals mit der
Kollegin Suding und der Kollegin Hajduk von den
GRUNEN eine so gute Lésung hinbekommen ha-
ben, die uns heute aber auch erreichbar ist.

Seit 2014 haben wir Uber 1,2 Milliarden Euro
Schulden getilgt, statt zusatzliche Kredite aufzu-
nehmen. An dieser Tendenz wird auch der herbe
Ruckschlag, den wir dieses Jahr wegen des HSH-
Nordbank-Desasters hinnehmen muissen, nichts
andern. Mit dem Verkauf der HSH Nordbank ha-
ben wir dann auch, so hoffe ich, fast alle Erblasten
der letzten CDU-gefiihrten Senate abgearbeitet.
Ausgenommen bleibt der Wohnungsbau, bei dem
wir immer noch gegen fast ein Jahrzehnt der Ta-
tenlosigkeit unter CDU-Verantwortung anbauen
mussen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und den
GRUNEN - André Trepoll CDU: Das ist kei-
nen Applaus wert!)

— Die wollten Sie eben nicht zu sehr noch einmal in
den Schatten stellen, Herr Trepoll, mit Ihren Ver-
saumnissen der letzten Jahre. Die Versaumnisse,
die bei lhnen auch weiterhin bestehen, weil sich
die CDU in der Regel immer noch gegen die Be-
bauungsplane wehrt, die wir in Hamburg fir Woh-
nungsbau machen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die finanzpolitische Konsolidierung war nie und ist
nicht Selbstzweck, sondern angesichts der Schul-
denbremse vor allem auch in Hinblick auf die Ge-
nerationengerechtigkeit und Sicherstellung politi-

scher Handlungsfahigkeit flr die Zukunft erforder-
lich. Trotz der Begrenzung des Ausgabenrahmens
haben wir in den vergangenen Jahren stets darauf
geachtet, dass die erforderlichen Investitionen in
Hamburgs Zukunft erfolgt sind, in Képfe wie in In-
frastruktur. Wir haben die Bildung gebihrenfrei ge-
stellt, von der Krippe bis zum Studium. Wir haben
den Wohnungsbau in zuvor nicht gekanntem Male
angekurbelt. Und wir haben begonnen, die stadti-
sche Infrastruktur an Straflen, Wegen, Griinanla-
gen, Spielplatzen, Gebauden und Gewassern in-
stand zu setzen. Das hat uns nicht nur finanziell
stark gefordert, sondern es war vor allen Dingen
auch eine Belastung flr viele Buargerinnen und
Birger. Dies aber fir kurzfristiges Beifallheischen
zu nutzen, wie es die Opposition und insbesondere
der Kollege, der sich gerade nach hinten wendet,
gern tut, anstatt die Sanierungsbemihungen zu
unterstutzen

(Dennis Thering CDU: Aber nicht so stim-
perhaft!)

und so noch viel gréRere Belastungen flur die Zu-
kunft abzuwenden, ist kurzsichtig, ist eben CDU.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir setzen unsere Politik fort, weil sie erfolgreich
und notwendig ist. Im kommenden Doppelhaushalt
2019/2020 stehen noch einmal zusatzliche Mittel
zur Verfigung. Wir weiten den Etat der Wissen-
schaftsbehérde um fast 10 Prozent aus, investie-
ren dabei in Hochschulinfrastruktur, in exzellente
Forschung und in gute Studienbedingungen.

(Beifall bei der SPD und bei Anna Gallina
GRUNE)

Wir stellen neue Lehrer ein und auch Lehrerinnen
fur mehr Schilerinnen und Schiiler, kleinere Klas-
sen, guten Ganztag und bessere Inklusion.

(Beifall bei der SPD und bei Anna Gallina
GRUNE)

Wir erhéhen das Budget fiir die Kindertagesbetreu-
ung auf 1 Milliarde Euro fir mehr Platze und eine
bessere Betreuung. Ausbau von Quantitat und
Qualitat gehen Hand in Hand, wie auch die gestri-
ge Verstandigung mit der Volksinitiative und die fur
heute vorgesehene Gesetzesanderung belegt.

(Beifall bei der SPD und bei Anna Gallina
GRUNE)

Diese Investitionen in Bildung und Betreuung ma-
chen Hamburg zusatzlich attraktiv fir Familien und
junge Menschen. Profitieren werden die Unterneh-
men, die bundesweit im Wettbewerb um Fachkraf-
te stehen. Bildungspolitik ist eben auch Standort-
politik.

(Beifall bei der SPD und bei Anna Gallina
GRUNE)
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Wir setzen auch die Sanierungsoffensive fort. Die
Versaumnisse vieler Vorgangerregierungen — und
dabei nehme ich auch keine sozialdemokratischen
aus — werden schrittweise beseitigt. Mit dem Erhal-
tungsmanagement Strallen sind wir bundesweit
vorbildlich. Wir weiten dieses nun aus auf Briicken
und konstruktive Bauwerke, auf Parks, Griinanla-
gen und Spielplatze, auf Ufer, wassertechnische
Anlagen und Hochwasserschutzanlagen.

Den Haushaltsplan-Entwurf begleitet wieder ein
Bericht Uber die geplanten und durchgefihrten Sa-
nierungsmaflnahmen; dartber haben wir vor zwei
Wochen gesprochen. Ich finde, da ist sehr deutlich
geworden, was wir hier tun. Fest steht aber, wir
nehmen die Sanierung und Instandhaltung sehr
ernst und tun das, was mdglich ist.

Stadtische Immobilien Gberfihren wir in ein Mieter-
Vermieter-Modell und stellen dadurch sicher, dass
die erforderlichen InstandhaltungsmalRnahmen
kiinftig finanziert und durchgefiihrt werden. Wir
nutzen das Modell auch, um wie bei den Kulturim-
mobilien die Vernachldssigung der Vergangenheit
aufzuholen. Auch das wird ja noch in den nachsten
Wochen Thema flr uns sein.

(Beifall bei der SPD und bei Anna Gallina
GRUNE)

Unsere Finanz- und Haushaltspolitik hat immer si-
chergestellt, dass wir in die Zukunft der Stadt in-
vestiert haben und auf schwierige und kurzfristige
Anforderungen auch reagieren konnten. Das wird
auch so bleiben.

Hamburg wachst. Mehr als 100 000 Einwohnerin-
nen und Einwohner zusatzlich in den letzten sechs
Jahren stellen auch zusatzliche Anforderungen an
den Staat. Das kostet viel Geld. Gut 100 000 zu-
satzliche sozialversicherungspflichtige Arbeitsplat-
ze und eine prosperierende Wirtschaft mit wach-
senden Unternehmen erwirtschaften aber auch zu-
satzliche Steuermittel. Wir haben deshalb unsere
erfolgreiche Finanzstrategie vor einigen Monaten
modifiziert, um zusatzliche Einnahmen flir wachs-
tumsbedingte Mehrausgaben einsetzen zu kén-
nen. Wir halten dabei an unserer Finanzstrategie
im Grunde fest. Die Ausgaben bleiben gedeckelt,
mit ausreichend Abstand unter den aufgrund der
Erfahrungen zu erwartenden Steuer- und sonsti-
gen Einnahmen.

Herr Kleibauer, wenn Sie jetzt sagen, wir geben zu
viel Geld aus,

(J6rg Hamann CDU: Unsere Meinung!)

dann bin ich froh, dass wir jetzt einige Wochen ge-
meinsam debattieren und diskutieren werden. Und
am Ende werden Sie uns sicherlich sagen, wie Sie
die 4 Milliarden Euro, die Sie uns als zu viel vorhal-
ten, dann tatsachlich einsparen wollen im nachsten
Doppelhaushalt.

(Dirk Kienscherf SPD: Macht er bestimmt!)

Darauf bin ich duBerst gespannt,
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

insbesondere weil Sie im zweiten Teil lhrer Rede
noch Zusatzbedarfe fur Risiken vorgesehen haben
und auch beim Personal aus lhrer Sicht nicht ge-
nug Mittel vorhanden sind. Insofern bringen Sie
das zusammen, stellen Sie Antrédge, zeigen Sie
das auf, und dann werden wir darliber diskutieren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es wurde angesprochen: Die Modifizierung unse-
rer Finanzstrategie wurde mit Billigung des Rech-
nungshofs durchgefiihrt. Ich war gestern oder vor-
gestern etwas erstaunt Uiber die beratende AuRe-
rung, wo es dazu gekommen ist, dass der Rech-
nungshof eine Ampel fir die Finanzstrategie auf
Rot gestellt hat, obwohl die Strategie — das ist ja
etwas nach vorn Gerichtetes — sich gar nicht geén-
dert hat und eigentlich auch vom Rechnungshof
getragen wurde. Gleichzeitig hat er die Ampel flr
die Nettokreditaufnahme, wo wir dieses Jahr 3 Mil-
liarden Euro wegen des von der CDU mitverant-
worteten HSH-Nordbank-Desasters zusatzlich auf-
nehmen missen,

(J6rg Hamann CDU: Das haben wir auch
gemeinsam gemacht!)

auf Gelb gestellt. Und wegen 200 Millionen Euro,
Uber die wir gerade mdglicherweise in einer Aus-
einandersetzung sind, haben sie eine andere Am-
pel auf Rot gestellt. Ich kann das nicht ganz nach-
vollziehen, aber ich denke, entscheidend ist, dass
wir vom Rechnungshof nach wie vor wertvolle Hin-
weise flr unsere Haushaltsberatungen bekommen
haben, die wir einbeziehen werden, auch wenn wir
an der einen oder anderen Stelle vielleicht anderer
Meinung sind. Deswegen auch von der SPD-Frak-
tion herzlichen Dank an den Rechnungshof fir sei-
ne beratende AuRerung.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Mit den zusatzlich verfigbaren Mitteln sichern wir
den Ausbau des Burgerservice der Bezirksamter
und die Angebote der offenen Kinder- und Jugend-
arbeit. Wir investieren in die Sicherheit und in mehr
Polizeibeamtinnen und -beamte, Feuerwehrleute,
Richterinnen und Richter, Staatsanwaltinnen und
Staatsanwalte. Wir halten die Wohnungsbauférde-
rung fur den sozialen Wohnungsbau auf einem
sehr hohen Niveau mit 140 bis 160 Millionen Euro
im Jahr. Wir bauen neue Schulen und sanieren die
bestehenden. Die Hamburger Krankenhausstruktur
wird wie in keinem anderen Bundesland auch kiinf-
tig und mit noch mehr Mitteln geférdert.

Zentrales Anliegen bleibt uns der Hafen. Wir fih-
ren das bereits hohe Investitionsniveau von
124 Millionen Euro fort, und die zukunftsweisenden
offentlichen Infrastrukturprojekte realisieren wir.

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)
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Wir haben insbesondere die Mittel fir den Hafen-
betrieb erheblich gegeniiber der bisherigen Mittel-
fristplanung aufgestockt, und zwar um 60 Millionen
Euro. Das unterstreicht die Bedeutung, die wir dem
Hafen beimessen.

Wir behalten aber auch die Risiken im Blick. Herr
Dr. Dressel hat dazu einiges gesagt: HSH-Folge-
kosten, Zuwanderung und Integration als wichtiges
Thema, was auch die Stadtgesellschaft bestimmen
wird. Damit uns Integration gelingt, mussen wir
wirklich investieren, und das tun wir. Wir werden
die Personalkosten im Auge behalten, und wir wer-
den mit den gesetzlichen Leistungen, natdrlich
auch wie in der Vergangenheit, sehr genau hin-
schauen miussen, wie sich das dort entwickelt. Das
grole Ziel unserer Haushaltspolitik bleibt die Errei-
chung des doppischen Ausgleichs bis 2024. In der
Anstrengung dazu durfen wir nicht nachlassen.

Meine Damen und Herren, wir haben fir die Risi-
ken im Haushaltsplan Vorsorge getroffen. Der Se-
nat hat einen soliden Plan vorgelegt, der unsere
politischen Schwerpunkte fur die nachsten Jahre
abbildet. Sicherlich wird sich wie immer die eine
oder andere Ergdnzung aus den Regierungsfrak-
tionen ergeben, und gute Anregungen der Opposi-
tion — wie gesagt, wir warten auf lhre Vorschlage,
Herr Kleibauer — werden wir sicher auch nicht un-
beachtet lassen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprésidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Miller von der GRUNEN Fraktion.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Kurz vorab zu Herrn Kleibau-
er. Wenn ich eines aus lhrer Rede jetzt rausgehort
habe, dann schlagen Sie diesem Haus vor, dass
wir gegen das anwachsende Hamburg ansparen
sollen. Wir halten das fur keine gute Idee, und des-
wegen haben wir andere Schwerpunkte gelegt, in-
dem wir namlich das Wachstum hier weiter férdern
— dazu kommen wir gleich, das hat der Senator
ausgefiihrt —, und lhre Widersprichlichkeit, wo Sie
am Ende sagen, ja, aber fir bestimmte Bereiche
sei das Wachstum wieder okay, zeigt, dass Sie da
noch keinen klaren Kurs innerhalb lhrer eigenen
Fraktion haben, und wir werden in den weiteren
Haushaltsberatungen ja sehen, was dabei heraus-
kommt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich finde, wir knlpfen an eine bewéahrte Haushalts-
politik an, die einerseits guckt, was die Realitaten
in dieser Stadt sind, die sich auch in diesem Haus-
halt abbilden missen — Stichwort Wachstum —,
und wir setzen verniinftige Schwerpunkte, die uns
fur die Zukunft ein Auskommen, ein soziales Mit-
einander, eine wirtschaftliche Stabilitdt und auch
Wachstum in dieser Stadt sichern, und gleichzeitig

haben wir im Blick, dass die Finanzen der Stadt
sich weiter erholen. Wenn man dann guckt, in wel-
chem Bereich wir uns jetzt besonders auf den Weg
gemacht haben, dann ist das die Infrastruktur, wo
wir einen enormen Betrag eingestellt haben fur die
nachsten Jahre, was Investitionen betrifft.

Wir setzen aber, und das hat mein Kollege Jan
Quast hier schon ausgeflhrt, nattrlich auf den Be-
reich Bildung. Das ist das Thema, das das Wachs-
tum von Stadtgesellschaften insgesamt in den
nachsten Jahrzehnten bestimmen wird. Und da
fangen wir ganz friih an; wir kommen ja nachher
noch zum Thema Kita und Ausbau. Wir investieren
massiv in die Schule, und zwar einerseits in die
Menschen, die dort lehren, und andererseits in die
Gebaude. Das tun wir schon seit Jahren und das
haben wir damals unter Schwarz-Griin Ubrigens
mit dem Sondervermdgen auch gemeinsam auf
den Weg gebracht. Wir setzen jetzt noch einmal
eins oben drauf zuséatzlich zu dem, was in der lau-
fenden Wahlperiode schon passiert ist: Wir inves-
tieren auch noch in die Hochschulen und dort in
Forschung und Entwicklung.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Naturlich kommt dazu, dass wir auch die Gerech-
tigkeit in dieser Stadt im Blick haben missen, denn
Wachstum an sich ist kein Wert, sondern wenn wir
wachsen, muss es allen Menschen dabei gut ge-
hen und besser gehen. Es ist nicht immer einfach
hinzubekommen, das in einer Stadtgesellschaft
auszutarieren, wenn der Markt das einmal mehr in
eine Richtung verschiebt, als die Stadtgesellschaft
das vielleicht ertragen moéchte. Dazu ist dann aber
die Politik gefragt. Dazu sind wir in diesem Hause
da, genau das auszutarieren. Und ich finde, wir ha-
ben das mit diesem Haushaltsplan-Entwurf sehr
gut hinbekommen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir denken dabei nicht nur an die Menschen, die
jetzt hier leben, sondern wir denken dabei auch an
die folgenden Generationen. Der Senator hat es
hier noch einmal ausgefiihrt und Herr Kleibauer hat
es auch bestatigt: Wir sind das Bundesland, das
verstanden hat, was Generationengerechtigkeit
bedeutet, und dies nicht nur in Sonntagsreden er-
zahlt, sondern es auch tatsachlich macht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Manchmal erweist sich dann auch beim Haushalt,
der so transparent ist wie kein anderer, Herr Klei-
bauer ... Und dass Sie da jetzt eine Position ge-
funden haben, wo Sie meinen, oh, oh, da konnte
man was verstecken mit der Konjunkturposition,
das fand ich ein bisschen lustig, denn Sie haben
sie ja gefunden. Was sollen wir da verstecken, was
sollen wir da verschleiern? Das ist mir ein volliges
Réatsel.
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(Beifall bei den GRUNEN — Zuruf von Thilo
Kleibauer CDU)

Ein Haushalt muss die Realitat abbilden und das
tut er. Da kann man ja dagegenreden, gegen die
Realitat, aber ich rate lhnen, liebe CDU, tun Sie es
nicht zu lange, denn dann kommen Sie nicht an in
der Stadt und schon gar nicht in der Realitat.

Es ist schon viel dariiber gesprochen worden, dass
wir tatsachlich viel mehr Menschen haben seit
2011, als wir uns das vorgestellt haben. Es sind
auch nicht alle gliicklich dartber, dass wir mehr
werden in dieser Stadt. Aber das ist nichts, was wir
hier beeinflussen kénnen, sondern es ist unsere
Aufgabe, dieses Wachstum in Hamburg vertraglich
zu gestalten und so zu gestalten, dass die, die hier
sind, keine zusatzlichen Belastungen haben, und
die, die kommen, eine Chance haben, an Hamburg
teilzuhaben. Das ist unsere Aufgabe, und ich finde,
auch das haben wir in diesem Haushalt sehr gut
hinbekommen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wenn man einmal wissen will, was in anderen
Bundeslandern los ist: Wir haben zuféalligerweise
gestern im ZDF einmal wieder eine Sendung ge-
habt, ich glaube, "Report" war das. Ausgangspunkt
war der Digitalpakt und dass viele Schulen in die-
sem Lande sagen — nicht in Hamburg —: Was nutzt
uns der Digitalpakt, wenn uns sprichwortlich die
Decke auf den Kopf fallt? Es gibt in allen Bundes-
landern ein riesiges Sanierungsproblem. Wir in
Hamburg sind das beherzt angegangen. Wir bau-
en auch neue Schulen. Wir sanieren sie nicht nur,
sondern wir bauen sie auch neu.

(Thilo Kleibauer CDU: Modell Hamburg-Sud,
haben wir mit angefangen!)

— Ist ja gut, habe ich ja gesagt.

Alles gut, ich wollte nur sagen, das tun wir dann
auch. Und das ist nicht nur auf dem Papier, son-
dern das bringen wir auch in die Stadt rein. Das
wissen Sie auch. Im nachsten Haushalt braucht
dieses Sondervermdgen keine eigenen Kredite
mehr, sondern wir filhren das Geld aus dem Kern-
haushalt dem Sondervermégen zu. Auch das ist
aus meiner Sicht eine kluge Haushaltspolitik, die
wir jetzt mit dem Geld, das an zuséatzlichen Steuer-
einnahmen reingekommen ist, machen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Es ist schon gesagt worden, die Konsolidierung
und die Sanierungspolitik haben nicht nur den
Punkt, dass wir da jetzt mehr Geld ausgeben, auch
wenn Sie kritisieren, dass das im letzten Jahr nicht
so viel gewesen ist, wie veranschlagt war, Herr
Kleibauer. Aber das liegt nicht daran, dass wir kei-
ne Lust haben zu sanieren. Das liegt auch nicht
daran, dass die Verwaltung keine Lust hat zu sa-
nieren, sondern Sie wissen ganz genau, woran
das liegt. Das liegt daran, dass wir gerade eine

Hochkonjunktur haben und selbst Wohnungsbau-
unternehmen kaum noch Bauunternehmen finden,
die Wohnungen zu bauen. Das ist doch die Reali-
tat.

(Beifall bei Dr. Stefanie von Berg GRUNE
und Karin Timmermann SPD)

Auch da muss ich sagen, es ware schdn, wenn Sie
die auch benennen wirden. Und das ist keine Fra-
ge, wer hier gerade regiert, sondern das ist die
Frage, wie man klug jetzt noch an verniinftige Bau-
unternehmen rankommen kann, um das, was wir
als Stadt saniert und neu gebaut haben wollen,
doch hinzubekommen. Und ich bin ganz sicher, wir
werden das hinbekommen, auch in den nachsten
Jahren.

(Beifall bei Dr. Stefanie von Berg GRUNE
und vereinzelt bei der SPD)

Dann haben wir auch eine kleine Diskussion mit Ih-
nen, und da sind wir wieder bei dem Thema, wer
will eigentlich gegen das stadtische Wachstum ge-
genansparen. Sie haben uns dafiir kritisiert, dass
wir den Stlitzzeitraum verandert haben. Der Stiitz-
zeitraum berechnet, wie viele Steuern wir eigent-
lich im Steuertrend dann wirklich haben und auch
ausgeben dirfen, und er bestimmt letztlich da-
riber, wie der Haushalt aussieht. Er war bisher
sehr konservativ gerechnet mit 20 Jahren, und wir
haben lange darlber nachgedacht, weil wir in je-
dem Bundesland und auch im Bund ganz andere
Stitzzeitraume haben, die im Wesentlichen kirzer
sind, und zwar viele, die kirzer sind. Es gibt ganz
klar auch die MaRRgabe abseits davon, dass wir ge-
sagt haben, wir kénnen ja nicht in einer Zeit, wo
die Stadt wachst, einfach so tun, als wenn uns das
gar nicht interessiert, und gleichzeitig haben wir ei-
ne Situation im Bund, wo wir ganz andere Stiitz-
zeitrdume haben, die noch viel kiirzer sind als der
Hamburger jetzt mit 14 Jahren. Deswegen haben
wir eine sehr weise Entscheidung getroffen. Wir
sind jetzt im Mittelfeld mit 14 Jahren, keinesfalls
ganz oben. Es gibt Bundeslander, die haben einen
Stitzzeitraum, da wirde ich auch sagen, das ist
sehr gefahrlich, das ist fast schon unverantwortlich.
Wir sind im gesunden Mittelfeld, kamen von einer
sehr konservativen Ausgangssituation. Als Opposi-
tion kann man uns daflr kritisieren, aber ich gehe
eine Wette ein, Sie wirden es, wenn Sie einmal
wieder regieren — das wird noch lange dauern —,
nicht andern, Herr Kleibauer.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Nun komme ich noch einmal zu der Frage, dass
wir auf der einen Seite natlrlich Mehrausgaben ha-
ben in den schon benannten Bereichen, aber das
erste Mal haben wir auch in eine zusatzliche Positi-
on, finanzielle Starkung unserer 6ffentlichen Unter-
nehmen, 450 Millionen Euro eingestellt, damit
dann dort keine unnétigen Kredite aufgenommen
werden miussen und damit dann auch klar ist, dass
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wir aus dem Kernhaushalt die Bedarfe dort mit ab-
decken. Dann haben wir auch ein konjunkturelles
Risiko, eine neue Position, eingerichtet, die Sie ir-
gendwie als eine Verschleierung empfunden ha-
ben. Ich sage ja, sie steht doch drin und sie ist voll-
kommen transparent, und wenn wir kein konjunktu-
relles Risiko haben, dann missen wir sie auch
nicht einsetzen.

(Zuruf von Thilo Kleibauer CDU)

Momentan beflirchten wir das zwar immer, aber es
kommt nicht. Deswegen werden wir diese bis 2022
anwachsenden 300 Millionen Euro selbstverstand-
lich dann auch nicht ausgeben missen, wenn wir
kein konjunkturelles Risiko haben. Ich meine, wenn
Sie sagen, das sei alles zu wenig, was wir da
schon angespart haben: Wir haben 2020 vermut-
lich, von heute aus gerechnet, 4 Milliarden Euro.
Meine Gite, das ist fast ein Drittel unseres Haus-
halts im ausgabenpflichtigen Bereich. Und da sa-
gen Sie, das sei irgendwie alles zu wenig. Auch da
noch einmal: Ich glaube, dass Sie mit den Haus-
haltsantragen eher noch mehr raufsetzen wollen,
als wir momentan vorschlagen. Das werden wir ja
sehen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Davon auszugehen, dass wir hier unklug mit unse-
rem Geld oder dem Geld der Steuerzahlerinnen
und Steuerzahler umgehen, finde ich ...

(Zuruf von Thilo Kleibauer CDU)
— Ja, es ist uns anvertraut worden, Herr Kleibauer.

(Thilo Kleibauer CDU: Genau! Sie sind der
Treuhander!)

— Genau, Sie auch als Volksvertreter. Wir bemu-
hen uns gemeinsam darum, das in den Haushalts-
beratungen hinzubekommen.

Ich glaube, wir haben auf die richtigen Schwer-
punkte gesetzt: Bildung, Infrastrukturausbau, Er-
halt unserer Guter, die wir haben, der Strallen, der
Hauser, der Grinanlagen, der Spielplatze; all das,
was die Menschen brauchen, um in dieser Stadt
eine bessere Lebensqualitat zu haben, darauf set-
zen wir. Und wir setzen darauf, dass wir unnétige
Risiken wie die Pensionslasten, auch vorbildlich im
ganzen Bundesgebiet, einstellen in diesen Haus-
halt, also einen Dreiklang. Ich wirde mir win-
schen, dass wir in diesem Sinne diesen Haushalt
in den nachsten Monaten beraten. Ich freue mich
auf die Beratungen im Haushaltsausschuss und
wilinsche gutes Nachdenken, wie Sie mit unserem
Wachstum hier umgehen werden, Herr Kleibau-
er. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Hackbusch von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Die Links-Fraktion be-
gruf’t diesen Haushalt als einen Schritt in die richti-
ge Richtung. Wir kritisieren aber weiterhin die Kur-
zungen, die vorgesehen worden sind. Und wir Kriti-
sieren weiterhin, dass viele Anforderungen nicht
erreicht worden sind.

(Thilo Kleibauer CDU: Ab wann ist denn ein
Haushalt bei Ihnen kein Kiirzungshaushalt?)

— Das werden wir gleich noch einmal beantworten.
Ich werde jetzt erst einmal darauf eingehen, Sie
haben ja vorgeschlagen zusammen mit der FDP,
dass etliches reduziert werden kdnnte.

(Thilo Kleibauer CDU: Die FDP hat noch gar
nicht geredet!)

— Stimmt, aber sie hat ja vorher schon einmal dazu
geredet.

Von daher sollten Sie sagen, an welchen Punkten
denn eigentlich in dieser Stadt konkret reduziert
werden kénnte und in welchen Bereichen Sie tber-
flissige Ausgaben sehen. Ich sage lhnen, ohne
diese Ausweitungen, die diese Regierung gegen-
wartig macht, hatten wir einen weiteren Verfall der
Infrastruktur, hatten wir eine Situation, dass die zu-
satzlichen Menschen, die gegenwartig in der Stadt
sind, nicht verniinftig untergebracht und nicht ver-
ninftig unterrichtet werden kénnen. Wir hatten ei-
ne Situation, in der man praktisch nicht vernlnftig
in dieser Stadt hatte regieren kdnnen.

(Jan Quast SPD: Aber wir regieren doch!)
So weit zu Ihnen und zu dem Lob dazu.

(Beifall bei der LINKEN und bei Gert Kek-
stadt SPD)

Meine Frage dazu ist aber: Was sagen denn die
Regierungsfraktionen dazu, wenn wir nicht diese
automatischen Steuermehreinnahmen bekommen
hatten? Hatten Sie dann die Infrastruktur weiter
verfallen lassen?

(Jan Quast SPD: Alles hypothetisch!)

Hatte es dann dazu geflihrt, dass die Hunderttau-
senden, die zusatzlich in dieser Stadt sind, nicht in
Kindergarten vernlnftig hatten untergebracht wer-
den kdnnen? Was hatten Sie dann gemacht? Mei-
ner Meinung nach missen Sie sich einmal Gedan-
ken dariber machen, wie Sie eine Finanzpolitik
strukturieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Eine Schuldenbremse, das zeigt sich doch da-
durch und auch durch |hre Argumente, ist keine
kluge Politik, sondern gibt die politische Verantwor-
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tung irgendwie an die Finanzleute ab. Deswegen
mussen Sie sich dartber noch einmal Gedanken
machen und das genauer diskutieren, gerade mit
Ihrer Argumentation.

(Beifall bei der LINKEN — Jan Quast SPD:
Far uns gilt die Verfassung! — Zuruf von Fa-
rid Miiller GRUNE)

Meine Fraktion begruf3t insbesondere die Ankindi-
gung fir eine kraftige Erhohung der Investitionen —
man muss zugeben, das ist leider in diesem Haus-
halt erst einmal nur die Ankiindigung, denn sie
werden im Wesentlichen erst in den Jahren
2021/2022 durchgefiihrt, aber immerhin. Wir freu-
en uns darlber und sagen das auch laut. Wir sa-
gen, dass die Situation der 6ffentlichen Infrastruk-
tur in Hamburg immer noch dramatisch ist.

Beim letzten Mal hat der Finanzsenator noch ein-
mal deutlich zum Ausdruck gebracht, dass er nicht
verstanden hat, wie das funktioniert. Er hat hier
herausgestellt, Sie hatten doch Hunderte von Mil-
lionen Euro ausgegeben. Wir sind mittlerweile in
der Lage, aufgrund der doppischen Struktur zu se-
hen, ob sich die Situation verschlechtert oder ver-
bessert, und wir stellen fest, dass auch unter die-
ser Regierung sich bis zum heutigen Tag die Situa-
tion in allen Infrastrukturbereichen noch weiter ver-
schlechtert hat, der Sanierungsstau noch weiter
angewachsen ist, die Situation der Straflen noch
einmal schlechter geworden ist, trotz der Anstren-
gungen, die unternommen worden sind. Das heil}t,
dass diese gegenwartigen Investitionen das abso-
lute Minimum sind und nicht irgendwie verhandel-
bar.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben nicht die Situation, die Sie immer sug-
gerieren, dass der Zustand besser wird, sondern
wir haben immer noch die Situation, dass die Ver-
schlechterung mit den MalRnahmen, die der Senat
gegenwartig anstrebt, nur nicht noch weiter an-
wachst. Das heil’t: Wir haben diesen Sanierungs-
stau, der nicht noch gréRer werden soll. Das ist die
Situation, mit der wir umgehen miissen, und das ist
Ihre Verantwortung. Immer auf die CDU zu verwei-
sen, die friiher einmal regiert hat, reicht dabei nicht
aus.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will lIhnen sagen, was die negativen Auswirkun-
gen sind. Wir haben gegenwartig in Altona eine
schon chaotische Schulsituation, weil Sie sich wei-
gern, dort einen neuen Plan dort aufzustellen; Sie
sagen: Das kostet womoglich etwas, das wollen
wir nicht planen.

(Zuruf von Farid Miiller GRUNE)

Wir haben dort Gberflillte Schulen. Wir haben zu
viele Bauten dort; das Neubaugebiet wird gegen-
wartig schulisch nicht richtig abgedeckt. So weit zu
der Situation. Und es fehlt nicht nur in diesem Be-

reich, sondern schauen Sie sich gerade in Altona
einmal an, wie es bei den Sportstatten aussieht
und was dort alles fehlt. Diese Sachen sind weiter-
hin notwendig und werden von lhnen gegenwartig
noch nicht gemacht.

Jetzt kommen wir zu der nachsten Frage: Wieso
reden diese komischen LINKEN eigentlich stéandig
von Kirzungen? Warum nennen wir das immer
noch einen Kirzungshaushalt? Das ist doch ein
bisschen skurril,

(Jan Quast SPD: Ja!)

irgendetwas stimmt doch mit uns nicht. Haben wir
den Schuss nicht gehort?

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Alexan-
der Wolf AfD)

Das ist doch die Frage, die Sie uns stellen. Ich will
Ihnen das einmal deutlich an einfachen Beispielen
erklaren.

Sie erhdhen die Ausgaben fiir Personal nach lhren
Vorgaben in den nachsten Jahren um 1,5 Prozent
im Zusammenhang mit dem Kernhaushalt, um
0,88 Prozent im Zusammenhang mit den Universi-
taten — als ein Beispiel fur viele andere —, und um
0 Prozent in vielen anderen Bereichen. Ich will Ih-
nen einmal anhand eines Altonaer Beispiels zei-
gen, was fur Auswirkungen das hat: die Werk-
statt 3, vielleicht eine Institution, die Sie alle ken-
nen und in der Sie schon einmal gewesen sind. In
der Werkstatt 3 ist seit 40 Jahren der Zuschuss
nicht gestiegen, seitdem liegt er bei 100 000 Euro.
Wenn man 40 Jahre einen Zuschuss nicht steigert
und im Wesentlichen Ausgaben fiir Personal hat,
dann bedeutet das doch in seinen Auswirkungen
heute, dass der Zuschuss mehr als halbiert worden
ist. Und das weigern Sie sich, zur Kenntnis zu neh-
men? Das ist die Kirzung. Das ist Ihre Art und
Weise, damit umzugehen, und dementsprechend
ist das ein Klirzungshaushalt; eindeutig bewiesen.

(Beifall bei der LINKEN — Farid Miiller GRU-
NE: Das ist aber nur ein ganz kleines Pro-
jekt!)

— Es gibt aber viele Beispiele dafiir. Sie wissen na-
tarlich, dass die Situation der Zuwendungsempfan-
ger breit gestreut ist. Wir kbnnen 65 verschiedene
Beispiele diskutieren,

(Milan Pein SPD: Ein passendes wurde rei-
chen!)

aber das zeigt lhnen doch, wie die Situation ist.

Ich will Ihnen ein anderes Beispiel dazu geben. Die
0,88 Prozent oder 1,5 Prozent, Herr Kleibauer hat
es schon richtig gesagt,

(Zuruf von Farid Miiller GRUNE)

werden wieder nicht die Tarifsteigerungen ab-
decken. Was bedeutet das denn? Das bedeutet,
dass Sie im Personalbereich sparen wollen, das



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 82. Sitzung am 5. September 2018 6185

(Norbert Hackbusch)

heil’t kiirzen, alles andere kann es doch nicht be-
deuten. Denn es geht ja nicht nur um diese einma-
lige Kirzung um 1 oder 2 Prozent, sondern das
summiert sich Uber die Jahre hinweg. Die Universi-
tat wird lhnen deutlich sagen kénnen, was da mitt-
lerweile fehlt. Dementsprechend ist es insgesamt
ein Klrzungsbereich. Wenn Herr Rose hier rein-
kommt, will ich auch das noch einmal deutlich sa-
gen: Wenn Sie 0,88 Prozent oder 1,5 Prozent ge-
ben, dann ist das auch ein Angriff auf die Gewerk-
schaften. Das ist ein Angriff auf die Tarife und ein
Angriff auf die Bezahlung der Menschen in dieser
Stadt. Das Ergebnis davon ist, dass in vielen Be-
reichen und Institutionen mittlerweile nicht mehr
Tarif gezahlt wird. Das kann doch nicht verniinftige
sozialpolitische Struktur dieser Regierung sein,
oder wollen Sie uns das als solche vorstellen?

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will Ihnen sagen, welche weiteren Auswirkun-
gen das hat, denn Sie haben nattirlich dadurch ei-
ne Kirzung im Personalhaushalt, das hat lhnen
der Rechnungshof auch noch einmal deutlich ge-
sagt. Sie geben vor, dass praktisch weniger Perso-
nal insgesamt eingestellt werden soll in diesen Be-
reichen. Und Sie ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Entschuldigung; ich dachte, der Satz ware zu En-
de. Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Muller?

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Ja, gern.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Herr Miiller, Sie
haben das Wort.

Zwischenfrage von Farid Miiller GRUNE:* Sie
hatten vorhin mehrmals gesagt: 0,88 Prozent. Nun
weild ich nicht, das bezog sich wahrscheinlich auf
die Vergangenheit. Sie haben einmal nachgerech-
net, was die Unis aber real dann bekommen ha-
ben? Und dass sie auch Ricklagen haben?

Norbert Hackbusch DIE LINKE (fortfahrend):
Jetzt stellen Sie flinf Fragen durcheinander: Haben
sie Ricklagen, haben sie eine Erhéhung? Sie ha-
ben im Zusammenhang mit ihren normalen Berei-
chen eine Erhéhung von 0,88 Prozent, vielleicht
0,9 Prozent, das haben wir noch nicht genau aus-
gerechnet.

(Farid Miiller GRUNE: Jetzt reden wir Uber
den neuen Haushalt!)

Sie fuhren jetzt an, dass Sie pl6tzlich auch Miete
zahlen und aufgrund dessen der Haushalt in die-
sem Bereich kraftig angewachsen ist. Aber das hat

damit nichts zu tun. Insgesamt fiir die Institution
geben Sie diese Erhéhung mehr,

(Jan Quast SPD: Das stimmt doch gar
nicht!)

und Sie kénnen doch nicht leugnen, dass die Aus-
einandersetzung um die Tarifsteigerung auflerst
kraftig und Uberall in diesen Bereichen da ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will Ihnen auch noch einmal sagen, was das
bedeutet fir die Institutionen in dieser Stadt,

(Farid Miiller GRUNE: Fiir einige!)

und auch das muss lhnen doch deutlich sein.
Wenn Sie das kirzen, auch im normalen Bereich
des Kernhaushalts, haben Sie naturlich die Auswir-
kung, dass man Personal nicht richtig nachbeset-
zen kann. Dann haben Sie natirlich die Situation
— und fragen Sie doch nach, insbesondere in den
Bezirken, was da gegenwartig los ist —, dass be-
stimmte Aufgaben nicht mehr erfullt worden sind.
Letzte Woche wurde in der Bezirksversammlung in
Altona von lhrem stellvertretenden Bezirksleiter
dort gesagt, dass die Aufgaben im Zusammen-
hang mit Kindergeld/Unterhaltszahlungen nicht
mehr ordentlich wahrgenommen wurden.

(Zuruf von Arno Miinster SPD)

Da miuissen Sie doch einmal zuhoren, wenn Sie
dort schon direkter Abgeordneter sind, Herr Mins-
ter, und sich darum kiimmern.

(Beifall bei der LINKEN)

Drei, vier Monate liegt man zuriick mit den Auszah-
lungen von Unterhalt — woflr Sie sich hier grof3 ge-
feiert haben —, weil sie das Personal nicht mehr
haben, das das dort macht. Das heif’t, diese Kiir-
zungen in diesem Bereich, und das hat der Rech-
nungshof ja auch deutlich gesagt, werden nicht
richtig ausgeglichen. Die Situation in diesem Be-
reich ist dramatisch.

Der letzte Punkt: Sie versprechen hier groR seit ei-
nigen Monaten in dieser Stadt, dass es sehr wich-
tig sei, den Mindestlohn auf 12 Euro zu erhdhen.
Wir haben lhnen zugestimmt, haben gesagt: Wir
wirden gern noch ein bisschen mehr haben, aber
es ist ein guter, toller Schritt. Damit laufen Sie
durch die Gegend. In diesem Haushalt gibt es
nicht den Kkleinsten Ansatz dafir, wie diese
12 Euro finanziert werden sollen. Was ist denn das
fur eine Politik? GroRe Anklndigung, aber im
Haushalt wird dafiir nichts zurlickgelegt. Das ist
keine solide Art und Weise von Politik, die wir an
diesem Punkt von lhnen verlangen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Jens Meyer
FDP)

Ich muss leider auch sagen, dass diese vielbe-
schworene, von den Haushaltspolitikern genannte
Transparenz, die gegenwartig mehr vorhanden sei
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bei uns in der Fraktion und bei unseren Leuten, die
sich damit beschaftigt haben, auch auRerhalb, ge-
genwartig nicht erreicht wird. Wir missen eine kriti-
sche Diskussion dariber flhren, dass viele Sa-
chen in diesem Haushalt nicht ausreichend ge-
nannt werden, dass wir jetzt zwar feststellen koén-
nen, auch Uber das Erhaltensmanagement, dass
im Investitionsbereich dringend etwas notwendig
ist, um den alten Stand zu halten, aber fur eine
Transparenz dessen, was wir ausgeben, ist dieses
Instrument immer noch nicht ausreichend. Wir soll-
ten uns gemeinsam anstrengen, das zu scharfen.
Von daher freue ich mich in diesem Sinne auf die
Haushaltsberatungen. Wir werden |hnen viele An-
regungen geben. Darauf freue ich mich. -
Tschiss.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Dutschke von der FDP-Fraktion.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin! Eingangs ein Wort an den Kollegen Herrn
Hackbusch von der LINKEN in Bezug auf lhre
gestrige Pressemitteilung. Wer die Schuldenbrem-
se als Investitionsbremse bezeichnet, verkennt die
Geschichte der o6ffentlichen Haushalte oder hat
das Konzept schlichtweg nicht verstanden.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Alexander
Wolf AfD)

Das Gegenteil ist insbesondere bei der doppischen
Schuldenbremse der Fall. Sie schafft Uberhaupt
erst zusatzliche Freirdume zum Schuldenabbau
und zum Investieren. Darum wulnschen wir Freie
Demokraten uns auch, dass der rot-griine Senat
deutlich mehr Ehrgeiz beim Einhalten der doppi-
schen Schuldenbremse zeigt. 2022 statt 2024 ist
das mit etwas mehr Anstrengungen bei halbwegs
anhaltender Konjunktur zu schaffen.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben allerdings ein paar ernsthafte Zweifel
daran, dass der Senatsehrgeiz dieses hergibt.

Vor fast genau zwei Jahren stand ich hier und ha-
be an den Kassandraruf des damaligen Finanzse-
nators und heutigen Ersten Blrgermeisters
Tschentscher vom Ruinieren von Haushalten in
guten Zeiten erinnert. Bereits damals hatte man
diese Warnung nur noch selten von Ihnen gehdrt.
Ich mdchte sie uns und lhnen allen heute noch ein-
mal in Erinnerung rufen. Denn Haushalte werden
stets in guten Zeiten ruiniert, und eine solche gute
Zeit haben wir zurzeit, allerdings nicht wegen, son-
dern trotz der rot-grinen Regierung in dieser Stadt.

Werte Kollegen von SPD und GRUNEN, gerade
erst vorgestern hat der Rechnungshof lhrem Senat
ein gefahrliches Haushalten nach Kassenlage at-
testiert, insbesondere mit Blick auf das laufende

Jahr 2018. Rot-Grin hat offenbar den Wahlkampf
schon eingelautet und braucht dafir mehr Steuer-
gelder als geplant. Aullerdem haben SPD und
GRUNE mit der Anderung des Stiitzzeitraums im
Finanzrahmengesetz ihren finanziellen Spielraum
strukturell um zusatzlich 500 Millionen Euro pro
Jahr ausgebaut, insgesamt in den Jahren 2018 bis
2020 sogar um unglaubliche 2,7 Milliarden Euro.
Das haben Sie als Wachstumseffekt mit dem
Wachstum der Stadt um gut 100 000 Einwohner
erklart. Der Rechnungshof hat Ihnen jedoch zu be-
denken gegeben, dass ein sehr grofRer Teil der zu-
satzlichen 500 Millionen Euro pro Jahr eher auf die
Konjunktur als rein auf das Bevdlkerungswachstum
zuriickzufihren ist. Wenn Sie dieses Geld jetzt al-
so in lhrem Wahlkampfhaushalt fir massive Mehr-
kosten verplanen, wird sich das beim nachsten
Konjunktureinbruch doppelt bitter rachen, sowohl
auf der Erlés- als auch auf der Kostenseite. Ihr Fi-
nanzsenator Dressel wird dann als Schuldensena-
tor in die Geschichte dieser Stadt eingehen.

Werte Kollegen von SPD und GRUNEN, diese un-
verantwortliche Ausweitung von Haushaltsrisiken
werden Ihnen die Hamburger Steuerzahler bei den
anstehenden Wahlen nicht durchgehen lassen.
Deiche brechen nicht oder eben richtig, eine fast
jedem Norddeutschen ebenso gelaufige wie be-
drohliche Erkenntnis. Nach unserer Auffassung
drohen solche Deichbriiche in dem vom rot-griinen
Senat vorgelegten Haushaltsplanentwurf an vielen
Stellen. Ich werde Ihnen einige Beispiele nennen.

Deichalarm Nummer 1 — Schulden und Zinsen: Fur
Ende 2018 erwartet der Senat Uber 25 Milliarden
Euro Schulden im Kernhaushalt, insbesondere we-
gen der HSH-Krise. Statt fir die HSH-Schulden die
vorhandenen ungenutzten Kreditermachtigungen
in Milliardenhdéhe zu nutzen, haben Sie zusatzliche
Ermachtigungen im erforderlichen Volumen bean-
tragt. Damit haben Sie noch mehr Spielraum zum
Schuldenmachen geschaffen. Dabei nannte Fi-
nanzsenator Dressel erst gestern bei der Vorstel-
lung des Geschéftsberichts 2017 die Verschuldung
der Stadt — Zitat —

"besorgniserregend".

Wir Freie Demokraten begrifien es deshalb aus-
drticklich, dass eine Tilgung von fast 400 Millionen
Euro pro Jahr im Kernhaushalt nun eingeplant ist
und von weiteren Schulden in den Sondervermé-
gen zunachst abgesehen wird.

(Beifall bei der FDP und bei Farid Miiller
GRUNE)

Aber der Senat bleibt unterm Strich hinter dem zu-
ruck, was er selbst in seiner letzten Finanzplanung
fur die Jahre 2019 und 2020 angekiindigt hatte.
Und er bleibt hinter dem zurlick, was moglich und
noétig gewesen ware, um die zusatzlichen Schulden
aus der HSH-Krise schnell wieder wettzumachen,
insbesondere nach der Ausweitung des Finanzrah-
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mengesetzes. Das erhdht nun unnétig die Anfallig-
keit des Haushalts flr steigende Zinsen. Zwischen-
fazit: Ein wirklich ehrgeiziger Schuldentilgungsplan
unter Rot-Grin ist jedenfalls Fehlanzeige.

(Beifall bei der FDP)

Deichalarm Nummer 2 — ungebremster Personal-
aufbau: Vergleicht man den Finanzbericht fir die
Jahre 2017 und 2018 mit dem jetzt vorgelegten, so
stellt man fest: Der Senat plant mit 4 000 zusatzli-
chen Vollzeitkraften. Darin ist die Personalentwick-
lung in Landesbetrieben und Hochschulen noch
nicht einmal enthalten. Rot-Griin folgt in seiner
Personalstrategie offenbar blo® noch der Hoff-
nung, viel helfe viel. Wenn man die Senatslogik
von der gewachsenen Stadt auf diese Personalpla-
nung Ubertragt, misste Hamburg gegenuber dem
letzten Haushaltsplan um circa 140 000 Einwohner
gewachsen sein. Ich wirde sagen, die Geschichte
von der gewachsenen Stadt mit den gleicherma-
Ren gewachsenen Personal- und Finanzbedarfen
ist noch nicht ganz rund, Herr Finanzsenator.

(Beifall bei der FDP)

Stringente Personalstrategie unter Rot-Griin jeden-
falls Fehlanzeige.

Deichalarm Nummer 3 — Entwicklung der Versor-
gungsverpflichtungen: Der Finanzsenator hat
gestern bei der Vorstellung des Geschéftsberichts
der Stadt auf das jlingste Gutachten zu den Pensi-
ons- und Beihilferiickstellungen verwiesen. Es hat
gezeigt, dass 3,3 Milliarden Euro Ruckstellungen
einmalig als Sondereffekt nachgetragen werden
mussten und zukulnftig fast 300 Millionen Euro pro
Jahr zusatzlich aufgewendet werden missen —
schwindelerregende Summen. Die hochste struk-
turelle Belastung des Haushalts hat sich dabei um
einige Jahre nach hinten auf den Beginn der Drei-
Rigerjahre verschoben. Doch was macht der rot-
grine Senat? Er greift trotzdem schon jetzt tief in
die Ricklagen, die zur Vorsorge gebildet wurden,
und das sogar noch tiefer, als noch vor einigen
Jahren geplant war. Das ist unnétig und absolut
kontraproduktiv. Auch das offene Thema Rekapita-
lisierung des Hamburgischen Versorgungsfonds
hat der Senat eher notdurftig gelést. Weitsichtige
Demografievorsorge unter Rot-Griin jedenfalls
Fehlanzeige.

(Beifall bei der FDP)

Deichalarm Nummer 4 — Etikettenschwindel beim
Konjunkturrisiko: Im Haushalt wurden in den letz-
ten Jahren immer hohe globale Minderkosten ver-
anschlagt, um konjunkturelle Risiken bei den Steu-
erertragen einzupreisen und transparent auszuwei-
sen. Der Senat musste also von vornherein spar-
samer sein. Dieser Vorsichtsabschlag wurde vom
rot-griinen Senat nun jedoch abgeschafft. Finanz-
senator Dressel will stattdessen globale Mehrkos-
ten im Verfugungsfonds des Senats als neue Posi-
tion fur konjunkturelle Risiken verkaufen. Der Se-

nat soll nun also von vornherein Mehrkosten belie-
biger Art verursachen dirfen. Sehr geehrter Herr
Finanzsenator, netter Versuch, aber das ist genau
das Gegenteil der bisherigen Regelung und kei-
nesfalls unterstitzenswert.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der AfD
und bei Thilo Kleibauer CDU)

Einen gréReren Etikettenschwindel kann man sich
haushaltspolitisch fast nicht vorstellen. Insofern
muss man leider auch attestieren, dass Haushalts-
wahrheit unter Rot-Griin Fehlanzeige ist.

(Beifall bei der FDP)

Deichalarm Nummer 5 — zunehmende Entmach-
tung der Birgerschaft: Der rot-griine Senat weitet
seine zentralen Reserven immer weiter aus, insbe-
sondere im investiven Bereich, und er kann Uber
diese auch ohne weiteren Burgerschaftsbeschluss
verflgen. Dabei werden die Reserven der Blrger-
schaft jedoch immer kleiner. Viele Aufgaben wer-
den vom Senat auflerdem zunehmend in 6&ffentli-
che Unternehmen und Zweckgesellschaften verla-
gert. Aber eine Segmentberichterstattung, wie sie
der Rechnungshof vorschlagt, damit endlich Trans-
parenz entsteht, ist nicht in Sicht. Auch die politi-
sche Kontrolle des Senats via Kennzahlen wird im-
mer schwieriger. So wurden Fachkennzahlen in ei-
nigen Ausschissen erst als Tischvorlage geliefert,
in anderen gar nicht. Wie das weitere Berichtswe-
sen abseits der noch im Haushaltsplan enthalte-
nen Kennzahlen aussehen soll, ist auch noch nicht
so ganz klar, Haushaltstransparenz und Kontrolle
fur die Burgerschaft damit weitgehend Fehlanzei-
ge.

(Jan Quast SPD: Einzelmeinung! — Dirk
Kienscherf SPD: Das missen Sie nur
verstehen!)

Meine Damen und Herren von Rot-Griin, sehr ge-
ehrter Finanzsenator Dressel, Ihre neue Haus-
haltspolitik nach dem Motto "Alle Schleusen auf"
tragt nichts zur Entlastung des Deiches bei.

(Beifall bei der FDP)

Dieser Senat interessiert sich am meisten flir seine
Blrger, wenn es darum geht, ihre Steuerzahlun-
gen zu verausgaben. Rot-Grin setzt die falschen
Prioritdten und gibt das Geld lieber mit vollen Han-
den aus, anstatt die Burger an den von ihnen er-
wirtschafteten hohen Einnahmen der Stadt auch
cash in ihren Portemonnaies teilhaben zu lassen.

(Dirk Kienscherf SPD: Wo haben Sie das
denn her?)

Wir Liberale wollen, dass die Menschen auch wie-
der starker selbst entscheiden kénnen, was sie mit
ihrem Geld machen. Unser Vorschlag war und ist
eine gezielte Entlastung zum Beispiel in Form ei-
ner Senkung der Grundsteuerhebesatze.

(Beifall bei der FDP)
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Niedrigere Grundsteuern senken nicht nur die
Wohnnebenkosten und helfen damit Mietern und
Eigentiimern, sie helfen auch dem Wohnungsbau.
Das ist kluge Steuerpolitik und steht angesichts der
guten Haushaltsentwicklung in keinem Wider-
spruch zu anderen Zielen.

(Beifall bei der FDP)

Es ware jedoch ein kleines, aber wichtiges Signal
der Wertschatzung an die Birger unserer Stadt.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir machen lieber gu-
te Politik!)

Fir uns Freie Demokraten ist ein vernlinftiger Drei-
klang aus Entlastung der Birger, Schuldentilgung
und cleveren Investitionen moéglich und machbar.

(Farid Miiller GRUNE: Das machen wir ja!)

Es stehen nun wichtige Beratungen im Haushalts-
ausschuss vor uns, die Uber die Zukunft der Stadt
entscheiden und in die wir uns wie immer konstruk-
tiv-kritisch einbringen werden.

Zunachst mochte ich nun aber auch dem Rech-
nungshof danken fiir seine beratenden AuRerun-
gen und die Unterstlitzung unserer parlamentari-
schen Arbeit. Im Gegensatz zu den Kollegen von
der SPD kann ich die Kritik und die rote Ampel
sehr gut nachvollziehen und ich finde auch, dass
dazu im Haushaltsausschuss in der Beratung zum
Finanzrahmengesetz einiges gesagt wurde, was
diese Ampelsetzung rechtfertigt.

(Beifall bei der FDP und bei Thilo Kleibauer
CDU)

Zum Schluss geht vor allen Dingen von uns ein
Dank an den bald aus dem aktiven Dienst aus-
scheidenden Hamburger Haushaltsdirektor, Herrn
Coorssen. Ohne ihn ware es um die Finanzen der
Stadt heute sicherlich schlechter bestellt. Sein
langjahriges Engagement, seine Expertise und
Weitsicht, aber auch seine Durchsetzungsfahigkeit
haben erheblich dazu beigetragen, die Schulden-
bremse einzuhalten beziehungsweise uns auf
einen guten Weg dahin zu bringen, und dafir
mo&chten wir ihm danken.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der SPD,
der CDU, der AfD und bei Farid Miiller GRU-
NE)

Seinem Nachfolger im Amt, Herrn Schneider, wiin-
schen wir viel Erfolg beim Ausfiillen der groRen
Fullstapfen und mindestens ebenso gutes Gelin-
gen beim Wachen Uber das Geld der Hamburger
Steuerzahler. Ich freue mich auf die Beratungen im
Haushaltsausschuss und danke lhnen.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Oelschlager von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren, sehr ge-
ehrter Herr Dr. Dressel! Den vorgeschlagenen
Doppelhaushalt kann man gut und gern mit "Mehr
Geld fir alle" Gberschreiben. Ich muss lhnen sogar
bescheinigen, dass Sie mit mehr Geld tatsachlich
sinnvolle Dinge anfangen. Kitas, Hochschulen und
Infrastruktur sind wichtige Projekte und selbstver-
standlich muissen wir bei einer an Einwohnern
wachsenden Stadt auch die Starkung von Polizei,
Feuerwehr, Justiz und Verfassungsschutz vorneh-
men. Der Hafen als Lebensader unserer Stadt
braucht natlrlich Unterstitzung, und das ist eben-
falls nicht zum Nulltarif zu haben. Trotzdem ist die-
ser Haushalt in Teilen sehr schwach.

Eingeplante Steuereinnahmen in Hoéhe von
11,9 Milliarden Euro stehen eingeplanten Aufwen-
dungen in Héhe von 15,5 Milliarden Euro gegen-
Uber. Mdglich wurde ein derartiges Loch durch ei-
ne Veradnderung im Finanzrahmengesetz. Jetzt
kommen Sie nicht damit: Wahrscheinlich werden
die Einnahmen viel héher und schliellich zahlt der
Bund auch noch etwas dazu; auflerdem sprudein
im Moment die Einnahmen und die Gebuhren ha-
ben wir auch ganz vorsichtig geschatzt. Mit Kndll-
chenschreiben kann man keine Haushaltspolitik
machen, und das Schlimmste ist, das wissen Sie
auch. Hamburg lebt auch vom Im- und Export. In
den USA gibt es einen unberechenbaren Prasiden-
ten, der die gesamte Weltwirtschaft gefahrden
kénnte. Aber trotzdem kiirzen Sie die Vorsichtsab-
schlage im Bereich Konjunktur. Krisensicher ist
dieser Haushalt nicht. Sehen wir uns die o6ffentli-
chen Unternehmen und den Kernhaushalt an,
dann stellen wir schnell fest: Die Schulden Ham-
burgs wachsen taglich. Der Rickkauf der Strom-
und Gasnetze, die HSH Nordbank mit allen Neben-
effekten, der kreditfinanzierte Schul- und Woh-
nungsbau, all dies fuhrt zu einer héheren Verschul-
dung im Gesamthaushalt. Inzwischen sind es
44 Milliarden Euro. Im Moment ist das eine Zahl
auf dem Papier. Die Auswirkungen sind jetzt, zu
dieser Stunde, kaum spirbar. Schulden tun solan-
ge nicht weh, bis sie dricken. Aber was ist, wenn
diese Null-Zins-Phase voriber ist? Ihre Planungen
gehen bis in das Jahr 2022. Wer von uns will sa-
gen, was Geld dann kostet? Gerade in Zeiten
sprudelnder Steuereinnahmen misste doch eine
Haushaltskonsolidierung geplant werden. Stattdes-
sen sagt der Hamburger Burgermeister: Wir haben
Hamburgs Haushalt seit 2011 strukturell konsoli-
diert und seit 2014 Uberschiisse im Gesamthaus-
halt erzielt. Technisch ist diese Aussage richtig:
Sowohl fiir die Kernverwaltung als auch auf Kon-
zernebene konnten 2017 erstmals positive Ergeb-
nisse erzielt werden. Falsch ist diese Aussage be-
zogen auf den Schuldenstand im Gesamthaushalt,
und zwar sehr falsch. Um 2,3 Milliarden Euro ist
der Schuldenstand laut Statistischem Bundesamt
2016 gestiegen und er steigt weiter.
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Sie von der SPD wissen doch auch, Sie kénnen
nicht damit kommen: Wir haben jetzt fast Gberall
das Mieter-Vermieter-Modell eingefiihrt, kinftig
lauft das mit den Investitionen von allein. lhnen ist
doch auch bewusst, was eine hdéhere Verzinsung
fur die Hansestadt Hamburg in den nachfolgenden
Jahren bedeutet. Von lhnen hatte ich ganz klare
Zielvorgaben flir eine Schuldentilgung erwartet.
Mal gucken, was dann Ubrig bleibt, und dann ma-
chen wir mal was, das ist eigentlich nur traurig. Der
Senat verpasst es, die sich heute bietenden Mdg-
lichkeiten zur Haushaltskonsolidierung in Zeiten
von Rekordsteuereinnahmen zu nutzen.

Ich hatte schon gesagt, dass es auch viele Positio-
nen in Ihrem Plan gibt, die ich fur sinnvoll und rich-
tig halte. Was mir aber ganz stark fehlt, ist die
Uberpriifung von Einsparpotenzialen. Natlrlich ist
es immer schwierig zu sagen: Wir beerdigen ein
Projekt, weil es nicht mehr wichtig ist. Es ist ja ir-
gendwie ein Eingestandnis, dass man auch mal
Unsinn finanziert hat. Aber wenn ein Haushalt um
11 Prozent aufgestockt wird, dann muss man sich
doch fragen: Was ist nicht mehr notwendig, wo
kénnte man vielleicht kiirzen? Es mag sein, dass
mir bei den Haushaltsberatungen noch etwas in
dieser Richtung auffallt, aber im Moment scheint
es ein "Weiter so!" mit mehr Geld zu sein. Sind Sie
wirklich sicher, dass in Hamburgs Altenheimen der
Kampf gegen rechts notwendig ist? Braucht Anti-
biotikaresistenz eine Werbekampagne in der Ham-
burger U-Bahn? Missen wir wirklich die Farbbeutel
finanzieren, die auch lhre Abgeordnetenbliros tref-
fen? Das sind jetzt Kleinigkeiten, aber solche Fra-
gen kann man auch ganz grof3 denken.

(Beifall bei der AfD)

Falko DroRmann hat dem Bund der Steuerzahler
ein Interview gegeben, in dem er gefragt wurde, ob
die Bezirke kiinftig mehr Geld bendtigen, um ihren
Aufgaben nachkommen zu konnen. Die Antwort
hat mich dann doch verblifft: nein, wenn die Fach-
behdrden auf die Vorabfestlegung der Mittel ver-
zichten und den Bezirken mehr Budgetverantwor-
tung Uberlassen. Auch davon sehe ich bisher noch
nichts in Ihren Planen. Nur zur Erinnerung: Herr
Drol3mann ist Bezirksamtsleiter der SPD. Ich lasse
mich in den Haushaltsberatungen gern eines Bes-
seren belehren.

Der Rechnungshof hélt Ihnen vor, dass lhre Perso-
nalplanung undurchsichtig ist. Es sei nicht erkenn-
bar, ob die Personalkosten realistisch veranschlagt
sind — so der Rechnungshof —, die eingeplanten
Einsparleistungen in bestimmten Bereichen seien
nicht zu erbringen. So kann man doch keinen
Haushaltsplan aufstellen.

Wie wir alle wissen, ist es sehr wichtig, in die Infra-
struktur und den Erhalt von Briicken, Kaimauern,
Gebauden und so weiter zu investieren. Umso
Uberraschter war ich, die groRten Ausgaben fir
diesen Bereich erst im Haushalt 2021/2022 zu fin-

den. In anderen Bundeslandern wirde man das
Verhalten "Nach mir die Sintflut" nennen, aber ich
weil nicht, vielleicht hatten Sie etwas Ahnliches im
Kopf. Was ich bei lhrem Haushaltsplan vollkom-
men vermisse —

(Ksenija Bekeris SPD: Das erzahlen Sie uns
sicher gleich! — Dirk Kienscherf SPD: Bilder!)

das haben Sie auch auf Bundesebene geschafft —:
Sie haben den Hamburger Blrger vergessen. Laut
dem Institut fir Wirtschaftsforschung haben
40 Prozent der Menschen in unserem Land weni-
ger Realeinkommen als vor 20 Jahren. In Hamburg
mag die Prozentzahl ein wenig niedriger sein, aber
dennoch wird nachstes Jahr vom HVV bis zu den
Gebihren wieder alles teurer. Die Abgabenlast ist
fast erdrlickend, aber in |hrem Haushaltsplan
scheint keine, nicht einmal eine klitzekleine Steuer-
entlastung vorgesehen zu sein, und dafir sollten
Sie sich wirklich schamen.

(Vizeprasidentin Antje Mdller Gbernimmt den
Vorsitz.)

Wenn nicht jetzt, wann kénnte man dem Birger ein
wenig mehr Geld fir die eigenen Bedirfnisse Uber-
lassen? — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Meine Damen und
Herren! Weitere ... Doch, da gibt es eine weitere
Meldung von Herrn Quast. Sie haben das Wort
noch fir 2 Minuten und 58 Sekunden.

Jan Quast SPD:* Vielen Dank, Frau Prasidentin. —
Ich wollte doch noch einmal die Gelegenheit er-
greifen, um auf einiges zu reagieren, was uns hier
vielfaltig vorgetragen wurde, und vielleicht einmal
mit einem Missverstandnis aufraumen. Einen
Staatshaushalt zu fiihren, eine Stadt zu regieren,
das ist etwas anderes, als eine Sparkasse zu flh-
ren und Sparbulcher anzulegen.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Es geht namlich darum, dass wir die nétigen Inves-
titionen und die Risikovorsorge fur die Zukunft tati-
gen, dass wir den Anforderungen der Gegenwart
gerecht werden und die Schulden der Vergangen-
heit tilgen. Darum geht es in Wirklichkeit, und nicht
darum, was Sie uns hier einerseits kleinteilig vor-
halten, wo wir noch zu viel Geld angeblich ausge-
ben, wobei Sie auf der anderen Seite aber versau-
men, konkrete Vorschlage zu machen, wo zu viel
Geld ausgegeben wird.

(Beifall bei der SPD)

Herr Hackbusch, wir werden uns, glaube ich, bei
dem Thema Sanierung nie annahern, weil Sie voll-
kommen ignorieren, was Sie lesen kdnnen, was lh-
nen vorgetragen wird. Was soll man da noch ge-
genanreden? Sie kommen bei dem Thema Sanie-
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rung einfach nicht mit der tatsachlichen Entwick-
lung mit. Sie bleiben dahinter zurick. Vielleicht
kénnen wir es noch einmal versuchen im Haus-
haltsausschuss, aber eigentlich, fiirchte ich, kom-
men wir da nicht weiter. Schade eigentlich.

Und Frau Dutschke, vielleicht noch zu lhnen einen
letzten Satz. Wenn Sie zum einen davon spre-
chen, dass wir weniger Steuern einnehmen sollten,
verstehe ich auf der anderen Seite nicht, wie Sie
das zusammenbringen mit den vielen Risiken, die
Sie im Haushalt alle sehen. Daflir misste doch ei-
gentlich dann weitere Vorsorge getroffen werden,
dass also auch Mittel eingesetzt werden. Das
passt nicht zusammen. Machen Sie sich aber kei-
ne Sorge um die Deiche in Hamburg. Wir haben in
Hamburg in den letzten Jahrzehnten immer darauf
geachtet, in den Deichschutz und Hochwasser-
schutz zu investieren.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Und wie Sie festgestellt haben, richten wir jetzt
auch im Erhaltungsmanagement ein besonderes
Augenmerk auf den Hochwasserschutz, also
Deichalarm ist nicht.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Antje Mdller: So, das war noch
nicht das Ende. Das Wort bekommt noch fur drei-
einhalb Minuten der Kollege Farid Miller.

Farid Miller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich wollte nur eines noch ein-
mal klarstellen. Herr Hackbusch, Sie waren ja im
Wissenschaftsausschuss nicht dabei. Die Hoch-
schulen werden nicht mit 0,88 in irgendeiner Weise
vorgegeben. Die Etats sind dort auskémmlich ge-
staltet flir die nachsten Jahre,

(Martin Dolzer DIE LINKE: Das stimmt
nicht!)

und deswegen wollte ich diese Sache, die Sie fir
die Vergangenheit angefiihrt und den Eindruck er-
weckt haben, das wirde nun in diesem Haushalt
so weitergehen, an dieser Stelle noch einmal korri-
gieren. Vielleicht lassen Sie sich noch einmal von
Ihrem Kollegen aus dem Fachausschuss kurz be-
richten. Die 0,88 sind vom Tisch.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Martin Dolzer DIE LINKE: Trotzdem nicht
auskémmlich!)

Vizeprasidentin Antje Moller: Jetzt sind wir am
Ende dieser Debatte angekommen. Habe ich et-
was Ubersehen? — Nein.

Der Senatsantrag aus Drucksache 21/14000 wur-
de bereits im Vorwege an die zustandigen Aus-
schusse Uberwiesen, und es bedarf heute keiner
weiteren Abstimmung.

Jetzt missen wir hier einmal ein bisschen Uhren
umstellen. Ja, nichts mit Winterzeit, sondern ... So,
wir kommen zum Tagesordnungspunkt 8, GrofRe
Anfrage der AfD-Fraktion zur SAGA.

[GroBe Anfrage der AfD-Fraktion:
SAGA
— Drs 21/13798 -]

Die AfD-Fraktion mochte diese Drucksache feder-
fihrend an den Ausschuss fiir Soziales, Arbeit und
Integration sowie mitberatend an den Stadtent-
wicklungsausschuss uberweisen.

Wird hierzu das Wort gewiinscht? — Herr Dr. Wolf,
Sie bekommen es fir die AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Was macht ei-
ne Regierung, die auf unliebsame Fragen nicht
antworten mdchte? Sie verschanzt sich hinter juris-
tischen Spitzfindigkeiten, denn das macht die Sa-
che fiir die Offentlichkeit wunderbar undurchschau-
bar. Friher nannte man das "rechtsgelehrte Argu-
mente", wie ich das vor Kurzem in einem alteren
Buch fand, heute nennt man das "aus daten-
schutzrechtlichen Grinden". Eine derartige aus-
weichende und unzureichende Beantwortung einer
Anfrage der Opposition durch den Senat machen
wir heute am Beispiel der Senatsantwort auf unse-
re Grof3e Anfrage zur SAGA deutlich.

Die SAGA-Unternehmensgruppe leistet als stadti-
scher Wohnungsbaukonzern einen immer wichti-
geren Beitrag in unserer Stadt, insbesondere Men-
schen mit kleinen und mittleren Einkommen mit be-
zahlbarem Wohnraum zu versorgen. Aktuell weist
die SAGA, wie aus unserer GroRen Anfrage her-
vorgeht, einen Bestand von insgesamt
131 811 Wohnungen auf. Von diesen sind
27 711 offentlich gefordert mit Mietpreis- und Bele-
gungsbindungen. Aber auch die Miethéhen in dem
frei finanzierten Anteil der SAGA-Wohnungen be-
wegen sich in einem Bereich, der im Hamburger
Wohnungsmarkt als glinstig einzustufen ist.

Neben einer Bestandsaufnahme Uber den aktuel-
len Umfang des SAGA-Wohnraums war es uns
auch ein wichtiges Anliegen, mehr Informationen
Uber die Vergabekriterien der SAGA und Uber die
soziokulturelle Belegung der Wohnungen zu erfah-
ren, nicht zuletzt vor dem Hintergrund des grof3en
Zuzugs von Migranten mit unterschiedlichem Sta-
tus in der juingsten Zeit und der immer gréRer wer-
denden Knappheit von bezahlbarem Wohnraum
fur die eingesessenen Hamburger. Um es klar und
deutlich zu formulieren: Werden die Migranten ge-
genuber den Einheimischen bevorzugt? Gibt es ei-
ne Fast Lane fur Migranten? Klare Antworten des
Senats hatten auch Geriichten und Vermutungen
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wunderbar entgegenwirken und Fakten darstellen
koénnen.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Als
wenn das bei Ihnen was zahit!)

Allen unseren diesbeziiglichen Fragen weicht der
Senat indes aus. Das zeugt von einer Haltung des
Verschleierns und Vertuschens.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Sie ken-
nen ja schon die Antworten, wenn Sie fra-
gen!)

— Wir fragten, um Licht ins Dunkel zu bringen.
(Zurufe)

Der Senat verschleiert aber. Und dann ist man al-
lerdings geneigt zu vermuten, dass der Senat des-
wegen nicht antwortet, um beunruhigenden Ant-
worten auszuweichen.

Zunachst einmal gibt er an, dass es keine Wartelis-
ten gebe, sondern nur einen sogenannten Interes-
sentenpool. Dort seien 26 200 Wohnungssuchen-
de gespeichert. Nach welchen Kriterien vergeben
wird, dazu wird nichts Genaueres gesagt. Wir fra-
gen, wie der Interessentenpool sich zusammen-
setzt.

(J6rg Hamann CDU: Steht da doch! Lesen
Sie es doch! Was erzahlen Sie denn da?)

Aus datenschutzrechtlichen Griinden kénne der
Senat nichts zu Nationalitat oder Aufenthaltsstatus
sagen. Ja, noch weiter gehend: Die Abfrage allein
nach Asylstatus, Aufenthaltsstatus, Nationalitat sei
unzulassig. Das ist nicht nur unplausibel, das ist
haneblichen, denn es ist selbstverstandliches
Recht des Vermieters, zu erfahren, ob ein Mietin-
teressent ein gesichertes Bleiberecht hat oder ob
er womoglich kurzfristig das Land verlassen muss.

Wir fragten danach, wie viele der seit 2015 fertig-
gestellten Wohnungen an sogenannte Flichtlinge
gingen. Die Antwort — Sie ahnen es schon —: Da-
tenschutz. Wir fragten den Senat weiter,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Lesen
Sie jetzt jede Frage vor?)

wie viele der erst seit wenigen Monaten in Ham-
burg sich aufhaltenden Fliichtlinge Gber Paragraf-
5-Scheine oder Uber Dringlichkeitsscheine verfi-
gen. Antwort — raten Sie mal —: Datenschutz.

Das klingt doch sehr, als wolle der Senat einige
unliebsame Antworten eben gerade nicht geben.
Der Hinweis ist deswegen deplatziert und Versuch
eines Ausweichmandvers, denn die Fragen verlan-
gen schlieBlich keine Auskiinfte zu schiitzenswer-
ten personlichen Daten, sondern lediglich allgemei-
ne statistische Angaben.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Vorstrafen und
so weiter nachpriifen!)

Wir halten fest: Der Steuerzahler darf die SAGA-
Wohnungen zwar mit seinem Geld férdern, aber
nicht wissen, an wen die Wohnungen verteilt wer-
den. Ubrig bleiben bei den Hamburgern, die das
mitbekommen, Wut und Frust.

Wir koénnen und werden diese Senatsantwort so
nicht akzeptieren und stehen lassen. Wir werden
die Antwort rechtlich tberprifen und wir werden
natirlich nachsetzen, darauf konnen Sie sich ver-
lassen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Ein technischer De-
fekt bei den Lampen, die hier leuchten sollten. Al-
s0, Kolleginnen und Kollegen, wir kénnen lhnen im
Moment nicht anzeigen, wenn die Redezeit dem
Ende entgegengeht. Sie mussen uns hier vertrau-
en, ohne dass Sie vorher eine Information bekom-
men.

Das Wort bekommt nun Frau Koeppen fir die
SPD-Fraktion.

Martina Koeppen SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe die
GroRe Anfrage zur SAGA da etwas anders gele-
sen.

Zunachst einmal moéchte ich die Gelegenheit nut-
zen, um unsere Anerkennung in Richtung SAGA
auszusprechen. Auch im Jahr 2017 wurden von
der SAGA erneut tber 1 000 neue Wohnungen fer-
tiggestellt.

(Beifall bei der SPD und bei J6rg Hamann
CDU und Farid Miiller GRUNE)

Die SAGA hat somit im vierten Jahr in Folge — im
vierten Jahr, ich wiederhole das gern — jahrlich
Uber 1 000 neue Wohnungen in Hamburg errichtet
und unterstreicht damit eindrucksvoll, dass sie ein
wichtiger Partner im Bindnis fir das Wohnen in
Hamburg ist.

(Beifall bei Astrid Hennies und Ekkehard
Wysocki, beide SPD)

Seit 2013 wurden von der SAGA insgesamt
4 317 Neubauwohnungen fertiggestellt. Der
Groflien Anfrage ist auch zu entnehmen, dass
durch Auszug jahrlich rund 8 000 Wohnungen zu-
ziglich dem Markt zur Verfigung stehen und damit
allen Burgerinnen und Burgern, sowohl frei finan-
Zierte als geforderte. Ich mdchte es noch einmal
wiederholen: Mit den Neubauten und den frei wer-
denden Wohnungen durch Auszug stehen Jahr flr
Jahr rund 9 000 Wohnungen allen Wohnungssu-
chenden in Hamburg bei der SAGA zur Verfigung.
Die SAGA ist ein eigenstandiges Unternehmen,
das die Grundbedurfnisse aller Burgerinnen und
Birger nach bezahlbarem Wohnraum ermdglicht,
unabhangig von Herkunft, Geschlecht und Religi-
on,
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(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

und das zu Durchschnittsmieten von aktuell
6,44 Euro pro Quadratmeter im frei finanzierten
Bereich. Diese Nettokaltmiete liegt 2 Euro unter
dem Mittelwert des Hamburger Mietenspiegels.

Jeder Wohnungssuchende in Hamburg kann sich
in den allgemeinen Interessentenpool einschreiben
lassen und hat die Chance, eine Wohnung bei der
SAGA zu mieten. Und wer bei der SAGA eine
Wohnung mieten mdchte, kann auch sicher sein,
dass die Bundesgesetzgebung eingehalten wird.
Gemaly Paragraf 28 Absatz 1 des Bundesdaten-
schutzgesetzes dlrfen die Daten erfragt werden,
die fur die Begrindungen eines Mietverhaltnisses
erforderlich sind. Dazu gehéren nunmehr auch Da-
ten zur wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit. Nicht
relevant sind unter anderem Familienstand,
Schwangerschaft, politische Orientierung, ethni-
sche Herkunft oder Sexualitat. Das zeigt ganz klar:
Bei der SAGA werden Recht und Gesetz eingehal-
ten, und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Heike Sudmann DIE LINKE)

Nun mag der eine oder andere in der GroRen An-
frage das Haar in der Suppe suchen und behaup-
ten: Nun werden also Objekte im Rahmen des Se-
natsprogramms Flichtlingsunterkiinfte mit der Per-
spektive Wohnen errichtet oder befinden sich im
Bau und stehen dem allgemeinen Wohnungsmarkt
nicht zur Verfigung. Derjenige, der so etwas be-
hauptet, kennt sich im Baurecht nicht aus, denn
diese Bauvorhaben wurden zum gréfiten Teil auf
Grundlage von Paragraf 246 Baugesetzbuch ge-
nehmigt. Das heil3t, es gab kein Plan- oder Bau-
recht fur den regularen Wohnungsbau. Dieses wird
zurzeit in den Bezirken geschaffen. Und mit der
Umsetzung der Birgervertrdge und der Schaffung
von Planrecht werden auch diese Wohnungen zeit-
nah als geférderte Wohnungen dem allgemeinen
Markt zur Verflgung stehen, das heif’t, allen Ham-
burgerinnen und Hamburgern.

(Beifall bei der SPD)

Und auch fir diese Objekte gilt das Unterneh-
mensbild, das 2006 von der SAGA formuliert wur-
de. Wesentliche Ziele sind die dauerhafte Si-
cherstellung einer hohen Vermietungsqualitat und
damit Wohnzufriedenheit, eine nachhaltige Be-
standspflege sowie eine ganzheitliche Quartiers-
entwicklung. Meine sehr verehrten Damen und
Herren, dieses Unternehmensbild der SAGA kén-
nen wir nur unterstreichen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die CDU-Frakti-
on bekommt nun Herr Hamann das Wort.

Jorg Hamann CDU:* Vielen Dank, Frau Prasiden-
tin. Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Dr. Wolf,
Ihre Anfrage, wenn man sie denn so liest, scheint
nur das zu bestatigen, was Sie hier eben auch von
sich gegeben haben. Sie wussten eigentlich gar
nicht so genau, was Sie fragen wollen. Sie haben
es nicht so richtig verstanden — das haben Sie
eben noch einmal bestatigt —, offensichtlich in Tei-
len nicht einmal richtig gelesen, wenn Sie behaup-
ten, bestimmten Fragen seien nicht beantwortet
worden, die eindeutig beantwortet worden sind.
Aber machen wir es kurz; wir wissen alle, das ist
Ihnen véllig egal, das spielt fur Sie keine Rolle.

(Dr. Alexander Wolf AfD: Weil Sie wissen,
was ich denke!)

— Na, Sie nicken mit dem Kopf.

Weil wir alle genau wissen, was wieder dahin-
tersteckt.

(Beifall bei der CDU)

Das ist diese gleiche Uble Masche, die typisch fur
Sie, lhre Fraktion, lhre Politik ist: einfach irgendei-
nen Popanz aufzubauen, Unwahrheiten zu verbrei-
ten, irgendwelche Dinge in den Raum zu stellen,
von denen Sie wissen konnten zumindest — Sie
missen es ja nicht wissen, Sie konnen sich ja
klugmachen, auch wenn es vielleicht nicht so ein-
fach ist —, dass es nicht richtig sein kann. Bei der
SAGA hat sich nichts geandert. Bei der SAGA gab
es noch nie irgendwelche Warteliste mit Kriterien.

(Zuruf von Dr. Alexander Wolf AfD)

Es gibt einfach nur einen allgemeinen Interessen-
tenpool. Das war noch nie anders, das ist noch nie
geandert worden und das wird auch nicht gean-
dert. Dazu gibt es keinen Grund fur die SAGA.
Wohnungen werden verniinftig verteilt. Und gerade
die SAGA hat sich immer — das ist eigentlich ganz
in Ihrem Sinne, aber nicht einmal das nehmen Sie
zur Kenntnis, weil Sie es nicht zur Kenntnis neh-
men wollen — das Thema Durchmischung auf die
Fahnen geschrieben. Das heil’t, sie versucht zu er-
reichen, dass wir keine Gettobildung in irgendei-
nem Sinne haben, sondern immer eine Durchmi-
schung Deutscher, Auslander, Migranten, wie auch
immer Sie sie nennen wollen. Das war immer Poli-
tik der SAGA. Und es hat im GrofRen und Ganzen
immer gut funktioniert, auch in Zeiten der CDU-Se-
nate. Das sind auch immer wichtige Punkte gewe-
sen, auf die wir hingewiesen haben.

Aber wie gesagt, es interessiert Sie nicht. Sie wol-
len hier wieder lhre Rede halten, lhren Popanz
aufbauen, wollen sich wieder Uber YouTube ir-
gendwie verodffentlichen mit lhren Verschwodrungs-
theorien, das, was Sie immer machen mit lhren
Spielchen. Sorry, dafir ist mir die Zeit zu schade.
Sie wollen keinen ernsthaften Disput. Sie wissen
es nicht, Sie kdnnen es nicht, Sie machen es nicht.
Ich mach' nicht mit. — Vielen Dank.
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(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN, der LINKEN und der FDP)

Vizeprisidentin Antje Méller: Fir die GRUNE
Fraktion bekommt nun Herr Duge das Wort.

(Zuruf: Wiederhol das noch mal!)

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Hamann, in einem Punkt
muss ich Ihnen widersprechen, aber ich glaube, da
sind Sie mir nicht bdse drum: Ich bin nicht der Mei-
nung, dass die AfD nicht wusste, was sie fragen
sollte, sondern ich bin der Meinung, dass sie ge-
nau wusste, was sie gefragt hat. Und zwar sind die
ersten Fragen, wenn man sich das einmal an-
schaut, zunachst einmal statistische GroRen, die
eigentlich relativ bekannt sind, und eher Pro-forma-
Fragen. Frau Koeppen, finde ich, hat sehr eindeu-
tig, deutlich und eindringlich dargestellt, welche
Leistungen die SAGA hier fir die Stadt erbringt,
insbesondere, was den preiswerten Wohnraum be-
trifft, dass sie nach wie vor sehr gunstige Mieten
hat, dass sie den GroRteil der Sozialwohnungen
stellt. Und auch, dass sie Quartiersarbeit macht in
Kooperation mit vielen Tragern, mit Jugendeinrich-
tungen, mit Einrichtungen fir Senioren, fur Men-
schen mit Einschrankungen in der Lebensqualitat,
ist etwas, das man gar nicht hoch genug anrech-
nen kann fir den sozialen Frieden, zu dem die SA-
GA hier in dieser Stadt beitragt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich finde es vdllig richtig, dass die SAGA bei der
Vergabe der Wohnungen keine Differenzierung
vornimmt in dem Sinne, wie die AfD es hier abge-
fragt hat — meines Erachtens ganz bewusst —: eine
Spaltung zwischen denjenigen, die einen Migrati-
onshintergrund haben, und denjenigen, die keinen
Migrationshintergrund haben. Ich glaube, dass Ih-
nen sehr bewusst gewesen ist, dass das Griinde
sind, die nicht von Bedeutung sind und die daten-
schutzrechtlich auch gar nicht erfasst werden dur-
fen.

Eine weitere Frage macht das Ubrigens auch sehr
deutlich: Die Frage danach, ob jemand vorbestraft
ist oder ob ein Verfahren gegen ihn lauft, fur die
Vergabe einer Wohnung heranzuziehen, macht
sehr deutlich, dass diese Frage bewusst gestellt
worden ist, um Spaltung in der Gesellschaft zu
schaffen. Das geht genau in die Richtung, Gber die
heute zu Anfang diskutiert worden ist. Das bedau-
re ich sehr.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Jérg Hamann, Wolfhard Ploog, beide CDU,
und Heike Sudmann DIE LINKE)

Ich méchte deswegen ganz besonders noch ein-
mal diesen groften Wert der Integrationsarbeit her-
ausstellen, der von der SAGA geleistet wird. Das
ist letztlich etwas, was das Zusammenfihren der

Menschen in dieser Stadt foérdert — genau das Ge-
genteil dessen, was die AfD beabsichtigt.

Ich méchte schlieBen mit einem Zitat aus dem All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetz, das besagt,
dass Menschen aufgrund dieser Kriterien, die ich
eben genannt habe, nicht bei der Wohnungsverga-
be benachteiligt werden durfen. In der Einleitung
von Christine Liders, der damaligen Leiterin der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes, steht:

"[...] jeder Mensch ist gleich wichtig und hat
die gleichen Rechte — unabhangig von ethni-
scher Herkunft, Geschlecht, Behinderung,
Religion, Weltanschauung, Alter oder sexu-
elle Identitdt. Wir wollen Blrgerinnen und
Birger davon Uberzeugen, dass Vielfalt uns
alle voranbringt. Eine diskriminierungsfreie
Gesellschaft ist lebenswerter und bringt uns
allen Vorteile."

Danke.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Frau Sudmann das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Vielleicht ging es Ihnen ahnlich wie
mir. Ich muss zugeben, ich war Uberrascht, eine
Grol3e Anfrage der AfD-Fraktion zu finden, bei der
als Titel SAGA steht, und dachte: Sie machen das
erste Mal Sachpolitik. Herr Wolf, Sie behaupten in
Ihrer Pressemitteilung, der Senat schweige zu den
entscheidenden Punkten. Ich will Ihnen einmal sa-
gen, welche entscheidenden Punkte Sie hatten fin-
den kdnnen, wenn Sie sie denn wirklich hatten wis-
sen wollen.

Sie finden in der Antwort auf Ihre Anfrage einen
Hinweis darauf, dass die langfristigen Bindungen
bei der SAGA 44 Prozent des Bestands ausma-
chen. Aus den Jahren 1966 bis 1980 sind
12 000 Wohnungen heute noch gebunden. Das
heil3t, von diesen langfristigen Bindungen profitie-
ren wir heute, und daraus kdnnen wir die
Schlussfolgerung ableiten: Wir brauchen weiter
langfristige Bindungen.

(Beifall bei der LINKEN)
— Danke.

Sie hatten finden kdnnen, wenn Sie gelesen hat-
ten, wenn es Sie interessiert hatte, dass es grofe
Probleme gibt. Im Jahr 2021 werden bei der SAGA
allein Uber 3 000 Wohnungen aus der Bindung fal-
len. Das hatten Sie finden kénnen. Sie hatten fin-
den kénnen, wenn es Sie interessiert hatte, wenn
Sie Politik fur Mieter und Mieterinnen, fir Men-
schen in dieser Stadt machen wollten, dass bei der
SAGA in den letzten neun Jahren die Miete um
20 Prozent gestiegen ist.
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Aber geht es Ihnen um Wohnungspolitik oder geht
es |hnen um Stimmungsmache? Es geht Ihnen
nicht um die Wohnungspolitik, es geht Ihnen um
Stimmungsmache. Man kann es schon auf3erlich
erkennen. lhre Fraktion hat sogar einen Fachspre-
cher fur Wohnungspolitik. Der hat hier nicht ge-
sprochen. Sie haben gesprochen, Herr Wolf, und
es lasst immer schon einiges erahnen, wenn Sie
sich zu Wort melden.

Was wollen Sie denn machen? Sie wollen
Stimmung machen, indem Sie scheinbar harmlos
nach einem Migrationshintergrund fragen. Die gan-
ze Anfrage trieft von einem fliichtlings- und migran-
tenfeindlichen Unterton oder eigentlich schon
schrillen Oberton, es ist kaum auszuhalten. Sie
wollen eine Spaltung herbeireden. Das versuchen
Sie in jedem Themenfeld, und das werden wir hier
hoffentlich alle gemeinsam verhindern.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei der
FDP und bei Wolfhard Ploog CDU, Jens-Pe-
ter Schwieger SPD und André Trepoll CDU)

Aber das Beste ist dann, dass Sie sagen, der Se-
nat verschleiere. Der Senat gibt Ihnen keine Aus-
kunft zu Daten, die gar nicht erhoben werden dir-
fen. Er gibt keine Auskunft zu Daten. Sie fragen,
ob die SAGA etwas Uber Vorstrafen wisse. Wahr-
scheinlich wiirden Sie noch gern zur Parteizugehdo-
rigkeit fragen. Ich muss ehrlich sagen — ich will hier
eigentlich keine Tipps geben —, aber gerade flr
Sie, fir AfD-Anhanger und fir Nazis waren solche
Daten schadlich. Sie wiirden nie eine Wohnung
bekommen, und das ware auch richtig.

(Beifall bei der LINKEN und bei Gulfam Ma-
lik SPD)

Aber ich akzeptiere, dass wir in diesem Land einen
Datenschutz haben. Ich akzeptiere, dass in diesem
Land genau diese Daten nicht erhoben werden.
Deswegen werde ich damit leben missen, dass in
meiner Nachbarschaft in den SAGA-Wohnungen
auch solche Menschen wie Sie einziehen konnten;
Sie werden es Gott sei nicht Dank nicht tun, weil
Sie zu reich sind flr die SAGA. Aber egal.

Dann haben Sie in Ihrer Pressemitteilung soeben
gesagt, es gehe lhnen um Verteilungsgerechtig-
keit. Also wenn mir irgendwas nicht zur AfD einfallt,
ist es das Stichwort Verteilungsgerechtigkeit. Ihnen
geht es darum zu spalten, lhnen geht es darum,
die Gesellschaft weiter gegeneinander aufzuhet-
zen, es geht lhnen um Hass. Und das versuchen
Sie, unter der Uberschrift "SAGA" zu machen. Das
finde ich besonders perfide. Deswegen kann man
nur sagen: Wehret weiter den Anfangen. Das ma-
chen wir hier nicht mit. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die FDP-Frakti-
on bekommt nun Herr Meyer das Wort.

Jens Meyer FDP:* Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Mit Ilhrer
Grolien Anfrage zur SAGA haben Sie, meine Her-
ren und die vereinzelte Dame von der AfD, ein wei-
teres Mal bewiesen, dass Sie angesichts eines an-
gespannten Wohnungsmarkts nicht an einer seri-
6sen und vor allem Iésungsorientierten Politik inter-
essiert sind, sondern ein weiteres Mal auf die Mi-
grationskarte setzen, mit der Sie, so wie eigentlich
in jedem Politikfeld, versuchen, Menschen mit Mi-
grationshintergrund zu stigmatisieren, zu diffamie-
ren und zu diskreditieren.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Jens-Peter Schwieger SPD)

Ihre expliziten Fragen nach Menschen mit Asyl-
und Fluchtlingshintergrund zielen nur in eine einzi-
ge Richtung, namlich in die rechte Ecke. Dass die
Integration der Menschen, die bei uns Zuflucht su-
chen, eine erhebliche Herausforderung ist, dirfte
sogar der Bundeskanzlerin inzwischen bewusst
sein. Ich finde es allerdings héchst unanstandig,
die Themen Integration und Wohnungsmarkt in der
Ihnen, Herr Dr. Wolf, eigenen unnachahmlichen
Weise zu verknipfen. Die SAGA hat als grolRes
stadtisches Wohnungsunternehmen die besondere
Verpflichtung, kostengtinstigen Wohnraum zur Ver-
fugung zu stellen. Das gilt insbesondere flr sozial
Benachteiligte und wirtschaftlich oder gesundheit-
lich schwache Menschen, die Schwierigkeiten ha-
ben, sich am allgemeinen Wohnungsmarkt mit
Wohnraum zu versorgen. Die ethnische Herkunft,
die Religion und die Kranken- oder Strafakte dieser
Menschen sind mir dabei herzlich egal, denn inte-
griert werden missen sie alle.

Allerdings kann Integration nur funktionieren, wenn
die Mischung stimmt. Wir Freien Demokraten wer-
den deshalb nicht mide zu betonen, dass mdg-
lichst dezentrale Unterbringung und eine gute
Durchmischung unterschiedlichster Menschen, Bil-
dung und die Einhaltung unserer rechtsstaatlichen
Grundsatze die Voraussetzung fur Integration bil-
den.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Insbesondere die SAGA sollte daher alle Mdglich-
keiten nutzen, zusatzlichen Wohnraum durch
Nachverdichtung im Bestand zu realisieren, um
Menschen in etablierten Hausgemeinschaften un-
terzubringen, bevor Paragraf-5-Blécke auf der gri-
nen Wiese aus dem Boden gestampft werden. Fur
die Wohnungsversorgung werden wir sicher beides
brauchen, aber die Belegung der Wohnungen und
die Betreuung der Menschen entscheiden darlber,
ob funktionierende Nachbarschaften entstehen
oder soziale Brennpunkte. Diesbezugliche War-
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nungen gab es genug. Der rot-griine Senat steht
hier in der Verantwortung. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Weitere Wortmel-
dungen sehe ich nicht an dieser Stelle. Dann kom-
men wir zur Abstimmung.

Wer méchte nun die Drucksache 21/13798 feder-
fihrend an den Ausschuss fir Soziales, Arbeit und
Integration sowie mitberatend an den Stadtent-
wicklungsausschuss (iberweisen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist die Uberweisung
abgelehnt.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft von der
GroRen Anfrage aus Drucksache 21/13798 Kennt-
nis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 30, Antrag
der Fraktionen der SPD und der GRUNEN: Ergan-
zendes Prifverfahren als Baustein zur Qualitatssi-
cherung fir Hamburger Kindertageseinrichtungen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Erganzendes Priifverfahren als Baustein zur
Qualitatssicherung fiir Hamburger Kindertages-
einrichtungen

— Drs 21/14136 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Qualitatssicherung fiir Hamburger Kindertages-
einrichtungen

— Drs 21/14231 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Recht auf Kita-Qualitat im Kinderbetreuungsge-
setz verankern — Konsens mit den Initiatorin-
nen und Initiatoren der Volksinitiative "Mehr
Hande fiir Hamburger Kitas"

— Drs 21/14241 -]

Hierzu liegen lhnen mit Drucksache 21/14231 ein
Antrag der CDU sowie mit der Drucksache
21/14241 ein gemeinsamer Antrag der Fraktionen
der SPD und der GRUNEN vor.

Die FDP-Fraktion beantragt die Uberweisung der
Drucksache 21/14136 an den Familien-, Kinder-
und Jugendausschuss. Die Fraktion DIE LINKE
mochte die Drucksache 21/14241 ebenfalls an den
Familienausschuss tberweisen.

Wird dazu das Wort gewlinscht? — Herr Lohmann,
Sie bekommen es.

Uwe Lohmann SPD:* Sehr geehrte Prasidentin,
sehr geehrte Damen und Herren! Es gibt Momente
in diesem Parlament, da geht man gern ans Mikro-
fon, und ich glaube, wenn man sich mit einer
Volksinitiative geeinigt hat, dann geht man noch
gerner an dieses Mikrofon.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber zuerst einmal versuche ich, dieses Antrags-
gewirr ein bisschen zu bearbeiten. Mit unserem
Antrag "Erganzendes Prifverfahren als Baustein
zur Qualitatssicherung fir Hamburger Kindertages-
einrichtungen”" bitten wir den Senat, der Birger-
schaft Gber Einflhrung und Ergebnisse durchge-
fuhrter Uberpriifungen zu berichten. Sobald dieser
Bericht vorliegt, werden wir ihn an den Familien-
ausschuss Uberweisen. Deshalb ist eine sofortige
Uberweisung des Antrags weder notwendig noch
zielfuhrend.

Dem Zusatzantrag der CDU werden wir nicht zu-
stimmen.

Jetzt zu unserem Zusatzantrag "Recht auf Kita-
Qualitat". Erlauben Sie mir, hierzu ein paar Worte
zu sagen. Es gibt wohl ein paar Differenzen, was
die zweite Lesung heute betrifft. Ich finde, es ist
ein fatales Signal, ein schlechtes Signal an die Ki-
ta-Initiative, hier heute eine zweite Lesung zu ver-
weigern.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

In Richtung CDU: Ich kann mich noch erinnern an
die Volksinitiative "Gute Inklusion". Da haben Sie
einen Zusatzantrag auf nachtragliche Uberweisung
gestellt, dem wir stattgegeben haben. Es war die-
selbe Verfahrensweise wie heute und heute wollen
Sie anders handeln. Das missen Sie erklaren und
vor allen Dingen mussen Sie es der Volksinitiative
erklaren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Sollten wir, wenn Sie noch einmal in sich gehen,
doch heute die Mdglichkeit haben und ein klares
Signal aus diesem Parlament an die Volksinitiative
senden konnen, dann kénnten wir heute nachtrag-
lich unseren Zusatzantrag an den Familienaus-
schuss uberweisen und kénnten ihn morgen ... Zu-
satzlich gibt es dann die Mdglichkeit, ihn auf die
Tagesordnung zu nehmen. Zeitnaher geht es wirk-
lich nicht.

(André Trepoll CDU: Sonst nicht! Das ist Er-
pressung!)

Also Uberlegen Sie es sich. Wir kénnen ihn nicht
nachtraglich iberweisen, wenn es keine zweite Le-
sung gibt. Das lasst das Parlament ...

(Zurufe)

— Ich habe hier jetzt ein Angebot gemacht und ich
glaube, das ist fair. Es ist die gleiche Verfahrens-
weise, die Sie letztes Mal gewahlt haben bei der
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Volksinitiative "Gute Inklusion". Genau das Glei-
che.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Jetzt komme ich einmal zur Volksinitiative. Es wa-
ren schwierige Gesprache. Es waren lange Ge-
sprache. Es waren teilweise sehr sachliche Ge-
sprache, manchmal haben wir diese Gesprache
auch sehr emotional gefiihrt. Es gab auch Zeit-
punkte, wo ich dachte, das schaffen wir niemals,
und ich glaube, das ging allen Beteiligten ahnlich.
Aber wir haben nie aufgehort, miteinander zu re-
den, und das ist in der jetzigen Zeit leider nicht im-
mer mehr Ublich, wie wir gerade vorhin gehort ha-
ben. Letztendlich haben wir durch die vielen Ge-
sprache einen Konsens erreicht. Dafliir méchte ich
allen Beteiligten danken, insbesondere den Vertre-
terinnen der Volksinitiative, Frau Jachenholz, Frau
Balthasar und Frau Reiher, die immer bereit wa-
ren, mit uns zu verhandeln, mit uns zu reden. Da-
fir noch einmal danke.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wenn es denn die Frage nach Gewinnern gibt,
dann sind das eindeutig die Hamburger Kinder.
Wenn es weitere Gewinner gibt, dann sind es ein-
deutig die Erzieherinnen und Erzieher in den Ham-
burger Kitas. Ihre Arbeitssituation wird sich von
Jahr zu Jahr verbessern und damit wird dieser Be-
ruf attraktiver. 1:4 als Betreuungsschlissel fir die
Hamburger Krippen bis zum 1. Januar 2021 und
1:10 im Elementarbereich bis zum 1. Januar 2024
bedeutet einen weiteren Schritt zur Qualitatssiche-
rung in den Hamburger Kitas. Dass wir dies jetzt
gesetzlich verankern, fuhrt bei allen Beteiligten zu
Sicherheit und die nachsten Jahre kbénnen hier-
durch rechtssicher geplant werden. 3 000 — und
ich betone es ausdriicklich — zusatzliche Fachkraf-
te bis zum Jahr 2024 ist ein ambitionierter Plan.
Aber durch die Qualitatsverbesserung wird der Be-
ruf attraktiver und auch das Thema Ausbildung
werden wir weiterentwickeln und forcieren. Wurden
2007 noch 500 Fachkrafte ausgebildet, so werden
es in diesem Jahr 1 200 Fachkrafte sein.

Durch die fortwahrende Weiterentwicklung der
Qualitat und vor allen Dingen durch die Rechtsver-
bindlichkeit bietet Hamburg ein attraktives Kita-
System an, und das vor dem Hintergrund, dass die
meisten Bundeslander weit davon entfernt sind, ih-
ren Kindern einen Kita-Platz zur Verfligung zu stel-
len.

(Glocke)

Und meistens zahlen die Eltern viel Geld dafur.
(Glocke)

Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die CDU-Frakti-
on bekommt jetzt Herr Heildner das Wort.

Philipp HeiBner CDU: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Zun&chst lassen
Sie mich damit beginnen, hier den engagierten El-
tern der Burgerinitiative noch einmal unsere Aner-
kennung fir ihr riesengroBes Engagement fiir die
gute Sache, fir die Kinder in dieser Stadt auszu-
sprechen und ihnen ganz herzlich zu danken. Da
haben Sie wirklich etwas erreicht. Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Ewald Aukes
FDP)

Ihre Leistung, |hr Engagement ist wirklich sehr,
sehr ordentlich. Was hier am Ende heute von SPD
und GRUNEN beantragt wird, ist — ordentlich.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist die Einigung!
— Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das ist dassel-
be!)

Sie haben im Wesentlichen das, was Sie verspro-
chen haben vor der letzten Wahl, jetzt in Gesetzes-
form gepackt, und es ist interessant, dass Herr
Lohmann von der SPD das dann als Riesenzuge-
standnis, als Riesenerfolg verkauft. Wenn man Sie
erst per Volksinitiative dazu zwingen muss, lhre
vorher schriftlich gegebenen Versprechen noch
einmal ins Gesetz zu schreiben, dann frage ich
mich, ob die SPD es wirklich ernst damit meint, die
Betreuungsqualitat in dieser Stadt zu verbessern.

(Beifall bei der CDU und bei Ewald Aukes
FDP)

Ansonsten enthalt diese Einigung relativ wenig
Verbesserungen. Das sagt zum Beispiel auch der
Landeselternausschuss. Geringflgig, das ist die ...

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Nur 3 000 mehr
Erzieherinnen und Erzieher!)

— Sie koénnen sich gern mit dem Elternausschuss
herumschlagen.

Der Wortlaut der Pressemitteilung ist: geringfligige
Verbesserungen, die Uber das hinausgehen, was
ohnehin schon versprochen war. Und das, muss
ich sagen, ist schon sehr schade: dass so eine
Riesenelterninitiative zusammenkommen musste,
und alles, was Sie ihr zugestehen, sind geringfiigi-
ge Verbesserungen gegeniiber dem, was Sie so-
wieso versprochen hatten. Das ist wirklich keine
starke Leistung von lhnen.

Aber die allerschwéachste Leistung, was diesen An-
trag heute angeht, ist das Verfahren, mit dem Sie
hier vorgegangen sind: Das einen Tag, bevor es
hier beschlossen werden soll, nicht etwa zunachst
an die anderen Fraktionen, die dariber abstimmen
sollen, zu schicken, sondern zunachst einmal per
Pressemitteilung bekannt zu geben, es dann ir-
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gendwann nachtraglich den anderen Fraktionen
zukommen zu lassen

(Dirk Kienscherf SPD: Jetzt sei doch nicht
beleidigt hier! Sei mal nicht so mimosen-
haft!)

und das jetzt auf einen Tagesordnungspunkt zu
setzen, der flur sich selbst eine wirklich ausfihrli-
che Diskussion verdient hatte, namlich wie wir
Qualitatsstandards in den Kitas erreichen kénnen,
und den praktisch damit wegzufegen — zwei Satze
dazu von Herrn Lohmann, wie Sie sich verhalten,
kein einziges inhaltliches Argument — und uns jetzt
diese Entscheidung in klrzester Zeit aufzuzwan-
gen, das ist einfach nicht in Ordnung. So funktio-
niert Parlament nicht.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
LINKEN)

Das ist intransparent und es ist vor allem den Bur-
gerinnen und Birgern gegenuber hochgradig in-
transparent. Wie sollen denn andere Interessen-
gruppen, Birger dieser Stadt sich damit beschafti-
gen und vielleicht auch auf ihre Interessenvertreter
zugehen, bevor Sie das hier abstimmen, in den
zwoIf oder so Stunden, die Sie uns daflr gegeben
haben? Es ist schlicht nicht in Ordnung, das so zu
machen. Und dann muissen Sie auch damit leben,
dass wir keine sofortige zweite Lesung wollen. Ge-
nau dafir gibt es namlich dieses Minderheiten-
recht. Genau dafir, dass man Ihnen ... Gerade die
GRUNEN, die immer so viel Wert legen auf demo-
kratische Ablaufe, parlamentarische Ablaufe,
Transparenz. Jedenfalls geben Sie das vor; sobald
Sie selbst in der Regierung sind, ist es lhnen nichts
mehr wert. Dass wir jetzt hier als Minderheiten-
recht diese Verweigerung der zweiten Lesung in
Anspruch nehmen muissen, ist genau die Folge da-
von. Anders geht es nicht. Am besten ware es, wir
wirden das gleich morgen im Familienausschuss
diskutieren, und zwar vor dem Beschluss Uber die-
sen Gesetzentwurf, wie es vdllig normaler parla-
mentarischer Ablauf ist.

(Beifall bei der CDU, der LINKEN und bei
Ewald Aukes und Carl-Edgar Jarchow, beide
FDP)

Dazu kommt ja noch: Ich mache das alles gern mit.
Ich habe in vielen Ausschiissen schon fiir sofortige
Befassung und oft fiir sofortige zweite Lesung ge-
stimmt. Aber es gibt hier keinerlei Zeitdruck. Null.
Das, was Sie hier beschlieRen wollen im Gesetz-
entwurf, tritt 2021 in Kraft. Es gibt Uberhaupt kei-
nen Grund, jetzt nicht noch einmal verninftige par-
lamentarische Abldufe zu machen, statt jedes Mal,
wenn es eine Burgerinitiative gibt,

(Dirk Kienscherf SPD: Alles vorgeschoben!)

wo sich der SPD-Fraktionsvorsitzende und der
GRUNE Fraktionsvorsitzende personlich profilieren

wollen, den parlamentarischen Ausnahmezustand
auszurufen. Das ist nicht in Ordnung.

(Beifall bei der CDU — André Trepoll CDU:
Richtig so!)

Es gibt ja einen Grund fiir solche Verfahren. Ich
mochte Sie in der kurzen verbleibenden Zeit nur
noch einmal darauf hinweisen. Gesetze sind nicht
unwichtig. Die Worte, die darin stehen, haben eine
Bedeutung, und der Wortlaut dieses Gesetzent-
wurfs, den Sie uns vorlegen, ist:

"Die Freie und Hansestadt hat die Verpflich-
tung [...]"

— und so weiter —

"[...] bis zum 1. Januar 2021 auf einen Fach-
kraftschllssel von 1:4 [...] zu erhéhen."

Ja, was ist denn, wenn ...? Sie geben selbst immer
vor, wenn lhre Aussagen ernst zu nehmen sind, ei-
gentlich ware mehr sogar besser. Mit diesem Ge-
setzentwurf nehmen Sie sich die Mdglichkeit. Viel-
leicht haben wir ja Mehreinnahmen, vielleicht ha-
ben wir andere ginstige Umsténde.

(Dirk Kienscherf SPD: Mehr Erzieher brau-
chen wir auch noch!)

Mit diesem Gesetzentwurf nehmen Sie sich die
Méglichkeit, es sogar noch besser zu machen,
denn da steht, zum 1. Januar 2021 misse es ge-
nau diese Zahl sein. Das ist ein klassischer hand-
werklicher Fehler;

(Glocke)

fur so etwas hat man Ausschussberatungen.
(Glocke)

Ich danke fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP — Dirk Kienscherf SPD: Lacherlich!)

Vizeprisidentin Antje Moller: Fir die GRUNE
Fraktion bekommt nun Frau Gallina das Wort.

Anna Gallina GRUNE:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, liebe anwesende Vertreterinnen der Initiati-
ve "Mehr Hande fir Hamburger Kitas", meine Da-
men und Herren! Ich freue mich, dass wir heute
Uber die Einigung mit der Volksinitiative sprechen
und sie zumindest auch schon einmal in einem
ersten Schritt werden vollziehen kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Auch ich méchte mich an dieser Stelle noch einmal
dafir bedanken, dass wir im besten Sinne mitein-
ander streiten konnten in den letzten Wochen und
Monaten, und das immer in dem Wissen, dass wir
alle eine Kita wollen, die den Bedurfnissen von
Kindern und Eltern entspricht und den Beschaftig-
ten eine gute fachliche Arbeit ermdglicht. Diesem
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Ideal kommen wir heute wieder ein Stiick néher,
indem wir fUr die nachsten sieben Jahre verbindli-
che Ziele zur Verbesserung der Betreuungsqualitat
ins Gesetz schreiben.

Ich habe, wenn ich mir Ihre Pressemitteilungen an-
gucke, den Eindruck, dass die Opposition hier im
Haus deshalb so aufgeregt ist — denn Sie wissen
ja schon, wenn Sie genau Uberlegen, dass lhre
Kritik insofern wohlfeil ist, weil es natlrlich sehr
herausfordernd ist, bei steigenden Kita-Zahlen und
gleichzeitigem Fachkraftemangel diese Qualitats-
verbesserungen umzusetzen —, weil Sie selbst
schlicht und ergreifend gar nicht wiissten, wie Sie
das machen sollten. Dass Sie das nervt, kann ich
verstehen.

Aber — jetzt halten Sie sich fest — die Einigung ent-
halt noch mehr als das, was Sie bisher sozusagen
selbst in den Raum gestellt haben. Im Koalitions-
vertrag und in der Eckpunktevereinbarung sollte
der Fachkraftschlissel von 1:10 im Elementarbe-
reich fir die Jahre 2025/2026 realisiert werden. Wir
ziehen diesen Schritt jetzt noch einmal vor, nam-
lich auf den 1. Januar 2024; so genau muss man
dann schon lesen, das schafft man selbst in zwolIf
Stunden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir sorgen also flr einen Fachkraftaufwuchs von
3 000 Stellen. Das werden in der Realitat einige
Personen mehr sein, die auf diese Stellen kom-
men, denn es wird langst nicht nur Vollzeit gearbei-
tet in diesem Bereich. Und das ist ein reiner Quali-
tatsbeitrag, wir werden trotzdem noch zuséatzliche
Erzieherinnen und Erzieher brauchen, weil wir
einen weiteren Anstieg der Kinder im Kita-System
haben werden in den nachsten Jahren.

Fir die Frage, wer bei uns als Fachkraft gilt, gibt
es in Hamburg Ubrigens eine Positivliste, die deut-
lich strenger ist, als das in so manchen anderen
Bundeslandern der Fall ist. Erstkrafte sind bei uns
staatlich anerkannte Sozialpadagoginnen, Kind-
heitspadagoginnen, Erzieherinnen, Heilerzieherin-
nen, Heilerziehungspflegerinnen und Heilpadago-
ginnen. Als Zweitkrafte werden staatlich anerkann-
te sozialpadagogische Assistentinnen und Kinder-
pflegerinnen eingesetzt. Fir den erweiterten Per-
sonenkreis, der in Kita und GBS eingesetzt werden
darf, ist entweder ein Hochschulabschluss mit
Haupt- oder Nebenfach P&dagogik erforderlich
oder ein Hochschulabschluss oder eine Berufsaus-
bildung, dann mit einer entsprechenden Nachquali-
fizierung oder einschlagiger Tatigkeit von mindes-
tens 1 000 Stunden. Letzteres richtet sich zum Bei-
spiel an Hebammen und Kinderkrankenschwes-
tern. Wir sind uns mit der Initiative darlber einig
geworden in dem Diskurs, den wir lange geflhrt
haben, dass wir eben nicht durch eine Aufwei-
chung der Fachkraftedefinition jetzt schnell irgend-
wie noch einmal ein bisschen was drauf tun kon-
nen bei dem Betreuungsschlissel, denn das wir-

de das eigentliche Qualitatsbestreben konterkarie-
ren. Deshalb gehen wir anspruchsvolle, aber rea-
listische Schritte mit unserem Kompromiss.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wenn Sie einmal ins letzte Jahr schauen, dann se-
hen Sie, dass wir uns sehr wohl um den fachlichen
Nachwuchs kimmern, weil uns das drangende
Problem bewusst ist. Im vergangenen Jahr haben
die Schulbehdérde und die Sozialbehérde einen ge-
meinsamen Mallnahmenkatalog auf den Weg ge-
bracht, die Ausbildungskapazitaten wurden erhoht,
die Zugangsvoraussetzungen fir Abiturientinnen
wurden erleichtert, Leistungsstarkere konnen die
Ausbildung inzwischen verkiirzen und erstmals
kénnen auch Schilerinnen mit einem Hauptschul-
abschluss eine Ausbildung beginnen, wenn sie ein
halbes Jahr Ianger lernen. Dank eines erweiterten
Meister-BAf6G und verbesserter Ausbildungsange-
bote kénnen Auszubildende auch endlich, wenn
die entsprechenden Voraussetzungen vorliegen,
wahrend ihrer Ausbildung bereits Geld verdienen.
Da sind wir schon viele wichtige Schritte gegan-
gen. Andere Fragen, die mit Blick auf den Fach-
kraftemangel diskutiert werden, missen auch bun-
desweit ... das hat Herr Lohmann schon gesagt.

Mit der Initiative sind wir uns einig, dass auch
durch die jetzt folgenden Qualitatsverbesserungen
— die letzte hat gerade zum 1. August stattgefun-
den — die Atftraktivitdt des Berufs noch einmal zu-
satzlich gesteigert wird. Wir alle kbnnen aber auch
hier in diesem Haus etwas beitragen, indem wir
uns bei allem politischen Streit, den wir fihren,
klarmachen und das auch nach drauRen transpor-
tieren: Unsere Erzieherinnen sind ein Schatz fir
unsere Kinder und fur unsere Stadt. Nicht umsonst
heil3t die Fachkraftekampagne zur Werbung fur
diesen Beruf "Hebe Schéatze und Hamburgs Zu-
kunft". Ich glaube, wir waren alle gut beraten, wenn
wir uns in diesem Sinne heute einigen koénnten. —
Danke sehr.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Herr Yildiz das Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Liebe Volksinitiative, erst
einmal Gratulation zu diesem Erfolg, auch wenn
der Konsens, den Sie mit dem Senat erzielt haben,
nicht das ist, wofiir Sie gekampft haben. Aber wie
schon Bertolt Brecht sagte: Wer kédmpft, kann ge-
winnen, wer nicht kampft, hat schon verloren. Die
Volksinitiative hat dem Senat gezeigt, dass in die-
sem Bereich etwas zu tun ist, und durch ihre Arbeit
deutlich gemacht, dass man Erfolge hinbekommt.

(Beifall bei der LINKEN)

Eines muss ich den Fraktionen von SPD und GRU-
NEN sagen: Als die Volksinitiative begann, haben
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Sie sie mit allen Mitteln gebasht und bekampft. Sie
haben unterstellt, dass sie nicht zustande kame,
und sogar damit gedroht, vor das Verfassungsge-
richt zu ziehen. Ich bin froh, dass Sie kliger gewor-
den sind und sich geeinigt haben, dass wir jetzt
Uber ein Ergebnis sprechen und nicht Uber Klagen
und Beschwerden. Und das auch bezogen auf die
vorherigen Debatten. Kitas zeigen eines: Wie man
gut miteinander leben kann, unabhangig von Reli-
gion, Nationalitdt und Herkunft. Ich glaube, davon
kénnen die Rechten auf dieser Seite und die
Rechtsextremen ein Stlck lernen. Man kann mit-
einander schoner leben — die Kita ist eines der
besten Beispiele.

(Beifall bei der LINKEN)

Und dazu tragen die Beschéftigten viel bei. Herzli-
chen Dank fiir die tolle Arbeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich komme zu dem, was Sie der CDU unterstellt
haben; Sie werden uns das gleich auch unterstel-
len. Erstens: Es gibt keine Eile. Zweitens: Sie
wussten von vornherein, dass diese Woche eine
Einigung kommt. Warum sind Sie nicht auf uns zu-
gekommen, sodass man gemeinsam Uberlegt, das
als ein Hauptthema anmeldet und es diskutiert?

(Beifall bei der LINKEN)

Drittens, liebe SPD und GRUNE: Ich bin seit zehn
Jahren in dieser Bdirgerschaft. Entweder Sie
verstehen die Drucksache nicht, oder ... Lesen Sie
einmal, was darin steht. Ich will lhnen das einmal
zitieren. Es wird gesagt — auf Seite 2, wer nachle-
sen mochte —:

"§ 16 Abs. 3 wird neu eingefiihrt und lautet:"

— wir haben angeblich beschlossen, dass es sein
muss —

"Es ist anzustreben [...]"

So steht es im ersten Satz. Das steht auch im
zweiten Satz zur Fachkraft-Kind-Relation im Ele-
mentarbereich. Zur Fachkraft-Kind-Relation im
Krippenbereich wiederum: Es wird angestrebt.
Wissen Sie, was diese Satze bedeuten? Ein Ge-
setzesbeschluss bedeutet, dass etwas Pflicht ist,
nicht angestrebt, nicht nach Wunsch oder wenn ich
Personal dafiir finde. Es geht darum, dass man
diese Fragen im Ausschuss klaren kann, dass man
nachfragen kann, bevor man hier ein Gesetz hat
und beschliet, ohne zu wissen, wie die Details
aussehen.

(Beifall bei der LINKEN — Uwe Lohmann
SPD: Das ist das Petitum, Herr Yildiz!)

— Auch das Petitum ist wichtig. Dann lesen Sie
mal.

(Dirk Kienscherf SPD: Das Petitum ist wich-
tig, das ist das Entscheidende! — Uwe Loh-

mann SPD: Man muss das Petitum auch
mal lesen!)

—Ja, genau. Dann lesen Sie noch mal.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist doch ein
Witz!)

Daher frage ich mich, warum Sie sich weigern, an
den Ausschuss zu uUberweisen, damit man dartber
diskutiert, aber jetzt der Opposition unterstellen,
dass wir uns weigern.

Liebe Volksinitiative! Von vornherein waren wir hier
in der Birgerschaft die Einzigen, die Sie unter-
stutzt haben. Wir stehen hinter Ihnen, wir stehen
hinter Ihren Forderungen, wir stehen auch hinter
dem Beschluss. Aber wie der Senat und die Regie-
rungsfraktionen mit der Opposition umgehen, das
wollen wir nicht akzeptieren und das mdéchten wir
im Ausschuss beraten.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Sie Transparenz tatsachlich ernst nehmen,
dann Uberweisen Sie das, bevor Sie beschlielRen,
damit man Uber die Fachlichkeit diskutiert, Gber die
Einigung diskutiert und auch Detailinformationen
bekommt.

(Sylvia Wowretzko SPD: Die Initiative hat es
akzeptiert!)

Letztendlich wird das die nachsten Jahre betreffen.
Das ist die Forderung der LINKEN.

(Zuruf: Das ist ein Verhandlungsergebnis!)

— Das ist ein Verhandlungsergebnis. Aber die Op-
position hat die Aufgabe, dazu Nachfragen zu stel-
len, lieber Wolfgang, und nicht nur mit dem Kopf zu
nicken zu dem, was ihr uns vor die Nase packt.

(Beifall bei der LINKEN)

Und wenn das tatsadchlich gewollt ist, kdnnen wir
es morgen auf die Tagesordnung setzen und dann
bei der nachsten Blirgerschaftssitzung gemeinsam
beschlieRen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Fur die FDP-Frakti-
on bekommt Herr Oetzel nun das Wort.

Daniel Oetzel FDP:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Liebe Vertreterin-
nen und Vertreter der Kita-Initiative, erst einmal
auch von unserer Seite vielen Dank fir die Arbeit
der letzten Wochen und Monate. Der Senat be-
wegt sich ja leider in Hamburg immer vor allem
dann, wenn er von Volksinitiativen zum Jagen ge-
tragen wird, und Sie hatten in diesem Fall beson-
ders schwer zu tragen. Insofern noch einmal vielen
Dank an Sie fur den Einsatz der letzten Monate.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)
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Aber, meine Damen und Herren, auch die Freude
Uber die Einigung kann nicht darliiber hinwegtau-
schen, dass der jetzt vorgelegte Gesetzentwurf
mehr Fragen aufwirft, als er beantwortet. Die erste
Frage, und die wurde eben schon aufgeworfen:
Was haben Sie sich eigentlich dabei gedacht, uns
diesen Gesetzentwurf 24 Stunden vor Beginn der
heutigen Sitzung vorzulegen, und dann als Zusatz-
antrag zu einem eigentlich véllig themenfremden
anderen Kita-Antrag? Selbst Herr Lohmann hat
sich eben vorn hingestellt und gesagt, er wolle jetzt
erst einmal das Chaos entwirren. Uberlegen Sie
das noch einmal. Standig fordern Sie die Oppositi-
onsfraktionen dazu auf, konstruktive Arbeit zu leis-
ten, Sie selbst machen aber Regierungsarbeit wie
Sonnenkonige. Das ist parlamentarisch gesehen
echt unterste Schublade.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Ich kann dann auch wirklich verstehen, wenn eini-
ge Abgeordnete heute die zweite Lesung verwei-
gern werden. Herr Kienscherf, das ist etwas ganz,
ganz anderes als ganz kleines Karo nach einem
Vorgehen,

(Dirk Kienscherf SPD: Natlrlich ist das ganz,
ganz kleines Karo! Das ist im Nanobereich!)

wie Sie es hier gewahlt haben. Da sollten Sie wirk-
lich etwas vorsichtiger argumentieren. Wir haben
uns heute dafiir entschieden, dass wir die nach-
tragliche Uberweisung des Antrags an den Famili-
enausschuss beantragen, um den Gesetzentwurf
dort diskutieren zu kénnen.

Zweite Frage, und jetzt komme ich zu dem Gesetz
selbst: Was rechtfertigt eigentlich die Aussage von
Herrn Kienscherf aus der Pressemitteilung oder
auch von Herrn Lohmann gerade eben, die eigent-
lichen Gewinner dieser Einigung seien die Eltern
und die Kinder? Sie verpflichten sich doch mit die-
sem Gesetz nur auf das, was Sie eigentlich selbst
schon lange versprochen haben.

(Dirk Kienscherf SPD: Das haben wir vorge-
zogen, es gibt einen Rechtsanspruch! — An-
na Gallina GRUNE: Da haben wir gerade
driiber gesprochen!)

Es gibt keine SofortmaRnahmen, keine Verbesse-
rungen, nichts. Und wenn es jetzt ein Gewinn ist
fur Eltern und Kinder, dass Sie gesetzlich verpflich-
tet werden, sich an lhre eigenen Versprechen zu
halten, dann ist das ein Armutszeugnis fur Sie und
fur alle anderen Dinge, die Sie auch versprochen
haben und die noch in Ihrem Koalitionsvertrag ste-
hen.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Die dritte Frage ist die, was eigentlich passiert,
wenn Sie 2020/2021 nicht in der Lage sind, die zu-
satzlichen Erzieher zu finden.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD — Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Oetzel, lassen Sie eine Zwischenfrage der
Kollegin Gallina zu?

Daniel Oetzel FDP:* Ja.

Zwischenfrage von Anna Gallina GRUNE:* Dan-
ke schon. — Ich hatte ja eben in meinem Beitrag
deutlich gemacht, dass wir im Elementarbereich
einen Schritt vorziehen und zum 1. Januar 2024
auf 1:10 kommen wollen. Das ist im Vergleich zur
Eckpunktevereinbarung und im Vergleich zu dem,
was im Koalitionsvertrag steht — 2025/2026 — deut-
lich friher, also jedenfalls in meinem Zeitverstand-
nis. Wirden Sie das nicht als Verbesserungsschritt
betrachten?

Daniel Oetzel FDP (fortfahrend):* Das ist eine Ver-
besserung im Rahmen der nachsten Dekade. Ich
habe gesagt, es gibt keine Verbesserungen sofort.

(Dirk Kienscherf SPD: Es gibt laufend Ver-
besserungen, falls Sie das nicht mitgekriegt
haben! Jahr fiir Jahr!)

Es andert sich dadurch, dass wir heute dieses Ge-
setz beschliel3en, erst einmal fir die Eltern und die
Kinder Uberhaupt gar nichts. Und dabei bleibe ich
auch.

(Beifall bei der FDP)

Ich hatte die dritte Frage ja eben schon einmal auf-
geworfen: Was machen Sie eigentlich, wenn Sie
bis 2021 gar nicht in der Lage sind, die zusatzli-
chen Erzieher zu finden, die notwendig sind, um
den dann gesetzlich verpflichtenden Betreuungs-
schlissel zu gewahrleisten? Wollen Sie dann Kin-
der nach Hause schicken? Das wollen Sie nicht.

(Zurufe von der SPD und den GRUNEN)

Wollen Sie dann die Beitragsfreiheit wieder ab-
schaffen? Das wollen Sie sicher auch nicht. Und
Sie werden auch sicher keinen Tragern kindigen,
die die 1:4 nicht umsetzen konnen, denn dann wa-
ren noch weniger Platze da.

(Dirk Kienscherf SPD: Was ist denn das jetzt
fur eine Argumentation? Was soll das
denn?)

Am Ende bleibt lhnen nur eine Stellschraube: Sie
werden an der Qualifikation der Fachkrafte drehen
mussen. Und, Frau Gallina, ich sage lhnen eines:
Was Sie eben gesagt haben, widerspricht zumin-
dest den Angaben, die der Senat auf meine Anfra-
ge 21/13932 gemacht hat. Dort hat der Senat nam-
lich eindeutig ausgefiihrt, dass diese Krafte, von
denen Sie gerade gesprochen haben — also die,
die nur eine 160-stiindige Kurzausbildung haben —,
zu 90 Prozent in den Fachkrafteschlissel mit ein-
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gerechnet werden. Wenn das, was Sie gerade ge-
sagt haben, stimmt, hat sich in den letzten zwei
Wochen grundsatzlich im Senat etwas geandert.
Wenn nicht, dann sind Sie vielleicht nicht gut infor-
miert gewesen — sage ich einmal so.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Und
warum stimmen Sie dann dem Gesetz zu?)

— Nun warten Sie doch mal, Frau Boeddinghaus.

Vierte Frage: Wie dreist muss man eigentlich sein,
sich dann noch fiir das Petitum in Ihrem Antrag fei-
ern zu lassen, dass das Geld, das uber das Gute-
Kita-Gesetz von der Bundesebene nach Hamburg
kommt, auch wirklich fur die Kita-Qualitat einge-
setzt wird? Das muss ja wohl selbstverstandlich
sein. Wir haben da naturlich in der Vergangenheit
mit lhnen einige Probleme gehabt; die BAf6G-Mit-
tel sind ja auch irgendwo untergegangen. Insofern
kann ich mir vorstellen, dass Sie das hier auch ge-
plant hatten. Vielleicht ist das also ein grof3er Vor-
teil des heutigen Petitums:

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist doch BI6d-
sinn! — Farid Miiller GRUNE: Blédsinn!)

dass Sie sich verpflichten, dieses Geld, das flr die
Qualitat vorgesehen ist, auch wirklich in die Quali-
tat zu stecken, wenn auch zahneknirschend.

Meine Damen und Herren! Unabhangig von den
Umstanden des heutigen Gesetzes und der Debat-
te, die wir gerade fuhren: Am Ende wird Uber das
abgestimmt, was vorgelegt wird, und heute ist vor-
gelegt die Verankerung eines Betreuungsschlis-
sels im Gesetz, der auf jeden Fall besser ist als
der, den wir momentan haben. Au3erdem beendet
dieses Gesetz die Verhandlungen und Auseinan-
dersetzungen mit der Kita-Initiative und verhindert
auf jeden Fall, dass wir moglicherweise einen
Volksentscheid bekommen, der dann unbezahlba-
re Maximalforderungen zum Inhalt gehabt hatte.

(Dr. Sven Tode SPD: Das ist doch eigentlich
gar nicht so schlecht, oder? — Dirk Kien-
scherf SPD: Das finden Sie doch gut, oder?)

Und das sind die Griinde, warum wir heute gesagt
haben: Ja, wir stimmen dem zu. Aber in der Um-
setzung muss der Senat die Fragen dringend be-
antworten. Wir freuen uns daher, dass das dann
nachtraglich an den Familienausschuss Uberwie-
sen werden soll, damit wir dort ...

(Dirk Kienscherf SPD: Das haben wir doch
zugesagt!)

— Ja, Sie kdnnen es ja auch lassen.

(Dirk Kienscherf SPD: Haben wir doch zuge-
sagt, habe ich gesagt!)

— Ich habe doch gesagt, ich freue mich.
(Dirk Kienscherf SPD: Ja, das ist schon!)

— Na, dann sind wir ja beide sehr gllicklich, Herr
Kienscherf. Ist ja super. Alle sind glicklich.

Jetzt habe ich leider nur noch acht Sekunden fur
die ursprunglich angemeldete Drucksache, aber
die hat in Ihrer Argumentation ja heute auch keine
herausragende Rolle gespielt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fur die AfD-Frakti-
on bekommt nun Herr Feineis das Wort.

Harald Feineis AfD: Frau Prasidentin, werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Zuerst unser Dank an die
Burgerinitiative, die sich eingesetzt hat. Wir finden
es gut, dass es einen Kompromiss gegeben hat.
Dinge bewegen sich, auch in Hamburg. Grundsatz-
lich ist der Antrag und der Gesetzentwurf von der
SPD und von den GRUNEN ein Werk, das in die
richtige Richtung geht. Allerdings will ich mich an
der Kritik von Herrn Oetzel und Herrn Heilner be-
teiligen. Ohne alles zu wiederholen: Es gibt Uber-
haupt keinen Druck, zeitlich irgendetwas wirklich
Uber den Zaun zu brechen oder was auch immer
zu tun.

Grundsatzlich sind wir aber der Meinung, dass das
in die richtige Richtung geht. Wir sind dafiir, sind
aber auch daflir, die zweite Lesung erst in drei Wo-
chen zu haben, denn das sollten wir doch noch
einmal entscheiden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun die Senatorin Dr. Leonhard.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Sehr geehrte
Prasidentin, meine Damen und Herren! Auch aus
Senatssicht ist es ausdricklich sehr erfreulich und
wirklich positiv fir die gesamte Stadt, dass es ge-
lungen ist, mit den Initiatoren der Volksinitiative,
dem Kita-Netzwerk, zu einem, wie ich finde, guten
Kompromiss zu kommen. Die Grundlage dieses
Kompromisses ist das gemeinsame Verstandnis
dariber, dass ein wichtiger Beitrag zur Qualitat
— ubrigens nicht der einzige, auch dariber gibt es
ein gemeinsames Verstandnis — in der Kinderta-
gesbetreuung das Verhaltnis Fachkraft/Kind ist.
Dartber haben wir ein gemeinsames Verstandnis
entwickelt. Weiterhin haben wir ein gemeinsames
Verstandnis dartber entwickelt, dass es dabei
auch darauf ankommt, dass wir in Hamburg den
weiterhin sehr hohen Standard beibehalten, was
eine Fachkraft ist. Das ist in anderen Bundeslan-
dern durchaus anders.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ein drittes gemeinsames Verstandnis, was wir er-
reicht haben, ist, dass wir gemeinschaftlich gesagt
haben, dass es richtig ist, dass wir das gebuhren-
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freie Grundangebot von finf Stunden plus Mit-
tagessen haben und dass wir es auch erhalten
wollen. Gleichwohl galt das Interesse der Initiative
unter diesen Rahmenbedingungen, eben trotzdem
Verbesserungen flr die Fachkraft-Kind-Relation zu
erreichen.

Und die vierte wirklich sehr bedeutende gemeinsa-
me Erkenntnis war, dass wir das nur schaffen kén-
nen, wenn wir uns einen guten zeitlichen Horizont
nehmen, das schrittweise angehen, und zwar nicht
nur wegen der hohen finanziellen Folgen, sondern
weil wir unseren hohen Anspruch an unsere Fach-
krafte haben und die eben limitiert sind. Und in ei-
nem so grolen Kita-Markt wie Hamburg, der ja
weiter wachsen soll — wir wollen die Betreuungs-
quoten in manchen Stadtteilen noch einmal ent-
schieden ausbauen —, geht das eben nur, wenn
man sich eine lange Zeitschiene nimmt.

Das war wesentlicher Erfolg dieser gemeinsamen
Gesprache, die wir hatten, dass wir Uber diese vier
Punkte ein gemeinsames Verstandnis erreicht ha-
ben, und dieses gemeinsame Verstandnis finden
Sie auch in dem vorliegenden Antrag und in der
Gesetzesinitiative wieder.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es ist ja gefragt worden: Warum verpflichten Sie
sich gesetzlich, wenn Sie mehr koénnten als 1:4?
Der Grund, warum es der Initiative so wichtig war,
dass es Verbindlichkeit im Gesetz gibt, ist, weil sie
gerade auch schon andere Erfahrungen mit Regie-
renden in dieser Stadt gemacht haben. Die wollten
namlich sicher sein, dass sie, auch wenn sie es
einmal nicht mehr mit uns zu tun haben sollten, da-
rauf vertrauen konnen, dass an diesen Betreu-
ungsschlissel nicht wieder herangegangen wird
oder dieser Aufbaupfad womdoglich verlassen wird.
Diese Erfahrung, und das ist ausdriicklich zitiert
worden, haben sie in den Jahren 2004 und 2005
namlich gemacht, und die wollten sie nicht wieder-
holt wissen an dieser Stelle.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deswegen ist es nicht nur ein groRer Schritt hin-
sichtlich Transparenz und Verbindlichkeit, dass
man sich mit einem Gesetz zu einer bestimmten
Qualitatsgrundlage verpflichtet, unbeschadet der
Tatsache, dass das natlrlich eine groRe Heraus-
forderung ist, das dann auch einzulésen in den
entsprechenden Jahren. Deswegen haben wir uns
ja zu einem schrittweisen Vorgehen verstandigt.
Wir werden viel tun mussen, um das zu schaffen
an der Seite, Fachkrafte auszubilden. Wir werden
uns noch mehr Uberlegen mussen, Ubrigens auch
auf Bundesebene, was das Thema der Finanzie-
rung im dritten Jahr der Umschulung betrifft, viel-
leicht doch Voranbringen von dualer Berufsausbil-
dung und vieles mehr. Aber wir werden auch viel
hier in Hamburg tun und beweisen muissen.

Aber: Es kommt verbindlich und nicht mehr so
eben anderbar. Und ich glaube, vor diesem Hinter-
grund ist es dann auch in Ordnung, wenn die Initia-
tive noch zwei Wochen langer auf diese Verbind-
lichkeit warten muss.

(Zuruf)

Das ist der Hintergrund, warum denen das so
wichtig ist, und ich finde, das muss man als CDU
auch einmal zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Vi-
zeprasidentin  Christiane Schneider Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Das Dritte ist, dass wir uns jetzt verpflichtet haben,
jahrlich einen Fortschrittsbericht vorzulegen, wie
wir vorankommen. Auch das soll transparent sein
fur alle Beteiligten und eben auch, und das ist ein
neuer Aspekt der Initiative, fir die Beschéaftigten-
vertreter, die bisher in die Gesprachsprozesse — im
Landesrahmenvertrag zwischen Kita-Anbietern
und der Behdrde oder mit Ihnen, der Politik, in den
Familienausschissen oder im Rahmen der Haus-
haltsberatungen — nicht eingebunden waren. Inso-
fern ist das ein grof3er Erfolg fiir die Initiative.

Man kann nur sagen an dieser Stelle: Dank allen
Beteiligten, dass es gelungen ist, sich im gemein-
samen Verstandnis zu den Fakten, wo wir aus sehr
unterschiedlichen Richtungen gekommen sind, hier
auf diese wichtigen Punkte und die Verbindlichkeit
eines Gesetzes zu verstandigen. Das ist ein grol3er
Schritt und das ist in Wahrheit auch der Vorteil fur
die Eltern, Kinder und Menschen dieser Stadt. Die
koénnen kinftig darauf zahlen, dass das gesetzlich
fixiert ist.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Senatorin. — Fur die SPD-Fraktion hat
nun Herr Kienscherf das Wort.

Dirk Kienscherf SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren, liebe Initiative! Ja, wir haben
lange gerungen miteinander. Wir haben viele Ge-
sprache geflihrt, auch sehr kontrovers diskutiert,
aber ich glaube, was wir immer gespurt haben, ist,
dass wir alle dasselbe Ziel hatten, das Ziel ndm-
lich, dass wir die Betreuungsqualitdt in Hamburg
fur unsere Kinder verbessern wollen und dass wir
auch die Beschaftigungsqualitat, die Beschafti-
gungssituation fir die Menschen, die als Erziehe-
rinnen und Erzieher arbeiten in der Stadt, verbes-
sern wollen. Das war das Ziel, das hat die Ver-
handlungen getragen und es hat sie letztendlich
zum Erfolg gebracht, und darauf sind wir stolz. Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es ist heute ein ganz besonderer Tag, denn es
liegt nicht nur diese Einigung vor als Gesetzesan-
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trag, sondern es hat sich auch an diesem heutigen
Tag vor acht Jahren etwas abgespielt in diesem
Parlament, und zwar im Jahr 2010, und das zeigt
den riesigen Unterschied zwischen heute und da-
mals. Zum damaligen Zeitpunkt, genau heute vor
acht Jahren, hat der damalige Senator Wersich
verkiindet, die Kita-Geblihren erheblich anzuheben
auf bis zu 500 Euro pro Monat und gleichzeitig die
Subvention des Mittagessens zurlickzufihren. Das
zeigt doch mehr als deutlich den Unterschied zwi-
schen heute, einer sozialdemokratisch-griin ge-
fuhrten Regierung,

(Michael Kruse FDP: Grin gefihrt!)

die zusammen mit den Birgerinnen und Burgern
und den Beschéftigten den Kita-Bereich voranbrin-
gen will, und lhrer Politik, meine Damen und Her-
ren von der CDU.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und ja, liebe Opposition, ja, liebe CDU, es ist ein
Verhandlungsprozess gewesen zwischen uns, der
Regierung, und einer Volksinitiative, und ich
verstehe Uberhaupt nicht, wo da jetzt die Kritik ist,
wenn man nach diesen langen, langen, langen
Verhandlungen zu einem Ergebnis gekommen ist,
bei dem die Volksinitiative sagt: Ja, da haben wir
etwas abgerungen. Da sorgen wir erstmals dafr,
dass es einen gesetzlichen Anspruch gibt. Da pas-
siert tatsachlich real etwas. Da wird etwas vorge-
zogen. Und das ist ja das entscheidende Element,
dass wir sagen: Es gibt eine Mdglichkeit, wo Parla-
ment, wo Regierungsfraktionen direkt mit einer
Volksinitiative in Verhandlungen eintreten, und
wenn die Vertrauensleute, aber auch die Volksiniti-
ative insgesamt der Meinung ist, es sei ein guter
Kompromiss erzielt worden, wird das dem Parla-
ment vorgelegt. Und ich glaube, dann ist es doch
gut, dass dieses Parlament sich dem anschlief3t
und nicht versucht, das zu blockieren und runterzu-
reden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Damit hat
das doch gar nichts zu tun! — Zuruf von Hei-
ke Sudmann DIE LINKE)

— Natrlich, liebe Frau Sudmann, hat es etwas da-
mit zu tun, wenn Herr Heil3ner jetzt so tut, als ob
man neu druber verhandeln musse.

Ich verstehe auch lhre Kritik nicht. Was wir hier
machen, ist doch, dass wir Schritte vorziehen und
mehr Verbindlichkeit bekommen. Das ist ein
groBer Wert. Dass wir das jetzt relativ schnell be-
schliefen wollen,

(Dennis Gladiator CDU: Lass uns das doch
beraten!)

dass das auch eine Anerkennung der Initiative ist
und dass wir sagen, wir kénnen das gern noch
nachtraglich beraten, hat doch nichts damit zu tun,

dass man Opposition oder Parlamentsregeln aus-
hebeln will,

(Zurufe)

sondern es hat etwas damit zu tun, dass man eine
Volksinitiative ernst nimmt

(Zurufe)

und dass man etwas zum Wohle der Kinder und
der Beschaftigten umsetzen will.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es ist schon entlarvend, wenn Sie auf der einen
Seite sagen, dieser Schlissel von 1:4 im Krippen-
und 1:10 im Elementarbereich sei eigentlich gar
nichts Dolles, und auf der anderen Seite jetzt fra-
gen: Was ist denn, wenn das nicht eingehalten
wird? Aber genau das ist doch der entscheidende
Punkt. Hier wird nicht mehr angestrebt, hier wird
sich nicht mehr bemiiht, sondern das Signal, das
heute von der Blrgerschaft ausgeht, ist: Nein, hier
gibt es eine gesetzliche Verpflichtung der Stadt.
Hier haben die Eltern einen Anspruch darauf, dass
wir es schaffen. Und das bedeutet doch, dass sich
Trager, Stadt, alle Beteiligten noch viel mehr an-
strengen missen und werden. Das ist doch das
Entscheidende, was wir mit diesem Gesetz
bezwecken wollen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich sage es noch einmal: Vor acht Jahren haben
Sie beschlossen, dass die Kita-Gebuhren deutlich
erhoht werden. Wir als Sozialdemokraten, als
GRUNE, als Volksinitiative dagegen geben heute
ein klares Signal fir bessere Betreuungsqualitat,

(Glocke)

fir mehr Kita-Platze und flr eine bessere Beschaf-
tigungssituation. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Kienscherf. — Das Wort hat jetzt fur die
GRUNE Fraktion Herr Dr. Tjarks.

(Dennis Gladiator CDU: Der wird das Glei-
che noch mal sagen!)

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Préasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Nach dieser Debatte stelle
ich mir die Frage: Was will die Opposition eigent-
lich inhaltlich in diesem Bereich? Das ist mir unklar
geblieben. Zum einen wird die Initiative von allen
gelobt, das sei ein groRer Verhandlungserfolg.
Wenn das so ist, dann mussen Sie sich auch kei-
nen Zacken aus der Krone brechen, um einfach
diesem Gesetzentwurf — es ist ein Zwei-Artikel-Ge-
setz, es ist nicht so schwer zu verstehen,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Nicht so arrogant, Herr Tjarks! — Den-
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nis Gladiator CDU: Nehmen Sie das Parla-
ment ernst!)

das ist Teil der Debatte, die wir seit langer Zeit in
der Stadt fihren — zuzustimmen. Dann werden Sie
der Initiative auch gerecht, die dann heute nach
Hause gehen und sagen kann: Wir haben das er-
reicht. Meine Damen und Herren, das ware dann
ehrenhatft.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Mi-
chael Kruse FDP: Erzahl doch nicht immer
nur, was jemand aufgeschrieben hat, wir
stimmen doch zu! Was ist denn das fiir eine
Rede? Das ist doch Quatsch!)

— Na, es ist doch schoén, dass wenigstens eine
Fraktion zustimmt, nachdem sie die ganze Zeit da-
gegengeredet hat. Herr Oetzel hat eigentlich die
ganze Zeit erzahlt, es funktioniere nicht. Wenn
man ihn sonst reden hort, denkt man immer, er
wolle noch viel mehr. Und dann sagt er auf der an-
deren Seite: Aber wo kommen die Fachkrafte her?
Und bezahlen kdnne man es auch nicht. Es geht
hier hin und her.

Meine Damen und Herren, stimmen Sie heute ein-
fach zu — das geht an Sie als Fraktion, das geht an
DIE LINKE als Fraktion —, dann sind wir heute klar,
kénnen alle nach Hause gehen und die Erzieherin-
nen und Erzieher in dieser Stadt haben endlich
Verbindlichkeit.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Herr Yildiz, Sie haben, als Sie hier geredet haben,
die Frage aufgeworfen, welche Verbindlichkeit das
hat. Sie haben davon gesprochen, dass das nur
anzustreben sei, Sie haben allerdings dabei die
Formulierung der Volksinitiative vorgelesen. Ich
darf Ihnen sagen, wenn Sie in das Gesetz selbst
schauen, steht dort in Artikel 1:

"Die Freie und Hansestadt Hamburg hat die
Verpflichtung [...]"

Und so steht es im Ubrigen auch in Artikel 2. Sie
hatten die Bedenken aufgeworfen, ob das irgend-
wie nur anzustreben und damit ein weicher Para-
graf sei. Nein. In dem Gesprach mit der Volksinitia-
tive haben alle Beteiligten darauf geachtet, dass es
eine Verpflichtung fur die Freie und Hansestadt
Hamburg ist, dies zu erreichen. Das steht da auch
genau so drin, und zwar genau mit den Worten,
die Sie dort haben wollen. Auch aus diesem Grund
konnten Sie heute zustimmen. Sie missen einfach
nur den Paragrafen lesen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Anna-Elisabeth von  Treuenfels-Frowein
FDP: Oberlehrer Tjarks!)

Das zweite Thema. Herr HeilRner hatte ja gefragt:
Nehmen wir uns eigentlich nichts davon, dass wir
den Krippenbereich nicht noch weiter verbessern?
Dazu kann ich lhnen sagen: Die Initiative hat sehr

darauf gedrungen, dass nach dem Krippenbereich
unverziglich der Elementarbereich auch von den
Verbesserungen profitieren soll. Das war ein
grof3es Anliegen der Initiative. Und genau deswe-
gen steht es auf Seite 4 im zweiten Absatz genau
so in der Drucksache, dass damit unverzuglich zu
beginnen ist, wenn das im Krippenbereich fertig ist.

(Zuruf von Philipp Hei3ner CDU)

— Ja, das steht in der Begriindung des Gesetzes
und genau das ist doch der Grund, warum es da
drinsteht.

(Zuruf von Philipp HeiBner CDU)

Wenn Sie das nicht lesen, dann kann ich lhnen
auch nicht helfen, aber genau das ist hier das The-
ma. Das war der Wunsch der Initiative, und zwar
der ausdrickliche Wunsch. Sie missen ihn nicht
teilen, aber wir werden nach dem 1. Januar 2021,
wenn wir damit fertig sind, unverziglich damit be-
ginnen, den Elementarbereich besser auszustat-
ten. Genau das ist das Ziel.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Herr Dr. Tjarks, gestatten Sie eine Zwi-
schenbemerkung oder Zwischenfrage der Abge-
ordneten Sudmann?

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Bitte.

Zwischenbemerkung von Heike Sudmann DIE
LINKE:* Vielen Dank, Herr Tjarks. — Ich habe der
Debatte jetzt sehr intensiv gelauscht und ich habe
zwei Punkte nicht verstanden. Ich habe nicht ver-
standen, was lhr Problem ist, wenn Sie das mit
dem Parlament, also mit allen Fraktionen, morgen
im Ausschuss diskutieren. Ich habe nicht verstan-
den, was das Problem ist, wenn wir am 26. Sep-
tember abschlieRend dariiber abstimmen. Das ist
mir nicht klar geworden und ich hére nur eine Arro-
ganz heraus: lhr hattet das lesen kénnen — was in-
nerhalb von zwei Tagen kaum moglich ist.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU und der
FDP)

Dr. Anjes Tjarks GRUNE (fortfahrend):* Also, erst
einmal habe ich diese Rede hier angefangen mit
der Frage: Was gibt es eigentlich inhaltlich an die-
sem Gesetz zu bemangeln?

(Philipp HeiBner CDU: Das habe ich doch
gesagt!)

Und ehrlicherweise habe ich von drei Rednerinnen
und Rednern der Opposition dazu ziemlich wenig
gehort. Das ist mal die erste Feststellung, und das
ist ziemlich wenig daflr, dass man hier die ganze
Zeit rummeckert.
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(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Dennis Gladiator CDU: Sie haben das De-
mokratieverstandnis verloren!)

Das zweite Thema ist: Ich finde, dass wir ein nor-
males parlamentarisches Verfahren haben.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wo ist |hr Pro-
blem?)

Wir haben einen Antrag auf der Tagesordnung, da-
zu gibt es einen Zusatzantrag. Den kann man ab-
stimmen. Dazu kann man sich verhalten. Da wird
sich auch zu verhalten.

(Zuruf von Sabine Boeddinghaus DIE

LINKE)

Da kann man auch die zweite Lesung verweigern.
Auch das ist ein verninftiges Verfahren. Wenn Sie
das so wollen, dann ist das ein regulares Verfah-
ren, an das wir uns natirlich halten werden. Ich
kann nur sagen: Wir finden das nicht richtig.

(Zurufe — Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Herr Dr. Tjarks, Sie haben das Wort, und
zwar moglichst nur Sie. Zwischenrufe bitte ein
bisschen beschranken. Danke.

(Zurufe)

Dr. Anjes Tjarks GRUNE (fortfahrend):* Also ich
finde das richtig. Und wenn Sie das aufhalten wol-
len und diesen Qualitatsschritt fiur Hamburgs Erzie-
herinnen und Erzieher nicht machen wollen, wenn
Sie zusatzliche Unsicherheit fur die Volksinitiative
— die Sie hier alle gelobt haben — in die Welt set-
zen wollen, dann ist das genau das Thema. Aber
das ist dann Ihre Entscheidung und nicht meine
Entscheidung. Wir werden die Entscheidung des
Parlaments selbstverstandlich respektieren.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der SPD - Dennis Gladiator CDU: Wie kann
man nur so abgehoben sein?)

Am Ende des Tages ist es so: Ich glaube, dass wir
3 000 zusatzliche Erzieherinnen und Erzieher in
die Qualitdt der Hamburger Kindertagesstatten
bringen werden. Ich glaube, dass es ein grolier Er-
folg ist, und ich glaube, dass alle in diesem hohen
Haus dem zustimmen sollten. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Tjarks. — Herr Heiner, Sie haben
jetzt fur die CDU-Fraktion das Wort.

Philipp HeiBner CDU: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Ich war vor die-
ser Sitzung auf einem Treffen mit den Tragern fir
politische Bildung in Hamburg, und ich glaube, zu

einem dieser Trager sollten wir Herrn Kienscherf
auch einmal schicken.

(Beifall bei der CDU)

Herr Kienscherf, die Verfassung sieht es so vor,
dass Volksbegehren und Volksentscheide in dieser
Stadt das gesetzgeberische Verfahren im Parla-
ment erganzen. Sie ersetzen es nur, wenn es
einen Volksentscheid gab und der eine Mehrheit
gefunden hat. Das ist hier nicht der Fall. Solange
das nicht der Fall ist, haben wir ein ganz normales
gesetzgeberisches Verfahren im Parlament. Und
so, wie Sie es betreiben, ist es nicht normal, son-
dern es ist in hdchstem Malfe intransparent gegen-
Uber den Birgern in dieser Stadt,

(Beifall bei der CDU und der FDP — Anna-
Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP: Und
das machen die GRUNEN mit!)

es ist intransparent gegeniber Verbanden in die-
ser Stadt und es ist intransparent gegeniiber den
Abgeordneten in diesem Haus.

Der zweite Punkt, zu dem ich Ihnen vielleicht noch
einmal so ein Seminar ans Herz legen darf, ist: Sie
geben hier ja vor — die Senatorin leider auch —, als
seien Gesetze nicht anderbar. Dieses Argument
von lhnen, dass es darum gehe, das vor anderen
Mehrheitsverhaltnissen zu schutzen, ist dermafien
absurd, dass man es sofort vom Tisch wischen
muss. Nein, seien Sie ehrlich, es geht darum, dass
man |hnen nicht geglaubt hat, dass Sie lhre Ver-
sprechen einhalten, und deswegen gab es diese
Forderung, das ins Gesetz zu schreiben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Aber ich flrchte, auch das wird nichts helfen, um
noch einmal zuriickzukommen zu dem Punkt, der
hier eigentlich auf der Tagesordnung steht. Denn
was steht seit 2010 im Hamburger Kinderbetreu-
ungsgesetz? Paragraf 21a: Die zustandige Behor-
de schafft eine Kita-Inspektion. Das steht seit 2010
im Gesetz. Und was ist bis heute passiert? Die zu-
stdndige Behdrde hat keine Kita-Inspektion ge-
schaffen. Also so viel einmal dazu, was passiert,
wenn etwas im Gesetz steht und die SPD regiert.
Es wird namlich nicht zwingend umgesetzt.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Es ware wichtig, um das noch einmal zu sagen
— und das ist der Grund, warum wir es zum ur-
springlichen Tagesordnungspunkt beantragt ha-
ben —, dass es eine solche Uberpriifung gibt. Wir
haben ein hervorragend funktionierendes Kita-Gut-
scheinsystem in Hamburg, das den Tragern zu
Recht sehr viele Freiheiten gibt. Dazu gehort aber
auch, dass der Staat sich vergewissern muss, zum
Wohle der Eltern und Kinder in dieser Stadt, dass
diese Sachen auch alle umgesetzt werden. lhre
Rechtsposition war immer: Das geht alles rechtlich
nicht, wir kdnnen da nicht hingehen. Und jetzt le-
sen wir in lhrem Antrag, dass es plotzlich doch
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moglich sein soll und der Senat eben sehr wohl an-
lassunabhangige Kontrollen in den Kitas einfiihren
mochte. Das ist genau das, was der Kollege Ha-
mann hier beim letzten Mal gesagt hat: Wenn es
Ihnen gerade politisch nicht in den Kram passt, ist
alles immer rechtlich ganz schwierig, geht es uber-
haupt nicht, bis Sie ein Dreivierteljahr spater damit
kommen und dann geht plotzlich alles, rechtlich
kein Problem. Dann kdnnen Sie auch unserem An-
trag hier zur Kita-Inspektion zustimmen. Das ha-
ben wir 2010 ins Gesetz geschrieben. — Ich danke
fur lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Heildner. — Das Wort hat jetzt Herr Yil-
diz fur die Fraktion DIE LINKE.

(Dirk Kienscherf SPD: Jetzt habt ihr den An-
trag bis zum Ende gelesen! — Gegenruf von
Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Mensch,
hér doch mal auf, das ist so arrogant! Eine
Frechheit ist das!)

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Herr Kienscherf, Herr
Tjarks, ich habe selten so viel Besserwisserei und
Arroganz erlebt in den letzten zehn Jahren wie
heute von Ihnen beiden. Ich frage mich: Wenn Ih-
nen das tatsachlich wichtig ist, warum weigern Sie
sich, das erst einmal an den Ausschuss zu uber-
weisen? Begriinden Sie mal, warum Sie sich wei-
gern. Ich habe mit den Vertreterinnen der Volksini-
tiative gesprochen, ich habe mit den Tragern ge-
sprochen, die im Landesrahmenvertrag mit Ihnen
verhandeln. Keiner sagt, es sei eilig. Es ist nicht
so, dass heute beschlossen und morgen umge-
setzt wird, sondern es wird heute oder beim nachs-
ten Mal beschlossen und beginnt in anderthalb,
zwei Jahren. Warum weigern Sie sich?

(Beifall bei der LINKEN)

Dann kénnten Sie auch einmal auf fachliche Fra-
gen Antworten geben, nicht nur auf rechtliche. Wie
ich gesagt habe, wir werden diesen Beschluss un-
terstitzen. Aber es geht nicht, dass Sie das Parla-
ment Ubergehen, dass Sie uns 24 Stunden vorher
eine Gesetzesvorlage vor die Nase packen, bevor
wir im Ausschuss besprechen, was fast
500 000 Menschen in dieser Stadt betrifft. Es sind
fast 100 000 Kinder, 7 000 oder 8 000 Beschaftigte
und, wenn man die Familien dazu nimmt, fast
500 000 Menschen, die die Volksinitiative direkt
oder indirekt unterstiitzt haben, die davon betroffen
sind. Warum weigern Sie sich, dass man im Aus-
schuss fachlich dariiber diskutiert, noch einmal
berat und dann hier gemeinsam beschlie3t? Was
ist der Grund?

(Beifall bei der LINKEN)

Und wissen Sie, zu der Qualitatsfrage sollten Sie
einmal die Bertelsmann Stiftung lesen oder heute

den Kommentar im "Hamburger Abendblatt", wo
Sie es immer so darstellen, als seien wir bundes-
weit spitze. Nein, wir sind nicht spitze. Sogar mit
dem jetzigen Beschluss sind wir Durchschnitt, was
der Kommentar im "Hamburger Abendblatt" auch
richtig auf den Punkt bringt. Ich finde die gemein-
same Entscheidung richtig, wenn es auch nicht
das ist, was wir uns vorstellen. Aber wiederum: Die
Art und Weise ist nicht hinnehmbar.

Drittens: Ich glaube, Sie missen einmal die Proto-
kolle des Familienausschusses lesen, die Vor-
schlage der LINKEN, ob das zur Personalgewin-
nung ist, ob das zum Personalschllssel ist oder
zur Forderung der Kinder und Jugendlichen, statt
uns hier zu unterstellen, was denn unsere Vor-
schlage seien. Leider ist der Hauptantrag unterge-
gangen, den Sie eigentlich angemeldet haben.
Das, was Sie gemeinsam mit den Tragern verein-
bart haben und was auch in der Drucksache er-
wahnt worden ist, dass man zur Personalgewin-
nung zusatzlich den Senat beauftragt, dafir zu
sorgen, dass die Kollegen Vollzeitstellen bekom-
men, dass dadurch auch prekare Beschaftigung
abgebaut wird — ich habe das in der vorletzten Sit-
zung des Familienausschusses vorgeschlagen.
Die Senatorin sagte zu mir, das ginge nicht, die
Beschéftigten wollten das nicht. Wie kommen Sie
nun darauf, dass sie es jetzt wollen — was ich fur
richtig halte? Da ist eines der besten Beispiele.

Daher: Weigern Sie sich nicht, dass man erst ein-
mal miteinander im Ausschuss berat und nachher
dartber hier entscheidet. Und stellen Sie es ge-
genuber der Volksinitiative und den Burgerinnen
und Birgern dieser Stadt nicht so dar, als weiger-
ten wir uns. Sie weigern sich.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben die ganze Zeit die Volksinitiative be-
kampft und wollen die Einigung jetzt einfach durch-
peitschen. Das lassen wir nicht zu.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Yildiz. — Herr Oetzel hat nun fir die
FDP-Fraktion das Wort.

Daniel Oetzel FDP:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Herr Tjarks, Sie ha-
ben eben gefragt, was wir denn wollen und mit
welcher Kritik man auf diesen Vorgang zurlickse-
hen kénne. Ich glaube, einige Dinge sind eben in
der ersten Runde schon recht deutlich geworden,
ich sage es aber gern auch noch einmal.

Was wir auf jeden Fall befurwortet hatten: wenn es
hier ein klareres, transparentes Verfahren gegeben
hatte, wo wir alle die Gelegenheit hatten haben
kénnen, uns in aller Ausfihrlichkeit — wie es auch
angemessen ware, wenn wir schon Uber Ange-
messenheit gegenuber der Volksinitiative spre-
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chen — mit dem Gesetz zu befassen. Das hétte
auch eine Ausschussbefassung beinhaltet. Aber
auf jeden Fall nicht, was Sie hier gewahlt haben,
namlich vor zwei Wochen irgendein Thema, das ir-
gendwie gerade einmal leidlich damit im Zusam-
menhang steht, ndmlich insofern, dass es auch Fa-
milienpolitik ist, auf die Tagesordnung zu setzen,
zur Debatte anzumelden, und dann zufallig — was
fir ein Glick — gestern noch damit um die Ecke zu
kommen, um es dann wie durch ein Wunder noch
auf die Tagesordnung zu bekommen. Das hat wirk-
lich ausgesprochen gut gepasst fur das Verfahren,
das Sie hier anstreben. Aber das ist einer der
Punkte, bei dem wir auf jeden Fall sagen, das hat-
te man wirklich besser machen kénnen.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Dann haben Sie gefragt, was man denn konkret an
dem Gesetzentwurf noch inhaltlich kritisieren kon-
ne. Dazu kann ich Ihnen auch etwas sagen. Noch
keiner hat hier — ich wundere mich etwas — dariber
gesprochen, dass die Frage nach der mittelbaren
Padagogik, nach der Berucksichtigung von Krank-
heits- und Urlaubszeiten und so weiter jetzt alles
keine Rolle mehr spielt. Denn was die Fachkraft-
Kind-Relation eben nicht ausdriickt, ist, wie viele
Fachkrafte und wie viele Kinder sich real in den
Krippen oder Kitas im Raum befinden. Man sollte
doch eigentlich meinen, dass das genau das ist,
was dieser Schlissel aussagt. Das tut er aber
nicht. Deshalb ware mehr Transparenz an dieser
Stelle auf jeden Fall noch besser gewesen.

(Beifall bei der FDP — Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Herr Oetzel, gestatten Sie eine Zwischen-
frage oder Zwischenbemerkung des Abgeordneten
Dr. Tjarks?

Daniel Oetzel FDP:* Ja.

Zwischenfrage von Dr. Anjes Tjarks GRUNE:*
Vielen Dank, Herr Oetzel. Sie bezweifeln ja aus-
weislich lhrer PM schon jetzt, dass wir die erforder-
lichen Erzieherinnen und Erzieher als Fachkrafte
Uberhaupt gewinnen kénnen. Das haben Sie ja
gestern per Pressemitteilung verkiindet. Deswegen
frage ich Sie konkret: Winschen Sie sich in die-
sem Zeitraum, der jetzt kommt, dass wir noch
mehr Erzieherinnen und Erzieher gewinnen kon-
nen, von denen Sie jetzt schon bezweifeln, dass
wir sie gewinnen kdnnen, um die mittelbare Pada-
gogik weiter auszustatten?

Daniel Oetzel FDP (fortfahrend):* Herzlichen
Dank. Wenn Sie noch wenige Sekunden mehr Ge-
duld gehabt hatten, hatte ich lhnen auch noch ge-
sagt, dass wir uns sogar recht einig darin sind,
dass wir mehr Erzieherinnen und Erzieher in den

Krippen wollen. Das ist keine schwer zu beantwor-
tende Frage, muss ich sagen.

(Beifall bei der FDP)

Aber das Problem tritt an der Stelle auf, und das ist
bei der Rede des Kollegen Kienscherf eben deut-
lich geworden ...

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Nicht ausrei-
chend!)

— Ich habe doch die Frage beantwortet: Wir wollen
in den nachsten Jahren alles dafiir tun, dass es so
viele Krippenerzieher und -erzieherinnen wie mog-
lich gibt.

(Zuruf von Dr. Anjes Tjarks GRUNE)

— Dann missen Sie leider die Frage noch einmal
stellen, tut mir leid. Wenn noch ein Aspekt unbe-
antwortet ist, dann treten Sie bitte noch einmal ans
Mikrofon.

Das Problem ist, dass Herr Kienscherf eben mit
seiner Rede schon genau das gemacht hat, was
ich beflirchte. Er hat namlich auf die Frage, was
denn passiert, wenn es nicht klappt, wenn vielleicht
nicht genug Leute da sind, einfach gesagt: Es
steht doch im Gesetz, es klappt doch. Wie kénnt
ihr noch infrage stellen, dass es klappt? Es steht
doch im Gesetz. Herr Kienscherf, wenn es so ein-
fach ware,

(Dirk Kienscherf SPD: Einfach ist das gar
nicht! — Wolfgang Rose SPD: Was ist denn
dein Vorschlag?)

konnten wir alle Probleme unserer Stadt, Arbeitslo-
sigkeit und so weiter, einfach per Gesetz abschaf-
fen. Wenn es so einfach wéare, dann wirden wir
hier schnell auf einen Nenner kommen. Aber so
einfach ist es nicht.

(Beifall bei der FDP, der CDU und bei Dr.
Ludwig Flocken fraktionslos)

Und wenn wir hier in den nachsten Jahren kritisie-
ren, dass es vielleicht nicht mdglich ist, das, was
Sie vorgaukeln, auch wirklich zu erreichen, dann
reicht es nicht, wenn Sie einfach immer nur auf die
gesetzlichen Regelungen verweisen, sondern
dann mussen Sie konkrete Vorschlage machen,
wie man es schafft, bei gleichbleibender Qualitat in
der Ausbildung mehr Erzieherinnen und Erzieher
heranzuholen.

(Beifall bei der FDP — Zuruf)

— Was unser Vorschlag ist ... Ich sage ja nicht,
dass wir die Losung haben. Ich sage nur, dass Sie
den Leuten per Gesetz vorgaukeln, dass man kei-
ne LOsung braucht, weil es im Gesetz steht. Das
ist doch das Problem.

So, ich wirde gern noch einige Aufmerksamkeit
dem Tagesordnungspunkt schenken, den Sie vor
zwei Wochen hier zur Debatte angemeldet haben,
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namlich die Geschichte mit der Inspektion, und er-
klaren, warum wir uns da bei beiden Antragen ent-
halten. Es wird uns namlich, muss ich ehrlicherwei-
se sagen, nicht deutlich, wie sich das jetzt von I|h-
nen angepriesene Verfahren zu dem Paragra-
fen 21a, also zur Kita-Inspektion, verhalt. Streben
Sie das fir die Zukunft an? Soll es irgendwann
noch einmal eine Kita-Inspektion geben oder ist
das jetzt sozusagen lhre Kita-Inspektion? Also
weild ich gar nicht, ob ich da guten Gewissens bei-
den Antragen zustimmen kann, denn dann haben
wir eine Kita-Inspektion und wir haben dieses an-
dere Prifverfahren. Das bleibt mir unklar. Deshalb
beantragen wir die Uberweisung beider Antrage an
den Familienausschuss, damit die Unklarheiten
dort beseitigt werden kénnen. Wir wirden uns freu-
en, wenn Sie sich dem anschlieRen wirden. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Oetzel. — Das Wort erhalt nun fir die
GRUNE Fraktion Frau Gallina.

Anna Gallina GRUNE:* Noch einmal zum leidli-
chen Thema des Verfahrens.

(Dennis Gladiator CDU: Das wird dadurch
nicht besser!)

— Ich habe noch nicht einmal was gesagt. Wie
kann das sein, dass Sie schon direkt so angetrig-
gert sind, dass Sie dazwischenquatschen missen?

(Zurufe von der CDU)

Also noch einmal zum Verfahren. Mit Ruckblick
auf ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Werte Kolleginnen und Kollegen! Lassen
Sie doch bitte das Wort durch Frau Gallina gespro-
chen werden.

Anna Gallina GRUNE (fortfahrend):* Ja, mal an-
fangen lassen ware nett, aber nett ist anscheinend
heute nicht. Ist an manchen Tagen so. Aber viel-
leicht geben Sie mir ja noch einmal die Chance.

Zum Verfahren. Wir haben heute zu Beginn des
Tages sehr intensiv dariber diskutiert, wie es im
Moment um bestimmte Diskursverschiebungen,
Tendenzen und so weiter in unserer Gesellschaft
bestellt ist. Deswegen finde ich es ein bisschen
schwierig, wie wir im Moment mit dem Stellenwert
einer gesetzlichen Regelung umgehen in dieser
Diskussion.

(Dennis Gladiator CDU: Wie Sie mit dem
Parlament umgehen, ist ein Problem!)

Das finde ich tatsachlich schwierig. Da sollte man
sich noch einmal Gedanken machen, ob das eine
Position ist, die man sich zu eigen machen will, so
zu tun, als ware es nichts, ein Gesetz zu verab-
schieden.

(Dennis Gladiator CDU: Das sagt ja keiner!)

Naturlich 16st eine solche gesetzliche Regelung
einen gewissen Druck aus. Sie l6st Handlungs-
druck aus im Vorwege. Und das ist doch das,
worum es hier geht. Wir missen ja einiges tun da-
fur, damit wir diese selbstgesteckten, gesetzlich
verankerten Ziele auch erreichen kénnen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wer ist wir?)

Da haben die Hamburgerinnen und Hamburger
deutlich mehr Sicherheit, weil der Stellenwert flr
uns natdrlich auch politisch héher ist, wenn wir et-
was gesetzlich verankern, es auch erreichen zu
missen, dass entsprechende Anstrengungen im
Vorwege unternommen werden, auch wenn sich
die politischen Mehrheitsverhaltnisse gegebenen-
falls andern sollten. Tun Sie nicht so, als ware es
keine groRere Hirde, ein Gesetz, in dem man
Rechtsanspriche formuliert hat, anzugehen, als
wenn man einfach eine Vereinbarung nicht fort-
fuhrt, die zwei Koalitionspartner in der Legislatur
davor miteinander gehabt haben. Naturlich macht
das einen Unterschied.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Auf der einen Seite tun Sie jetzt so in der Debatte,
als sei das nun alles nicht so richtig viel wert, dies
gesetzlich zu verankern,

(Dennis Gladiator CDU: Wer hat das denn
gesagt?)

auf der anderen Seite sagen Sie: Wir kdnnen das
auf keinen Fall heute verabschieden in der zweiten
Lesung, weil das so wichtig ist; Sie legen hier
einen Gesetzentwurf vor, das hatten wir vorher viel
intensiver beraten mussen. Also an der Stelle, fin-
de ich, wird schon eine leichte Schizophrenie deut-
lich, das muss man sich dann auch einmal so sa-
gen lassen.

Es ist natirlich eine Besonderheit im Vergleich zu
anderen Antragsverfahren.

(Zurufe von der CDU)

Wir haben hier eine Einigung mit einer Volksinitiati-
ve erzielt. Das ist etwas anderes, als wenn wir al-
lein uns im parlamentarischen Raum politisch mit-
einander verstandigen. Da ist nicht die Moglichkeit
gegeben, noch an dieser und jener Stelle irgendet-
was aufzumachen inhaltlich.

(Glocke)
— Nein.

Insofern: Das Gesetz ist tibersichtlich.
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Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Frau Gallina, ich frage ...

Anna Gallina GRUNE (fortfahrend):* Es hat zwei
Artikel. Man kann es in aller Ruhe lesen. Die De-
batte wird seit Jahren in der Stadt gefihrt.

(Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Augenblick. Ich hatte Sie noch gar nicht
gefragt. Deswegen weil} ich nicht, worauf sich lhr
Nein bezieht. Gestatten Sie eine Zwischenfrage
oder eine Zwischenbemerkung des Abgeordneten
Wersich?

Anna Gallina GRUNE (fortfahrend):* Nein, seine
Fraktionskollegen sprechen eh schon die ganze
Zeit lauter als ich.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Also: Es handelt sich um ein Zwei-Artikel-Gesetz.
Es ist Ubersichtlich. Die Debatte ist Ihnen bekannt.
Sie haben in dieser Debatte Gberhaupt nicht zum
Ausdruck bringen kdnnen, was lhre anderen inhalt-
lichen Vorstellungen denn waéren, die Sie so drin-
gend mit uns diskutieren wollen wiirden. Wir haben
hier eine intensive Debatte gehabt. Vor diesem
Hintergrund wirde ich Sie wirklich noch einmal bit-
ten, daruber nachzudenken, ob man es so hoch-
ziehen muss, dass man hier schon den Leuten po-
litische Bildungsseminare empfiehlt, weil einem
das Verfahren nicht so ganz genehm ist. Ein unde-
mokratisches Verfahren ist das hier nicht, es passt
Ihnen nur schlicht und ergreifend nicht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Meine
Damen und Herren! Ich will noch einmal darauf
hinweisen, dass Zwischenrufe keine standige Ge-
genrede sein sollten. Die Rednerin oder der Red-
ner missen die Gelegenheit haben, ihren Beitrag
hier zu halten. Ein Zwischenruf oder zwei schaden
nicht, aber ein standiges ... Es war schon sehr
laut.

Jetzt hat das Wort Frau Boeddinghaus fir die
Fraktion DIE LINKE.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE:* Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann
das leider nicht so stehen lassen, Frau Gallina. Ich
finde es eine Zumutung und wirklich eine Unver-
schamtheit, dass Sie den Wunsch der CDU und
der LINKEN nach Beratung im Fachausschuss und
Beschlussfassung danach, was eigentlich das Ubli-
che Verfahren ist, in Verbindung bringen mit unse-
rer Debatte heute, dass manche hier im Haus ein
ziemlich gestortes Demokratieverstandnis haben.
Das finde ich wirklich eine Frechheit.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU und ver-
einzelt bei der FDP)

Die Einzigen, die hier die Stimmung hochkochen
lassen, sind Sie. Sie tragen die Verantwortung da-
fur, weil Sie einfach aus irgendeinem Grunde uns
hier jagen wollen zu einer Entscheidung, die wir so
in aller Fachlichkeit noch nicht treffen kénnen. Ich
wage zu behaupten, fir meine Fraktion allemal,
dass wir fachlich die Systematik und das Thema
schon sehr durchdrungen haben. Ich bezweifle,
dass das hier alle im Haus so getan haben, beson-
ders die beiden Fraktionsvorsitzenden von Rot-
Grin, die alles daflir getan haben, diese Volksiniti-
ative schlecht dastehen zu lassen, ihr einen un-
glaublichen Druck zu machen. Das waren alles Er-
zieherinnen und Eltern. Die waren ehrenamtlich in
dieser Stadt unterwegs. Die sind von Rot-Grin in
einer Art und Weise unter Druck gesetzt worden,
das war nicht mehr feierlich. Jetzt haben Sie eine
Einigung hinbekommen und tun so, als ob Sie bei
der Volksinitiative die Sympathiepunkte finden
mussten. Ich lache mich tot.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU und der
FDP)

Ich will Ihnen eines sagen: Sie sehen heute ganz
schlecht aus und ich wiirde Ihnen am besten zu ei-
ner Auszeit raten, damit Sie doch noch beschlie-
Ren, dass wir morgen beraten und in zwei oder
drei Wochen abstimmen. Sie werden uns hier noch
die Frage beantworten, warum Sie eigentlich eine
so groRe Angst haben, das mit uns zuerst fachlich
zu beraten.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU und der
FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Boeddinghaus. — Das Wort erhalt nun
fur die SPD-Fraktion Herr Kienscherf.

(Zurufe von der CDU und der FDP: Oh!)

Dirk Kienscherf SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Liebe Kollegin Boeddinghaus,
ich weil® gar nicht, warum jetzt eigentlich diese
Aufgeregtheit — ich will es ja nicht Keifen nennen.
Aber ich finde es schon erstaunlich, dass hier jetzt
so getan wird, als ob die Fraktionsvorsitzenden
nun die Initiative, deren Mitglieder alle Erzieher
sind und noch nebenbei arbeiten mussen, anschei-
nend in irgendwelchen nachtlichen Sitzungen so
unter Druck, wahrscheinlich fast unter Drogenein-
fluss gesetzt haben,

(André Trepoll CDU: Junge, Junge!)

sodass diese nachher gar nicht mehr anders konn-
ten, als dem zuzustimmen. Da muss ich mal ganz
ehrlich sagen, das habe ich vorhin auch schon ge-
sagt ...

— Herr Trepoll, jetzt hdren Sie mal zu.
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(Dirk Kienscherf)

(Michael Kruse FDP: Hochmut kommt vor
dem Fall, Herr Kienscherf!)

Wir haben sehr harte Verhandlungen geflhrt, das
muss man sagen. Aber, und das habe ich vorhin
auch noch einmal gesagt, ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Augenblick, Herr Kienscherf. — Ich bitte
jetzt alle Beteiligten ein bisschen um MaRigung. Es
ist sehr laut und manchmal kann ich auch verste-
hen, warum es so laut ist.

Dirk Kienscherf SPD (fortfahrend): Ich weil gar
nicht, warum Sie nicht einmal zuhoren kénnen. Ich
verstehe es ehrlich gesagt nicht bei dem Thema.
Ich habe vorhin gesagt — und ich glaube, das ist
eben auch der Unterschied zu lhnen —, dass wir,
obwohl wir hart verhandelt haben, ein sehr vertrau-
ensvolles Verhaltnis zu der Volksinitiative ent-
wickelt haben. Da war nichts mit Unter-Druck-Set-
zen, sondern es ging darum, dass beide Partner in
diesen Verhandlungen unterschiedliche Ausgangs-
punkte hatten und wir dann fair verhandelt haben.

(Dennis Gladiator CDU: Dann kénnen wir
doch beraten!)

Da waren wir uns — und das habe ich noch einmal
gesagt — aber einig, dass es darum geht, die Situa-
tion in der Stadt fur die Kinder und auch fir die Be-
schaftigten zu verbessern. Deswegen ... Kollegin
Boeddinghaus hat eben gesagt, wir hatten da ir-
gendjemanden unter Druck gesetzt.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Aber jal)

Das haben wir nicht, sondern wir haben partner-
schaftlich verhandelt. Herr Thering, Sie schreien
sowieso immer dazwischen, Sie kann man gar
nicht mehr ernst nehmen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Zu-
rufe von der CDU — Dennis Thering CDU:
Sie sind doch der Ober-Kasper hier!)

Ich kann nur sagen: Wir kdnnen uns bei der Initiati-
ve flr die vertrauensvolle Zusammenarbeit bedan-
ken und deswegen sollten wir nicht weiterhin Kla-
mauk fortsetzen, sondern zum Wohle der Stadt
entscheiden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Kann es
sein, dass ich keine weitere Wortmeldung sehe? —
Das ist der Fall. Ich glaube, wir kbnnen uns jetzt al-
le ein bisschen beruhigen und in den Ab-
stimmungsvorgang eintreten.

Wer also mdchte nun zunachst die Drucksache
21/14136 an den Familien-, Kinder- und Jugend-
ausschuss Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthal-

tungen? — Damit ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wer stimmt dann einer Uberweisung der Drucksa-
che 21/14241 an den Familienausschuss zu? -
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist auch
dieses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Dann kommen wir zu den Abstimmungen in der
Sache. Wir beginnen mit dem gemeinsamen An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN aus
Drucksache 21/14241.

Wer mdchte hier zunachst Ziffer | folgen und das
darin enthaltene Gesetz zur Verbesserung der Be-
treuungsqualitdt in Hamburger Kindertagesstatten
und zugleich 7. Gesetz zur Anderung des Hambur-
ger Kinderbetreuungsgesetzes beschlieRen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das in
der ersten Lesung beschlossen.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Gibt es Widerspruch aus dem Haus?
(Zurufe: Ja!)

Dann missen wir jetzt feststellen, wie viele ... Kén-
nen Sie bitte die Hand heben? Es sind 115 Abge-
ordnete anwesend, davon missen jetzt 23 Wider-
spruch einlegen. Das Quorum ist erreicht. Deshalb
wird die zweite Lesung auf die nachste Sitzung am
26. September 2018 verschoben.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Wer mdchte sich darlber hinaus noch Ziffer |l des
Antrags aus Drucksache 21/14241 anschlief’en? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die-
se Ziffer angenommen.

Wir kommen dann jetzt zur Abstimmung Uber den
CDU-Antrag aus Drucksache 21/14231. Wer
mdchte diesem seine Zustimmung geben? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser
Antrag abgelehnt.

SchlieBlich zum Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRUNEN aus Drucksache 21/14136.

Wer diesen annehmen mochte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist dieser Antrag bei einigen Enthal-
tungen angenommen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 14,
Senatsmitteilung: Wohnraumschutzbericht 2016
und 2017.

[Senatsmitteilung:
Wohnraumschutzbericht 2016 und 2017
— Drs 21/14114 -]
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(Vizeprasidentin Christiane Schneider)

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
SPD, GRUNEN und LINKEN an den Stadtentwick-
lungsausschuss Uberweisen. Die Fraktionen sind
Ubereingekommen, die Debatte zu streichen.

Wer moéchte nun die Senatsmitteilung aus Druck-
sache 21/14114 an den Stadtentwicklungsaus-
schuss uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist die Uberweisung angenom-
men.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 25, Antrag
der CDU-Fraktion: Den Stau schon vor den Stadt-
toren stoppen — Senat muss einen "Pakt fur P+R
und Pendeln" in der Metropolregion schmieden.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Den Stau schon vor den Stadttoren stoppen —
Senat muss einen "Pakt fiir P+R und Pendeln™
in der Metropolregion schmieden

— Drs 21/14090 -]

Die Fraktion DIE LINKE mdchte diese Drucksache
an den Verkehrsausschuss Uberweisen. Die Frak-
tionen sind Ubereingekommen, auf die Debatte zu
verzichten. Wir kommen also gleich zur Ab-
stimmung.

Wer méchte der Uberweisung der Drucksache
21/14090 an den Verkehrsausschuss seine Zu-
stimmung geben? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer moéchte den Antrag der CDU-Fraktion aus
Drucksache 21/14090 annehmen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag ab-
gelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 35, Antrag
der CDU-Fraktion: Bibliotheken als Kultur- und Be-
gegnungsstatten die Sonntagséffnung ermdogli-
chen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Bibliotheken als Kultur- und Begegnungsstat-
ten die Sonntagséffnung erméglichen

— Drs 21/14141 -]

Diese Drgcksache mochten die Fraktionen der
SPD, GRUNEN, LINKEN und AfD an den Kultur-
ausschuss Uberweisen.

Wir mdchten jetzt in die Debatte einsteigen. Auch
dieser Tagesordnungspunkt ist vonseiten der CDU
als Kurzdebatte angemeldet, sodass jeder Redne-
rin und jedem Redner pro Debattenbeitrag jeweils
zwei Minuten Redezeit zur Verfligung stehen.

Wird hierzu das Wort gewlinscht? — Herr Wersich,
Sie haben es fir die CDU-Fraktion fur zwei Minu-
ten.

Dietrich Wersich CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich glaube, niemand kdme auf
die Idee, Kinos und Theatern Vorstellungen am
Sonntag zu untersagen oder die Museen geschlos-
sen zu halten. Bei den Offentlichen Biicherhallen
ist das anders; sie missen sonntags geschlossen
bleiben. Wir von der CDU sind der Auffassung, es
sei Zeit fur eine Neubewertung. Es ist nicht mehr
nachvollziehbar, dass nur wissenschaftliche Biblio-
theken sonntags 6ffnen durfen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das liegt daran, dass Bucherhallen langst nicht
mehr reine Ausleihstationen, sondern attraktive Or-
te der kulturellen Begegnung, vielfaltiger Veranstal-
tungen sind. Es ist eine kultur- und bildungsnahe
Freizeitgestaltung mdglich, wie wir sie uns nur
winschen kdnnen. Die Bicherhallen sind ein Ort
der Begegnung und der Integration und sonntags
ein Ziel fur die ganze Familie. Dabei ist es wichtig,
insbesondere fir alle, die wenig Geld haben, dass
es ein nicht kommerzielles Freizeitangebot ist.
Deshalb stellen wir heute den Antrag, den Blcher-
hallen die Méglichkeiten zu schaffen, selbst zu ent-
scheiden, ob sie sonntags 6ffnen wollen.

(Beifall bei der CDU)

Wir von der CDU sind nicht allein mit unserer For-
derung. Der Deutsche Bibliotheksverband hat die-
se Forderung erhoben und auch die Chefin unse-
rer Hamburger Offentlichen Biicherhallen, Frau
Hella Schwemer, hat gesagt, es ware schén, wenn
dieser Traum in Erfillung ginge.

Nun liegt die Regelungskompetenz auch beim
Bund. Deshalb unser Antrag auf eine Bundesrats-
initiative, damit kinftig dieser Traum der Hambur-
ger Offentlichen Biicherhallen wahr wird und unse-
re Bucherhallen als Kulturorte auch sonntags fur
alle da sind. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Wersich. — Frau Vértes-Schiitter, Sie
haben nun das Wort fiir die SPD-Fraktion.

Dr. Isabella Vértes-Schiitter SPD:* Sehr geehrte
Frau Préasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Hamburgs Offentliche Biicherhallen haben
eine unverzichtbare Funktion als Orte der Wis-
sensvermittlung, des Zugangs zu Literatur und
auch als Orte der Begegnung. Wir haben diese
nach den Nutzerzahlen mit Abstand bedeutendste
Kultureinrichtung daher seit 2012 konsequent ge-
starkt und diesen Kurs werden wir halten.
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(Dr. Isabella Vértes-Schiitter)

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Das beinhaltet neben qualitativer Angebotsent-
wicklung auch, die tatsachliche Nutzbarkeit, orien-
tiert an den Bediirfnissen der Leserinnen und
Leser, zu verbessern. Deshalb wurde die Wochen-
endoffnung der Zentralblicherhalle am Hihnerpos-
ten substanziell erweitert.

Mit dem vorliegenden Antrag greift die CDU eine
alte Forderung des Bibliotheksverbands auf, die
sich auch im Bibliothekskonzept 2021 der HOB
wiederfindet. Das ist zunachst einmal zu begriiRen.
Es lasst sich in der Tat fragen, warum Bibliotheken
nicht durfen sollen, was Theater, Konzerthduser,
Museen traditionell tun, namlich ihre Angebote
auch an Sonn- und Feiertagen zuganglich ma-
chen. Allerdings — das haben die Antragsteller
nicht so deutlich gemacht — ist Hamburg schon ein-
mal mit der gleichen Zielrichtung gemeinsam mit
Berlin im Bundesrat am Ende an der klaren Ableh-
nung quer zu den A- und B-Landern gescheitert.
Es waére nicht klug, einfach noch einmal dasselbe
zu versuchen. Wir wollen den Antrag daher im
Ausschuss noch einmal ndher beraten. Nach unse-
rer Vorstellung ist es insbesondere in dem so sen-
siblen Bereich der Feiertagsregelungen geboten,
sorgfaltig zu arbeiten. Wir werden also das Ge-
sprach mit den Beschaftigten in dieser Frage su-
chen und auch neuere Erhebungen zu den An-
sprichen der Nutzerinnen und Nutzer genauer an-
schauen mussen. — Vielen Dank fur Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank fur die Punktlandung. — Das Wort erhalt nun
Herr Gégge fur die GRUNE Fraktion.

René Goégge GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Das ist heute fast eine Werbe-
veranstaltung fir unsere Offentlichen Biicherhal-
len. Aber die haben sie sich auch absolut redlich
verdient. Deshalb will ich, auch wenn es oft er-
wahnt wird, hier nochmals betonen, dass unsere
Blicherhallen hier in der Stadt die beliebtesten aller
Kultureinrichtungen sind: 5 Millionen Besucher pro
Jahr, durchschnittliche Verweildauer zwei Stunden
bei einer Nutzung. Das zeigt, welch gute Arbeit
dort geleistet wird.

Die Offentlichen Biicherhallen sind elementarer
Bestandteil einer Stadtgesellschaft, in der 6ffent-
lich zugangliche Begegnungsrdume seltener wer-
den. Der Zugang ist niedrigschwellig und jede/je-
der ist willkommen. Sie haben heute auch von
Herrn Wersich schon gehért, dass die Bibliotheken
unserer Stadt schon lange deutlich mehr sind als
nur Ausleihstationen fir Medien. Vielfaltige Veran-
staltungen, Lesungen, Ausstellungen, elearning-
Platze, Gruppenraume, Lern- und Informationszen-

trum, das sind die entscheidenden Stichworte da-
ZU.

Der Bibliotheksverband, das haben wir auch schon
gehort, spricht sich schon lange dafir aus, auch
stadtischen Bibliotheken die sonntagliche Offnung
zu ermoglichen. Ganztagsschule, hohe Arbeitsbe-
lastung unter der Woche, also gerade fir Familien
ist es oft schwer, Zeit fur den ausflhrlichen Besuch
in den Bicherhallen zu finden. Auf der anderen
Seite ist klar, dass auch die Beschaftigten der Bl-
cherhallen ein Recht auf ihre Sonntagsruhe haben
sollen. Diese Zeit fir Familie und Erholung stellt
auch fiir uns einen hohen Wert dar. Um in diesem
Konflikifeld zwischen zwei wichtigen Zielstellungen
gute Losungen finden zu kdnnen, werden wir den
vorliegenden Antrag an den Kulturausschuss ber-
weisen und dort intensiv weiterdiskutieren. Meine
Fraktion und ich hoffen, dass es gelingen kann,
den Buicherhallen in unserer Stadt kinftig zu er-
mdglichen, den Menschen auch sonntags ein An-
gebot zu machen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Gégge. — Das Wort erteile ich nun
Herrn Hackbusch von der Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Auch wir wollen auf die
groRartige Arbeit hinweisen, die gegenwartig in
den Hamburger Offentlichen Biicherhallen geleistet
wird, und zwar nicht nur an ihrer zentralen Stelle,
sondern vor allen Dingen auch an den verschiede-
nen Orten in dieser Stadt, wo sie ein wichtiger Teil
der Stadtgesellschaft geworden sind und es
dementsprechend sehr wichtig ist, diese Arbeit
nicht nur aufrechtzuerhalten, sondern eher auszu-
weiten. Wir flhren eine interessante Diskussion
gerade im Zusammenhang mit verschiedenen klei-
nen Stadtteil-Einzelhandelszentren, wo wir gegen-
wartig grol3e Probleme haben, eine weitere leben-
dige Struktur aufrechtzuerhalten. Wir kdnnen uns
gut vorstellen, dass gerade dort die Blcherhallen
eine wichtige Rolle spielen kénnten.

Zweitens sehen wir es als eine Mdglichkeit an, die
Sonntagsoffnung an dieser Stelle zu diskutieren.
Sie wissen, dass wir grof’e Gegner der Sonntags-
offnung im Einzelhandel sind. Wir meinen aber,
dass die Blcherhallen eher in einer Situation sind
wie die Theater und Museen in dieser Stadt und
die Moglichkeit haben sollten, sonntags geoffnet
zu sein. Wir freuen uns, das im Ausschuss genau-
er diskutieren zu kénnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Schénen
Dank, Herr Hackbusch. — Herr Meyer, Sie haben
nun das Wort fir die FDP-Fraktion.
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Jens Meyer FDP:* Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wir unterstitzen
den Antrag der CDU, die Offnung von Bibliotheken
an Sonntagen zu ermdglichen. SchlieRlich ist es
kein Geheimnis, dass wir Freie Demokraten den
aktuell giltigen Regelungen von Offnungszeiten
generell skeptisch gegenlberstehen und langst
Uberfallige Neuregelungen und Liberalisierungen
fordern.

(Beifall bei der FDP — Zuruf von Heike Sud-
mann DIE LINKE)

— Ja, Frau Sudmann, so ist das.

Da sind auch kleine Schritte, wie hier im Falle der
Bibliotheken, auflerst sinnvoll. Wenn Sie sich im
europaischen Ausland umschauen, sollten Sie
aber auch langsam feststellen, dass man einmal
grélere Schritte ins Visier nehmen sollte.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wir reden Uber
Bicherhallen!)

Meine Damen und Herren von Rot-Griin, wenn es
um lhre Fahrradstadt geht, lassen Sie sich doch
auch immer gern in Skandinavien inspirieren. Er-
weitern Sie doch lhren Horizont auch einmal im
Sinne der Offnungszeiten. Da kénnen Sie in Dane-
mark und Schweden noch viel dazulernen. Wir
stimmen dem Antrag der CDU zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Danke,
Herr Meyer. — Das Wort erhalt nun Frau Oelschla-
ger fir die AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Als ich
den Antrag von Herrn Wersich las, dachte ich: Das
ist ja eine tolle Idee, hat mir doch eine Bekannte
kirzlich erzahlt, dass sie nach ihrem Renteneintritt
sich wieder einen Bilcherhallenausweis besorgt
hat und jetzt dort viele Stunden verbringt, dort
einen Kaffee trinkt, Blicher anliest, um sie dann mit
nach Hause zu nehmen oder eben auch nicht.
Leute, mit denen man ein wenig plaudern koénne,
sagt sie, gebe es da immer. Ich habe mir bei dem
Antrag eine Sonntagsnachmittagsoffnung fur die
ganze Familie vorgestellt. Immerhin fordert auch
der Deutsche Bibliotheksverband die Sonntagsoff-
nung fir Stadtbibliotheken, Orte, die ahnlich wie
Museen zum Entdecken, Lernen und zur personli-
chen Freizeitgestaltung einladen, und das zu sehr
erschwinglichen Preisen.

Dann habe ich mir allerdings die Offnungszeiten
der Hamburger Bicherhallen angesehen. Die Zen-
tralbibliothek hat immerhin montags bis samstags
von 10 Uhr bis 19 Uhr geéffnet. Bei anderen Of-
fentlichen Blicherhallen sieht das gar nicht so rosig
aus. Sie alle haben montags geschlossen und die
Bucherhalle in Steilshoop zum Beispiel hat nur drei

Tage in der Woche, nicht einmal durchgehend, ge-
offnet. Spatoffnungen gibt es gar keine, die meis-
ten Blcherhallen schliefen um 18 Uhr und einige
wenige haben bis 19 Uhr gedffnet. Laut Blicherhal-
lenbericht 2016 nehmen die bezahlten Stellen im-
mer mehr ab, dafir aber dankenswerterweise die
ehrenamtlichen Mitarbeiter immer mehr zu. Aus
dem Bericht geht auch hervor, dass die Besuche
pro Stunde ricklaufig sind, aber die Online-Besu-
che glucklicherweise steigen.

Das alles macht den Antrag der CDU nicht
schlechter. Aber die Situation ist fir mich kompli-
zierter als erwartet. Gibt es den Bedarf und das
Personal fir erweiterte Offnungszeiten? Wie ware
es mit einer Spatéffnung? Ich denke, da gibt es im
Ausschuss noch sehr viel zu beraten, und das hal-
te ich fir sehr sinnvoll. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Oelschlager.

Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorliegen,
kommen wir zur Abstimmung.

Wer méchte nun die Drucksache 21/14141 an den
Kulturausschuss Uberweisen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist die Uberweisung
angenommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 29, Antrag
der Fraktionen der GRUNEN und der SPD: ABB-
Wohnprojekte: Selbstverwaltung aller Projekte
langfristig sichern.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

ABB-Wohnprojekte: Selbstverwaltung aller Pro-
jekte langfristig sichern

— Drs 21/14135 -]

Die Fraktion DIE LINKE beantragt zu dieser Druck-
sache die Uberweisung an den Stadtentwicklungs-
ausschuss.

Wird das Wort gewinscht? — Herr Duge, Sie ha-
ben es fir die GRUNE Fraktion.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Zugegeben, ABB ist eine Abkur-
zung, die nicht besonders verstandlich ist. Viele
kénnen sich nichts darunter vorstellen, was ABB-
Wohnprojekte gewesen sind und auch immer noch
sind. Die Abkilrzung steht fur Alternative Baube-
treuung. Dabei sind diese Wohnprojekte durchaus
von grolerer Bedeutung, weil sie Impulsgeber ge-
wesen sind fir Baugemeinschaften, wie sie heute
mehr und mehr an Attraktivitdt gewinnen. Diese
Konstellation ist insbesondere flr viele interessant
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gewesen einmal aus der finanziellen Sicht heraus,
weil gemeinschaftliche Projekte mit gegenseitiger
Unterstltzung in Eigenleistungen leichter zu finan-
zieren sind, aber vor allem auch — und das ist fir
diese ABB-Projekte besonders wichtig — aus kon-
zeptionellen Grinden, weil immer mehr Menschen
auch damals schon sich mit anderen selbstbe-
stimmten Wohn- und Lebensformen zusammenfin-
den wollten. Das waren auch die Ansatze der ABB-
Wohnprojekte, die in den Achtzigerjahren entstan-
den sind, angetrieben Ubrigens aus einer Bewe-
gung der Hausinstandbesetzung, weil bezahlbarer
Wohnraum knapp war und spekulative Wohnungs-
leerstdnde berechtigte Kritik provozierten.

Mit der Drucksache 12/350 wurden 1987, (ibrigens
damals unter einer SPD/FDP-Regierung, die ABB-
Projekte vom Stapel gelassen. Bis zum Jahre 1999
entstanden Uber 50 Projekte in Altbauten, heute
mehr oder minder bekannt zum Beispiel in Eppen-
dorf die Falkenried-Terrassen, eine Mietergenos-
senschaft, der Drachenbau in St. Georg, ein Pro-
jekt im Erbbaurecht, oder der Schroderstift bei der
Uni, wo nach wie vor zu glinstigen Mieten gewohnt
werden kann. All das sind Wohngebdude, die lan-
ge nicht instand gehalten wurden und zumeist
schon kurz vor dem Abriss standen. Die ABB-
Wohnprojekte haben zahlreiche historische Ge-
baude erhalten und damit zudem, wie zum Beispiel
jetzt auch in der Jagerpassage, Teile Hamburger
Geschichte und Denkmaler weiterhin erlebbar ge-
macht. Aber sie haben ebenso beigetragen zu ei-
ner Starkung der nachbarschaftlichen Bindung, in-
dem sie immer eingewirkt haben.

Urspriinglich waren die ABB-Projekte darauf aus-
gerichtet, die Erhaltung und Schaffung preiswerten
Wohnraumes herzustellen, die Unterstitzung von
neuen und selbstbestimmten Lebensformen und
die ErschlieBung des beschaftigungsintensiven
Stadterneuerungsbereichs flir Problemgruppen
des Arbeitsmarktes zu ermdglichen. Betreut wur-
den diese Bauprojekte von erfahrenen Baubetreu-
ern, zum Beispiel von der 1986 gegrindeten La-
waetz-Stiftung oder der Stadtentwicklungsgesell-
schaft STATTBAU Hamburg, die im Ubrigen jetzt
zum 13. Mal am 14. und 15. September 2018 die
Hamburger Wohnprojekte-Tage durchfiihrt, eine
Informations-, Diskussions- und Austauschborse
fur alle Wohnprojektinteressierten.

Anfang 2000 wurden die ABB-Projekte unter Rot-
Grun in das Programm Soziale Stadtentwicklung
integriert. Damit waren nicht nur Wohnprojekte in
Altbauten, sondern auch in Grof3siedlungen der
Sechziger- und Siebzigerjahre und auch mit ge-
werblichen Objekten moglich. Wohnen und Arbei-
ten zusammen, Ubrigens auch ausdricklich unter
Beteiligung, so hie} es damals, auslandischer Be-
volkerungsgruppen. Ich finde, das ist eine sehr vor-
ausschauende Konzeption der Stadtentwicklung
schon damals im Jahr 2000 gewesen. Allerdings
ist 2001 mit dem Wechsel zu einer Regierung un-

ter Fiihrung der CDU mit Schill und FDP die Dyna-
mik wie bekanntermaf3en der Wohnungsbau insge-
samt zum Stillstand gebracht worden.

GRUNE und SPD wollen nun diese Projekte si-
chern, die noch bei der Stadt oder bei der SAGA
liegen. Unter Wahrung der weitgehenden Selbst-
bestimmung und Eigengestaltung der Projekte soll
preiswerter und bezahlbarer Wohnraum erhalten
bleiben. Hierzu soll eine stadtische Gesellschaft
gegrundet werden, in der die zu benennenden Pro-
jekte zusammengefasst und betreut werden. Da-
riber hinaus moéchten wir mit diesem Antrag von
SPD und GRUNEN auch eine Perspektive fiir neue
Wohnprojekte schaffen, die insbesondere Men-
schen ansprechen, die einen erschwerten Zugang
zum Wohnungsmarkt haben. Diese Dachgesell-
schaft soll das dann entsprechend unterstiitzen
und férdern kdnnen. Ich bitte Sie daher, diesen An-
trag zu unterstutzen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Milan Pein
SPD)

Vizepréasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Duge. — Das Wort erhélt nun fur die
SPD-Fraktion Frau Krischok.

Annegret Krischok SPD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Die Er-
haltung und Schaffung von glinstigem und lebens-
wertem Wohnraum ist fir uns Sozialdemokraten
eine zentrale Aufgabe in der Stadtentwicklungspo-
litik.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Deswegen bauen wir gemeinsam mit den Bezirken
und der Wohnungswirtschaft viele preiswerte Woh-
nungen. Das machen wir sehr erfolgreich. Wie Sie
vielleicht wissen, sind wir Spitzenreiter in Deutsch-
land bei einer Pro-Kopf-Betrachtung, wenn es um
den Bau von Sozialwohnungen geht. Um preiswer-
ten Wohnraum zu schaffen, gibt es aber verschie-
dene Strategien. Die einen wollen alles dem freien
Markt Uberlassen, die anderen wollen mdglichst
viel o6ffentliches Bauen. Aber wie so oft im Leben
gibt es nicht nur einen Weg, sondern eine breite
Palette von Lésungen.

Die Hamburger Alternative Baubetreuung, bekannt
unter dem Kirzel ABB, ist seit Uber 30 Jahren so
ein erfolgreicher Losungsansatz. Mit ihm gelingt es
an ganz unterschiedlichen Stellen in der Stadt, al-
ternative Wege zu gehen, um Wohnraum zu ge-
stalten und zu erhalten. Quasi als Nebeneffekt sind
die Wohnprojekte meist ausgesprochen gut in die
Quartiere eingebunden. Im Ubrigen sind die Mieten
auch deshalb so preiswert, weil sich die Menschen
mit den Projekten identifizieren und dadurch viel
Eigenarbeit leisten. Zurzeit gibt es 49 ABB-Projek-
te in Hamburg. Wie Herr Duge gesagt hat, werden
seit dem Jahre 2000 aber keine mehr geférdert.
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Mit dem heutigen Antrag wollen wir die ABB-Pro-
jekte sichern. Es ist gut und richtig, diese Projekte
professionell durch eine Verwaltungsgesellschaft
zu unterstitzen. Der Senat soll deshalb eine stadti-
sche Gesellschaft griinden. Wir fordern den Senat
in dem rot-grinen Antrag auch auf, zwei ehemalige
ABB-Projekte im Karolinen- und im Schanzenvier-
tel zu erwerben und in die kinftige Gesellschaft
einzubringen. Darlber hinaus wollen wir, dass die
Gesellschaft auch offen ist fir neue Projekte.
Durch die neue Gesellschaft werden sich die Be-
wohnerinnen und Bewohner der Projekte ein ho-
hes Mal} an Eigenstandigkeit und Sicherheit erhal-
ten.

Ich weil3, dass das flir manche unbequem ist, aber
eine vielfaltige Stadt wie Hamburg kann und muss
auch fir solche Projekte offen sein.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Heike Sudmann DIE LINKE)

Ich freue mich daher sehr, dass es gelungen ist, im
Einklang mit allen Beteiligten eine Lésung zu fin-
den. Wir sichern langfristig die Moglichkeit fir
selbstbestimmte Wohn- und Lebensformen. Die
neue Gesellschaft wird darliber hinaus notwendige
Investitionen in den Wohnungsbau flr vordringlich
Wohnungssuchende vornehmen und damit auch
zur Entlastung des Wohnungsmarktes beitragen.
Deshalb unterstiitzen wir, SPD und GRUNE, mit
diesem Antrag gern neue, selbstbestimmte Wohn-
und Lebensformen. Das gehort zur Vielfalt und
passt gut in unsere weltoffene Freie und Hanse-
stadt Hamburg. Auch das macht sie bunt und le-
bendig. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den Grlinen)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Krischok. — Herr Hamann, ich erteile
Ihnen fiir die CDU-Fraktion das Wort.

Jorg Hamann CDU:* Frau Prasidentin, im Namen
der CDU-Fraktion danke ich Ihnen dafiir.

Ihr Antrag ist interessant. Es ist ja auch ganz nett,
historisch zu lesen, was mal wo war. Ich erinnere
mich noch aus der Bezirkspolitik gerade an das ei-
ne oder andere Projekt und stelle nun mit Erstau-
nen fest, dass Sie gleich eine ganze neue Gesell-
schaft grinden wollen, ohne zu sagen, was das
denn fur eine Gesellschaft werden soll. Ich lese
auch in Ziffer 2, dass der alte Streit, was nun mit
den Gebauden in der Mathildenstrale und Berns-
torffstrale passieren solle, jetzt also Uber eine
neue Gesellschaft geldst wird. Auch ganz interes-
sant. Da haben sich dann wohl die GRUNEN
durchgesetzt. Vonseiten der SPD hore ich so ein
bisschen: Na ja, die Legislaturperiode ist ja nicht
mehr so lang und ob da etwas gegriindet wird, wird
man dann im Einzelnen sehen.

Gut, das sind alles lhre Spielereien, die Sie dann
untereinander machen kénnen. Ich denke, wir wer-
den diesen Antrag hier doch sicher an den Aus-
schuss Uberweisen. Heute haben wir schon das ei-
ne oder andere Unparlamentarische von Ihnen er-
lebt, in den anderen Sitzungen auch, aber einen
derart dinnen Antrag mit einer derart erheblichen
Folge, also gerade einmal eine Seite, aus der Sie
vielleicht so ein paar allgemeine Uberlegungen
skizzieren, ohne konkret zu sagen, was da nun
passieren soll und wie Sie sich das vorstellen, den
werden Sie ja wohl hoffentlich nicht so beschlieRen
wollen. Also das dirfte doch ein Selbstverstandnis
sein, dass wir dazu Ausschussberatungen ma-
chen. Denn einfach dem Senat zu sagen: Griinde
mal eine Gesellschaft ... Ja, was flr eine Gesell-
schaft denn? Soll das eine Genossenschaft wer-
den, soll das eine GmbH werden, soll das eine Ak-
tiengesellschaft werden, soll das eine Limited wer-
den? Was stellen Sie sich denn da vor? Oder ha-
ben Sie gar keine Vorstellung und Uberlassen das
Denken dem Senat? Genauso ist es mit all den an-
deren Fragen. Ich weil}, das interessiert Sie nur
am Rande, auch wenn Sie vorhin etwas anderes
verkiindet haben. Aber man muss ja auch einmal
Uber die Finanzierung reden. Sie I0sen da ja ganz
erhebliche Kosten aus. Oder spielen jetzt bei Ihren
Antragen Kosten und Finanzierung tberhaupt kei-
ne Rolle mehr? Sie stellen hier irgendwelche An-
trage nach dem Motto: Senat, ich hatte das gern,
mach mal so, wie du willst — wenn du es denn
Uberhaupt machst —, wie du es dir vorstellst, und
um die Finanzierung kiimmere dich auch. Was Sie
hier bringen, entspricht nicht mal dem Niveau der
Bezirksversammlung, die an den Senat appelliert,
er moge zwei neue Toiletten am Park aufstellen.

Also das, was Sie hier an Substanz bieten, ist ab-
solut null, ein bisschen Historie, ein paar schéne
Winsche. Wir kdnnen gern Uber eine Ausschuss-
Uberweisung sprechen und im Ausschuss darlber
reden. Wir lehnen das nicht grundsatzlich ab. Wir
kénnen uns durchaus vorstellen, dass man da das
eine oder andere macht. Aber ich kann mich nicht
erinnern, dass jemals in den, ich glaube, vier Le-
gislaturperioden hier in der Biirgerschaft Abgeord-
nete einer Regierungsfraktion einen so diinnen An-
trag eingebracht haben. Also unfassbar.

Gut. Ich bin gespannt. Eine Ausschussberatung
ware parlamentarisch, alles andere ware peinlich,
und das ware noch geschmeichelt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Hamann. — Das Wort erteile ich nun
Frau Sudmann fiir die Fraktion DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen,
lieben Kollegen! Herr Duge hat schon einiges zu
Wohnprojekten gesagt, aber ich glaube, ein paar
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Punkte sollten doch noch etwas deutlicher ausge-
fuhrt werden. Die damaligen ABB, Alternative Bau-
betreuungsprojekte, haben dazu beigetragen, dass
gunstiger Wohnraum gerettet wurde, gerettet wur-
de vor dem Abriss, gerettet wurde vor Spekulation.

(Vizeprasident Dr. Kurt Duwe Ubernimmt
den Vorsitz.)

Das finden wir auch heute noch gut und so etwas
wollen wir weiterhin haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich glaube, wir kdnnen gar nicht genug unterstrei-
chen, welche soziale Rolle die von Ihnen aufge-
zahlten und noch weitere Wohnprojekte spielen,
die wir in den Quartieren haben. Sie kdnnen Uber-
all hingehen und werden feststellen, dass sie im
Quartier verankert sind, soziale Arbeit machen und
positive Auswirkungen haben. Und Sie koénnen
feststellen — das haben weder Herr Duge noch
Frau Krischok so deutlich gesagt —: Dass es dort
gunstige Mieten gibt, liegt daran, dass eine wahn-
sinnig hohe Eigenleistung erbracht wurde. Ich fin-
de es richtig, dass diese hohe Eigenleistung auch
weiterhin wertgeschatzt wird und vor allen Dingen
auch bericksichtigt wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir als LINKE haben schon einmal vor funf Jahren
gefragt, was da eigentlich los sei. Die Wohnprojek-
te fihlen sich bedroht, es stand das Wort Verkauf
in Rede. Der Senat hat mir damals geantwortet:
Zurzeit haben wir keine Verkaufsabsichten. Und
was passierte? Quasi unterm Allerwertesten, also
unterm Hinterteil hinweg, um parlamentarisch zu
bleiben, sind auf einmal zwei Wohnprojekte ver-
kauft worden. Nun kbénnen Sie sagen: Ja, nur an
die SAGA. Aber die Wohnprojekte selbst wussten
nichts davon. Was ist das fur ein Umgang? Daher
ist es Uberhaupt keine Frage, dass die Wohnpro-
jekte gesagt haben: Wir wollen Sicherheit, wir wol-
len das, was wir erreicht haben und weiter fir die
Stadtteile machen, auch weiterhin leisten kénnen.
Der Dachverband autonomer Wohnprojekte in
Hamburg hat sich gegriindet. Er fuhrt seit langeren
Zeiten Gesprache mit Rot-Grin und ich bin froh,
dass die Verhandlungen positiv abgeschlossen
werden sollen. Positiv finde ich daran, dass es kei-
nen Verkauf mehr an die SAGA gibt, dass eine
neue stadtische Gesellschaft gegriindet werden
soll, in die alle ABB-Projekte reinkommen, dass die
Lawaetz-Stiftung, die allgemein anerkannt ist, mit
reinkommt, dass die beiden verkauften Projekte
wieder zurickkommen und nicht mehr bei der SA-
GA sind — das ist wunderbar — und dass Sie dafur
Sorge tragen — das hat der Dachverband ja auch
gesagt —, dass es neue Projekte und auch neuen
glinstigen Wohnungsbau gibt.

Aber weniger Positives gibt es auch zu berichten.
Herr Kienscherf, der dahinten steht — hallo, Herr
Kienscherf —, in Ihrer Pressemitteilung sagen Sie,

Ihnen sei ein sensibler Umgang mit den gewachse-
nen Rahmenbedingungen der Wohnprojekte sehr
wichtig. Und weiter sagen Sie, der Senat habe |h-
nen damals auf |hre Anfrage hin mitgeteilt, dass
die geleistete Selbsthilfe mit niedrigen Mieten ho-
noriert werde. Wie kommen Sie dann dazu, wenn
Sie das sagen, jetzt zu sagen, da solle es auch
15 Prozent Mieterhdhung geben, wie es zurzeit
nach der Kappungsgrenze maoglich ist? Sie sagen
aullerst sensibel, Sie wollten, dass die Wohnpro-
jekte auf einmal eine Eigenkapitalquote von 4 Pro-
zent leisten. Das kénnen viele dieser Wohnprojek-
te Uberhaupt nicht. Und Sie sagen noch nicht ein-
mal, dass es in lhrer, wie auch immer sie heil}en
soll, neuen Gesellschaft keine Beteiligung geben
soll. Das sind zurzeit die negativen Punkte und ich
muss in einem einzigen Punkt den diinnen Ausfih-
rungen von Herrn Hamann recht geben. Ich verste-
he nicht, warum Sie das nicht im Ausschuss bera-
ten, warum Sie nicht bereit sind, auch das im Aus-
schuss zu diskutieren. Sie haben selbst von der
CDU gehort, dass sie nicht komplett etwas dage-
gen hat; das ist ja schon mal ein Fortschritt. Selbst
die FDP, das weill man nicht so genau ... Na, die
wird etwas dagegen haben, weil es nicht ihr Eigen-
tum ist.

(Daniel Oetzel FDP: Vorurteile haben wir
nicht, Frau Sudmann!)

Aber dass Sie das nicht im Ausschuss besprechen
wollen, das verstehe ich nicht. Und wenn Sie jetzt
schon wieder nicht Uber Ihren Schatten springen
kénnen, dann sagen Sie wenigstens, dass Sie ei-
ner nachtraglichen Uberweisung zustimmen wiir-
den. Dann wuirde ich das noch beantragen. Herr
Kienscherf, nachtragliche Uberweisung, ABB-Pro-
jekte? Horen Sie mal zu, Herr Lohmann; das hat er
nicht gehért. Uberlegen Sie gleich noch einmal, wir
haben ja noch ein bisschen Zeit. Aber das ware
richtig. Auf alle Falle finden wir es gut, dass Sie die
ABB-Projekte stitzen und dass diese weiterhin ge-
sichertes Wohnen bieten und vor allen Dingen
gunstige Mieten behalten kénnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Meyer von der FDP-Fraktion.

Jens Meyer FDP:* Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Als Freie De-
mokraten stehen wir alternativen Lebensformen
grundsatzlich aufgeschlossen gegeniber. Es ent-
spricht unserer Grundidee einer liberalen Stadt,
dass jeder nach seinen Vorstellungen, seinen
Winschen und Mdglichkeiten in unserer Stadt
glucklich werden kann. Die Einhaltung unserer ge-
meinschaftlichen Werte und das Grundgesetz ste-
hen dabei naturlich nicht zur Disposition.

Die im grun-roten Antrag erwahnten ABB-Wohn-
projekte haben in den letzten Jahrzehnten Orte ge-
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schaffen, an denen alternative Lebensformen mog-
lich sind und mdglich waren. Diese meist sehr weit
links anzusiedelnden Projekte tragen, ob man sie
nun mag oder nicht, zur Vielfalt unserer Freien und
Hansestadt bei und deswegen kdénnen wir damit
auch gut leben.

Ihr Antrag aber, lieber Herr Duge, kann wie so vie-
le andere Antrage aus lhrer Feder nicht Uberzeu-
gen. Herr Hamann hat dazu eigentlich schon alles
Wesentliche gesagt. Einerseits schreiben Sie — ich
zitiere —:

"Die selbstbestimmten Wohn- und Lebens-
formen, die preiswerten und sozial vertragli-
chen Mieten und ihre Rechte und Pflichten
in Bezug auf Selbstverwaltung, die Instand-
haltung und die Mietenstruktur sollen lang-
fristig gesichert werden."

— Zitatende.

Ja, das finden wir auch. Andererseits wollen Sie ei-
ne stadtische Gesellschaft griinden, in der —Zi-
tat —

"[...] die Wohnprojekte zusammengefasst
und verwaltet werden."

— Zitatende.

Das ist ein Widerspruch in sich, der wahrscheinlich
nur darauf abzielt, mal wieder eine stadtische Ge-
sellschaft zu griinden, die Steuermittel bindet und
Ihren Gefolgsleuten irgendwelche Pdstchen be-
schert. Vielleicht méchten Sie aber auch nur in die
Jahre gekommenen linken Rebellen von damals,
vermutlich |hren inzwischen pensionierten Lehrer-
kollegen, die muhsame Selbstverwaltung abneh-
men.

(Dirk Kienscherf SPD: Ich werde da Ge-
schaftsflhrer!)

Beides ware zwar menschlich verstandlich, aber
natlrlich politischer Irrsinn, den wir nicht unterstut-
zen. Wir lehnen lhren Antrag daher ab.

(Beifall bei der FDP)

Wenn er nun nachtraglich noch einmal in den Aus-
schuss soll,

(Dirk Kienscherf SPD: Sie kénnen ja ableh-
nen!)

werden wir uns natlrlich auch nicht verweigern,
aber Sie missen sehr viel Uberzeugungsarbeit
leisten, damit wir unser Votum daraufhin anpas-
sen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Ehlebracht fir die AfD-Frakti-
on.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Vielen
Dank fir das Wort. Wir werden dem Antrag nicht
zustimmen — ich nehme jetzt einmal das vorweg,
was Herr Meyer zum Schluss gesagt hat —, wobei
die Regierung hier die Argumente in ihrem Antrag
selbst liefert und jetzt in ihren Reden sogar noch
einmal nachgeliefert hat. Denn wo waren die Argu-
mente? Das waren schone Worte. Aber wo waren
die Argumente, wo waren die zwingenden Begrun-
dungen, eine eigene Gesellschaft zu schaffen?

Zunachst stellen wir einmal fest, dass da ein Ge-
schaftsbetrieb mit einem sozialen Hintergrund seit
31 Jahren lauft. Und was Herr Meyer und andere
jetzt hier etwas ausfihrlicher beschrieben haben,
fasse ich kurz zusammen mit: Sinn und Zweck
dessen ist zweifelsohne lobenswert und unterstit-
zenswert. Punkt. Mehr gibt es dazu eigentlich gar
nicht zu sagen. Und jetzt soll, ohne dass sich die
Rahmenbedingungen oder das Tatigkeitsfeld ver-
andert hatten, ohne dass sich die Zielsetzung oder
das Geschaftsumfeld andert, eine neue Gesell-
schaft gegrindet werden. Diese soll nichts anderes
machen als das, was schon vorher im Grunde ge-
nommen gemacht wurde. Sie soll Vorhandenes zu-
sammenfassen und verwalten — wir haben das
schon gehoért —, so eine Art Mini-SAGA fir be-
stimmte Mietergruppen. Und zwar soll diese kleine
Mini-SAGA dann das machen, was die grofe SA-
GA drei Jahrzehnte lang ohne Fehl und Tadel ge-
macht hat. Wozu das Ganze? So, wie ich Sie ken-
nengelernt habe, beflrchte ich, dass das dann
vielleicht irgendwann einmal noch eine weitere Ge-
sellschaft nach sich ziehen wird, vielleicht eine Ge-
sellschaft Mini-SAGA fur Frihrentner oder viel-
leicht eine Minigesellschaft fiir ehemalige Strafge-
fangene, was auch immer. Ist das in irgendeiner
Art und Weise effizienzsteigernd? Nein. Das ist
verzettelnd.

Es bleibt nach wie vor die Frage: Warum eigentlich
dieser Antrag? Was soll denn danach entschei-
dend besser werden? Es wirde natirlich ein neuer
Wasserkopf geschaffen werden. Wir haben es
eben schon gehort: Die Effizienz zwangslaufig ver-
bessern wiirde das nicht und eine Ersparnis wirde
es auch nicht bringen. Nein, im Gegenteil, es wird
erst einmal wieder ein Geschéaftsfihrerposten samt
Stab geschaffen werden. Und dass die SPD sich
bei solchen Posten fir altverdiente Genossen nicht
lumpen lasst, wissen wir ja nun auch. Da kommt si-
cherlich wieder ein guter sechsstelliger oder noch
héherer Betrag infrage. Und Werkstatt 3, die Herr
Hackbusch vorhin als Beispiel genannt hat, sitzt
seit Jahrzehnten fast auf dem gleichen Férderbe-
trag rum. Im letzten Geschéaftsbericht hat der Lan-
desmusikrat geschildert, dass er seit 15 Jahren mit
42 000 Euro rumhihnert. Da, finde ich, ware eine
Erhéhung langst Uberfallig und dieses Geld, das
Sie hier jetzt fir mich sinnfrei versenken wollen,
viel besser angebracht.
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Kurzum, dieser Antrag ist — Herr Hamann hat es
mehr als deutlich gesagt, weil er ein Wortchen
mehr als strapaziert hat — halbherzig gemacht und
Uberzeugt Gberhaupt nicht. Er macht nicht die Not-
wendigkeit klar, warum bei unverénderten Voraus-
setzungen jetzt ein eigenes Unternehmen gegrin-
det werden soll fir eine Aufgabe,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Lesen hilft!)

welche zuvor 30 Jahre klaglos und anstandslos er-
ledigt wurde.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Weil die Ver-
trage auslaufen!)

Aber es ist ja so: Die SPD und die GRUNEN miis-
sen sich auch gar keine Mihe mehr geben. Hier
wird im Grunde genommen durchregiert. Und dann
wird die Opposition noch einmal ein bisschen ge-
fragt, ob sie etwas zu sagen hatte, dann wird noch
einmal ein bisschen dariber geredet, dann wird
abgestimmt und dann ist gut. Und so machen wir
es jetzt hier auch. Stimmen Sie ab, nehmen Sie
an, wir nehmen diesen Antrag nicht an. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
noch einmal der Abgeordnete Duge fiir die GRU-
NE Fraktion.

Olaf Duge GRUNE: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Diese Projekte sind in der Entwicklung
gewesen, waren in der Obhut der Stadt und sind
mit Ausnahme von zwei Projekten im Eigentum der
SAGA. Die anderen sind im Eigentum der Stadt
und werden vom Landesbetrieb Immobilien und
Grundvermbgen verwaltet.

Die Aufgabe des Landesbetriebs Immobilien und
Grundvermégen (LIG) ist nicht die Verwaltung von
Mietobjekten, sondern die Verwaltung von Grund-
vermogen, An- und Verkauf von Grundstlicksge-
schaften und ahnlichen Dingen. Insofern ist es ver-
standlich, dass der LIG nicht pradestiniert ist, sol-
che alternativen Bauprojekte in seinem Portefeuille
zu fuhren.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Heike
Sudmann DIE LINKE)

Daher war es natirlich ein Anliegen, das aus dem
Portefeuille herauszubekommen. Das ist durchaus
nachvollziehbar. Aber auf der anderen Seite wollen

die Projekte naturlich selbststédndig weiteragieren.

Das ist fir ein Unternehmen wie die SAGA,
das bei einer Vielzahl von Objekten sehr gute Ar-
beit macht, fiir grolRere Projekte, sicherlich eine et-
was schwierige Aufgabe, weil es nicht an der Indi-
vidualitat der einzelnen Projekte orientiert ist, son-
dern ein anderes Geschaftsfeld hat. Deswegen
brauchen wir eine Gesellschaft, die in der Lage ist,
diese Projekte fur die Stadt entsprechend zu fih-
ren.

(Zurufe von Jérg Hamann CDU und Jens
Meyer FDP)

Wir sind gern bereit, dariber dann auch im Aus-
schuss zu diskutieren. Aber wir mdchten das heute
auf den Weg bringen und kénnten dann einer
nachtraglichen Uberweisung an den Stadtentwick-
lungsausschuss zustimmen. Das wirden wir dann
auch beantragen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank. — Das
Wort hat der Abgeordnete Hamann fiir die CDU-
Fraktion.

Jorg Hamann CDU:* Vielen Dank, Herr Prasident.
Das ist genau dasselbe wie in der Debatte davor.
Es kann doch nicht sein, dass hier standig irgend-
etwas beschlossen und das Parlament umgangen
wird. Der normale Ubliche Ablauf ist: Zunachst wer-
den Antrage eingebracht,

(Beifall bei der CDU, der FDP und der AfD)

nicht so dinne wie der, den wir jetzt hier sehen,
dann werden diese hier diskutiert, sie kommen in
den Ausschuss und dann kommen sie wieder zu-
rick und dann werden sie beschlossen, insbeson-
dere wenn es sich, wie vorhin, um Gesetze oder
um Antrage mit derart grof3er Wirkung und auch fi-
nanzieller Belastung handelt. Herr Quast, ich frage
mich, wo denn jetzt Ihr Engagement fir die Stadt
ist bei dem Antrag, den Sie hier vorgelegt haben.
Es kann doch nicht sein, dass Sie so etwas stan-
dig hier am Parlament vorbeiwinken. Sie regieren
in dieser Stadt, ja, aber Sie regieren praktisch nur
noch unparlamentarisch. Das ist das Typische fur
Ihre Regierung. Das zeigen Sie heute ein ums an-
dere Mal. Nachher werden wir noch uber das The-
ma Schule HafenCity sprechen und wahrscheinlich
— das haben Sie ja schon angekiindigt — werden
Sie sich auch da wieder unparlamentarisch verhal-
ten. Sie entwerten die Biirgerschaft, Sie entwerten
sich selbst als Abgeordnete. Das ist ein Armuts-
zeugnis, das Sie sich hier ausstellen.

(Beifall bei der CDU, der FDP und der AfD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Wenn keine weite-
ren Wortmeldungen vorliegen — das scheint der
Fall zu sein —, kann ich Ihnen erst einmal mitteilen,
dass der Abgeordnete Uwe Lohmann an dieser
Abstimmung nicht teilnehmen mdchte.

Wer also zunachst die Drucksache 21/14135 an
den  Stadtentwicklungsausschuss (berweisen
md&chte, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist abgelehnt.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache.
Wer also mochte dem Antrag der Fraktionen der
GRUNEN und der SPD aus Drucksache 21/14135
seine Zustimmung geben? — Gegenstimmen. —
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Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag angenom-
men.

Es gibt einen Antrag auf nachtréagliche Uberwei-
sung dieses Antrags an den Stadtentwicklungs-
ausschuss.

Wer méchte dieser nachtréaglichen Uberweisung
seine Zustimmung geben? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist diese Drucksache Uberwie-
sen.

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 4,
Drucksache 21/13143, Grof3e Anfrage der Fraktion
DIE LINKE: Forschung nur fiir friedliche Zwecke!?
Welche Hamburger Hochschulen und Forschungs-
institute verfligen bereits tber eine Zivilklausel?

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Forschung nur fiir friedliche Zwecke!? Welche
Hamburger Hochschulen und Forschungsinsti-
tute verfiigen bereits liber eine Zivilklausel?

— Drs 21/13143 -]

Hierzu liegt vonseiten der Fraktion DIE LINKE ein
Uberweisungsbegehren an den Ausschuss fir
Wissenschaft und Gleichstellung vor. Zudem
mochte ich darauf hinweisen, dass dieser Tages-
ordnungspunkt vonseiten der LINKEN als Kurzde-
batte angemeldet worden ist, sodass eine Rede-
zeit von zwei Minuten pro Debattenbeitrag gilt.

Wird das Wort gewiinscht? — Herr Dolzer, Sie ha-
ben es fir die Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE:* Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen, liebe Hamburgerinnen
und Hamburger! In mehreren Bundeslandern gibt
es bereits eine Zivilklausel, die in den Landeshoch-
schulgesetzen festgelegt ist, und Hamburg sollte
dem als Mittlerin des Friedens, wie es sich selbst
in der Verfassung definiert, folgen und auch sofort
eine solche Zivilklausel einflihren.

(Beifall bei der LINKEN)

Notwendig ist dabei allerdings, dass diese Zivil-
klausel dann auch bindend ist und ohne Wenn und
Aber umgesetzt wird. Wie die Erfahrung zeigt, pas-
siert das leider in anderen Bundeslandern oder
auch an den Hochschulen, wo das in Hamburg
schon festgeschrieben ist, nicht immer. Das mus-
sen wir andern.

Die Antworten auf unsere Grof3e Anfrage — For-
schung nur fir friedliche Zwecke? Welche Ham-
burger Hochschulen und Forschungsinstitute verfii-
gen bereits Uber eine Zivilklausel? — zeigen sehr
deutlich, dass in Hamburg in doch relativ groRem
Umfang rustungs- und militarrelevante Forschung
und Lehre betrieben wird. Egal ob wir uns die Uni
Hamburg angucken, die TU Hamburg-Harburg, die

HAW oder Fraunhofer — es gibt Forschungsprojek-
te, zwar nicht in riesengroflem Umfang, aber doch
in sehr deutlichem Umfang, und das kritisieren wir.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch die Zusammenarbeit mit der Fihrungsakade-
mie der Bundeswehr und der Bundeswehr-Univer-
sitat von mehreren Hochschulen kritisieren wir sehr
deutlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Als LINKE stehen wir fur eine Bildung und Hoch-
schulbildung ohne Bundeswehr, denn in Deutsch-
land sind rund 70 Prozent der Menschen gegen
die Auslandseinsatze. Je starker und je konsisten-
ter und konsequenter wir uns auch fiir eine gewalt-
freie Wissenschaft und Forschung einsetzen, umso
besser kbnnen wir die Angriffe der Rechten auf un-
seren Frieden in der Gesellschaft auch zuriickwei-
sen. Genau deshalb brauchen wir eine Zivilklausel
und eine Anderung in lhrer bisherigen Wissen-
schaftspolitik.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich bedanke mich. In der zweiten Runde werde ich
das Thema dann noch einmal vertiefen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort hat jetzt
Herr Lein von der SPD-Fraktion.

Gerhard Lein SPD: Sehr geehrter Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Diese Grolke An-
frage kommt mir als jemandem, der auch in der
letzten Legislatur schon in diesem Hause war, als
eine Art Wiederganger vor. Wir haben im Jahre
2014 im Rahmen der Hochschulgesetzgebung
Uber den Antrag 20/10111 abgestimmt und uns mit
Ausnahme der Links-Fraktion einer solchen Zivil-
klauselforderung widersetzt.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ja, warum?)

GroRe Anfragen dienen der Transparenz der Poli-
tik. Sie sind gut, weil sie aufblattern, was in der
Stadt ist, weil der Senat — und so hat er das, glau-
be ich, hier getan — ausfihrlich Antwort gegeben
hat, die man bewerten kann. Und ich finde es auch
in Ordnung, dass Hochschulen ihre eigenen Kodi-
zes finden und die Forschung zum Zwecke des Mi-
litars einschranken. Unterbinden kann man sie
nicht. Das wissen wir alle. Wir missen uns nichts
vormachen, es gibt dort die Wissenschaftsfreiheit,
die mit unseren Beschlissen nicht unterlaufen wer-
den kann, jedenfalls nicht konsequent.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
FDP)

Der Senat hat auf diese Forschungsfreiheit hinge-
wiesen. Das finde ich gut.
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Eingehen mochte ich doch noch einmal auf die
Grolte Anfrage und ihren Vorlauftext. Da schreibt
also die Links-Fraktion, dass sicherheitspolitische
Seminare das Bild vom Krieg als normalem Politik-
feld starken. Das finde ich unverfroren.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Ich finde, dass man Uber die Bundeswehr und ihre
Aufgaben in Hochschule und Schule selbstver-
standlich reden konnen muss, und das ohne
schlechtes Gewissen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der
CDU und der FDP)

In der Pressemitteilung der Links-Fraktion steht im
letzten Absatz:

"DIE LINKE steht fur Bildung und Hoch-
schulbildung ohne Bundeswehr."

(Beifall bei der LINKEN)

Na ja. Dann soll sie doch lieber ehrlich sagen: DIE
LINKE steht fiir die Abschaffung der Bundeswehr.
Dann ist es die Wahrheit. Aber dafiir gibt es keine
Mehrheit.

Schliel3lich haben wir eine legitimierte Bundes-
wehr.

(Glocke)

Ihr Einsatz ist vom Bundestag getragen.

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Herr Abgeordneter, lhre Redezeit ist leider abge-
laufen.

Gerhard Lein SPD (fortfahrend): Die Bundeswehr
hat das Recht und die gesellschaftliche Pflicht, sich
einsatzfahig zu halten. Dazu gehért im Ubrigen
auch Forschung.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Ovens von der CDU-Frakti-
on.

Carsten Ovens CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Dolzer, ich habe gerade ver-
sucht, auch wenn es schwerfiel, lhren Worten zu
folgen, Ich will versuchen, lhnen auf den Punkt zu
bringen, warum mich zwei Dinge stéren, warum ei-
gentlich auch zwei Dinge an lhrer Debattenflihrung
und auch an der Formulierung Ihrer Grof3en Anfra-
ge Uberhaupt nicht gehen. Ich will dabei auch beto-
nen, dass fur mich die ganze Zeit dieses Verlan-
gen nach totaler Kontrolle, frei nach linker Doktrin,
mitschwingt. Und das finde ich wirklich schlimm,
denn das ist gegen unsere freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung.

(Beifall bei der CDU — Zuruf von Heike Sud-
mann DIE LINKE)

Aber die zwei Dinge, Herr Dolzer, die mich an lhrer
Rede eben gerade gestort haben, sind zum einen
dieses mitschwingende tiefe Misstrauen gegen die
Soldatinnen und Soldaten unserer Bundeswehr so-
wie die Ablehnung der Institution Bundeswehr sei-
tens der LINKEN, wie aus lhren Worten noch ein-
mal deutlich geworden ist. Lieber Herr Dolzer, das
geht gar nicht.

(Beifall bei der CDU, der FDP und der AfD)

In Ihrer Prosa der Anfrage lesen wir dann, dass Sie
kritisieren, dass Erkenntnisse zum Beispiel aus der
Friedensforschung fiir die Bundeswehr genutzt
werden. Herr Dolzer, Erkenntnisse der Friedensfor-
schung, genau wie aus vielen anderen Bereichen,
retten Leben nicht nur unserer Soldatinnen und
Soldaten im Einsatz, sondern auch der Menschen,
die sie im Ausland zu beschitzen versuchen. Das
ignorieren Sie hier.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD, der FDP und der AfD)

Genauso stort mich, Herr Dolzer, der hier wieder
einmal von der LINKEN versuchte Eingriff in die
Hochschulautonomie, in die Freiheit von For-
schung und Lehre, die wir hier doch ganz nach
vorn stellen missen. Das wird schon deutlich,
wenn Sie mit Ihrem Dual-Use-Ansatz kommen und
kritisieren, dass mdglicherweise Wissen aus Logis-
tik und Medizin, Technologie und so weiter irgend-
wie auch fur die Bundeswehr genutzt werden kon-
ne. Ja, man kann vieles, was man zum Guten ver-
wenden kann, auch leider zum Schlechten verwen-
den und wir missen demokratisch dartiber disku-
tieren, dass so etwas nicht passiert. Sie versuchen
hier aber im Grunde, Forschung von Anfang an zu
verhindern. Das ist etwas, mein lieber Herr Dolzer,
was auf uns wirkt, als ware es am Ende des Tages
staatsfeindlich. Daher kénnen wir wirklich nur im
hochsten MalRe kritisieren, was Sie hier versuchen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Gdgge fur die GRUNE Frak-
tion.

René Gogge GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Aus Sicht der GRUNEN ist nattir-
lich véllig klar, dass Wissenschaft und Forschung
immer dem Wohl der Gesellschaft dienen sollen.
Allerdings stellt sich, das ist hier sehr deutlich ge-
worden, ganz klar die Frage, wo denn die Grenze
liegen soll zu problematischen, gesellschaftlich
nachteiligen Forschungsgebieten. Es gibt dafir
Uberhaupt keine Systematik und viele Erkenntnisse
kénnen, das ist auch klar geworden, auch fir an-
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dere Zwecke eingesetzt werden. Das wurde als
Dual-Use hier auch schon benannt.

Ich meine, dass die gesetzlich verordnete Zivilklau-
sel nicht das scharfe Schwert ist, das sich DIE LIN-
KE hier wiinscht. Harte Sanktionen sind, das wur-
de auch schon benannt, aufgrund der gliicklicher-
weise in unserer Verfassung verankerten Wissen-
schaftsfreiheit ohnehin nicht méglich. Wirklich sinn-
voll erscheint mir vielmehr ein ernsthafter und vor
allem dauerhafter Diskurs innerhalb der Hoch-
schulen zu allen Fragen der Forschungsethik. Es
geht um die Sensibilisierung fir die Folgen des ei-
genen wissenschaftlichen Arbeitens und die be-
sondere gesellschaftliche Verantwortung, die
Hochschulen in unserem Land tragen. Das sollte
Thema in den Gremien der Hochschulen und viel-
leicht in Ethikkommissionen sein. Durch eine offe-
ne und ehrliche Debatte in den Hausern selbst wird
deutlich mehr erreicht als mit einer Zivilklausel, die
moglicherweise dann auch leicht umgangen wer-
den kann.

In Zeiten immer rasanterer technischer und gesell-
schaftlicher Entwicklung stellt sich die Frage nach
wissenschaftlicher Ethik sehr deutlich. Aus dieser
Diskussion wollen und werden wir die Institutionen
und die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
selbst nicht entlassen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Oetzel fir die FDP-Fraktion.

Daniel Oetzel FDP:* Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Zum wiederholten Male
bekommen wir von der LINKEN hier das Thema
Einschrankung der Wissenschaftsfreiheit auf die
Tagesordnung gehievt. Ich sage ganz klar fir uns
Freie Demokraten: Forschung und Lehre missen
frei sein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP, der CDU und bei Dr.
Alexander Wolf AfD)

Die von lhnen regelmafig eingeforderten Verbote
lassen immer wieder erkennen, dass DIE LINKE
ein seltsames Verstandnis von Wissenschaft hat.
Denn Wissenschaft zeichnet sich doch im Kern
durch Ergebnisoffenheit aus, und es kann oftmals
im Prozess der Forschung gar nicht gesagt wer-
den, welche Verwendung Forschungsprojekte am
Ende finden. Gerade bei grundlegender Forschung
im naturwissenschaftlichen Bereich ist das der Fall
und die potenziellen Anwendungsgebiete sind un-
gezahlt, Herr Dolzer. Mdchten Sie also auch natur-
wissenschaftliche Grundlagenforschung verbieten
oder da Eingriffe machen? Ich hoffe nicht, denn
wenn sich eine solche Denke in Hamburg etabliert,
ware dies ein wissenschaftspolitisches Armuts-
zeugnis und wirde Hamburg auch wirklich zurtick-
fallen lassen.

(Beifall bei der FDP und bei René Gdgge
GRUNE und Detlef Ehlebracht AfD)

Auch bei militérischer Forschung ist es nicht so
einfach, wie DIE LINKE es sich wie Ublich macht.
Viele zivile Technologien, die heute auch lhren All-
tag mafgeblich mitbestimmen, gehen auf militari-
sche Forschung zurlck. Herr Dolzer, stellen Sie
sich doch Ihr Smartphone auch gern einmal ohne
GPS und ohne das Internet vor und dann schauen
wir mal, wie gut lhre Arbeit dann funktioniert.

Aber abgesehen von diesen grundlegenden Denk-
fehlern wiirden die Scheuklappen, die Sie uns hier
verordnen wollen, auch grundlegende Probleme in
der Kooperation mit anderen Universitaten hervor-
rufen. Herr Dolzer, weltweit flihrende Universitaten
leisten sich heute Lehrstlhle flr Sicherheitspolitik.
Und in Hamburg wird durch angebliche Wissen-
schaftspolitiker gefordert, das Wissen zu verbieten,
nur weil es nicht in ihr Weltbild passt. Wir machen
da nicht mit

(Beifall bei Jens Meyer FDP und Dennis
Gladiator CDU)

und halten an dieser Stelle noch einmal ganz klar
das Pladoyer fur die Forschungsfreiheit, die uns
ein hohes Gut ist, Ubrigens nicht nur in diesem Be-
reich, sondern auch in anderen Feldern wie zum
Beispiel der Medizin. Auch im Bereich der Gen-
technik waren die Mdglichkeiten ungezahlt und die
positiven Chancen fiir unsere Gesellschaft wirklich
immens. Deshalb sagen wir Nein zu lhrem Ein-
schnitt in die Forschungsfreiheit.

(Beifall bei der FDP, der CDU und bei Ekke-
hard Wysocki SPD und René Gégge GRU-
NE)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun Dr. Wolf, Abgeordneter der AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Ich schliel3e
mich weitgehend den Ausfiihrungen meines Vor-
redners an.

(Daniel Oetzel FDP: Denen von Herrn Dol-
zer?)

— Meines Vorredners.

Wir sind fur einen Wissenstransfer und vertreten
die Auffassung, dass die Wissenschaft frei sein
muss, frei von Denkverboten und frei von Ideolo-
gie. Hochschulen mit einer Zivilklausel zu verse-
hen, wirde gerade diese Freiheit untergraben. Hier
wird mal wieder versucht, ein ideologisches Ziel
zum Leidwesen eines bedeutenden Wirtschafts-
zweigs in politische Realitdt umzusetzen. Eine in-
novative RuUstungsindustrie ist gefragt, die regel-
mafig auch von den Impulsen der Forschung profi-
tiert. Nicht stumpfe Dogmatik, sondern pragmati-



6222 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 82. Sitzung am 5. September 2018

(Dr. Alexander Wolf)

scher Realismus muss die Triebfeder politischer
Entscheidungen hier sein.

Die Forderung, der Bundeswehr oder Rustungsun-
ternehmen den Zugang zur zivilen Forschung zu
entziehen, hatte verheerende Folgen und wirde
dazu flhren, dass Pleiten wie die Funktionalitat
des G36-Sturmgewehrs zur Regel wirden.

Wir lehnen die Einfihrung der Zivilklausel auch
deshalb ab, weil sie auf der Pramisse basiert, eine
Reduktion des deutschen Handelsvolumens im Be-
reich der Rustungsindustrie wirke sich forderlich fir
den Weltfrieden aus. Das ist Traumerei, das ist
Hoffnung statt Realismus und Verstand.

(Gerhard Lein SPD: Das ist Zynismus!)

Solange Sie sich um die Verwirklichung politischer
Utopien kimmern, werden wir dafir sorgen, die
wirtschaftlichen  Interessen  Hamburgs und
Deutschlands zu wahren, wozu auch eine leis-
tungsfahige Ristungsindustrie zahlt, die notwendi-
gerweise auf der Hohe der wissenschaftlichen For-
schung steht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun noch einmal der Abgeordnete Dolzer von der
Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE:* Was fir eine interes-
sante Debatte. Dass der Senat die Auffassung ver-
tritt, eine Zivilklausel habe lediglich eine begrenzte
Wirkung, da sie nicht fur Drittmittelprojekte gelte,
ist Unfug. Es ist politischer Wille, wie man etwas
gestaltet. Die anderen Bundeslander waren der
Meinung, es sei kein Eingriff in die Wissenschafts-
freiheit, wenn man Vorgaben mache. Lieber Herr
Ovens, wir wissen ja, dass Sie es nicht verknusen
kénnen, dass ich nicht bei der Bundeswehr war.
Das haben Sie schon im Ausschuss deutlich ge-
macht.

(Michael Kruse FDP: Nee! — André Trepoll
CDU: Die Bundeswehr hat schon genug
Probleme! — Lachen bei der CDU und der
FDP)

Ich finde es aber sehr gut, dass ich Zivildienst ge-
leistet habe, denn es kommt namlich wirklich da-
rauf an, was man mochte. Es ist ein Unterschied,
ob man Geld investiert, wenn die Universitat Ham-
burg oder Fraunhofer mit Aptomar oder Rheinme-
tall etwas Militartechnisches erforscht, oder wenn
man einmal etwas anderes als Exzellenz nehmen
wirde und zum Beispiel ein Forschungsprojekt
Uber Ludwig Baumann férdern wiirde, der es ge-
wagt hat, 1942 zu desertieren, und zivile Courage
fast mit seinem Leben bezahlt hatte. Wenn man
ein Forschungsprojekt Gber ihn und weitere Deser-
teure der Wehrmacht machen wirde, ware das
richtige, gute Forschung.

(Beifall bei der LINKEN)

Genau solche Forschung ware die Forschung, die
gegen lhre Versuche, Herr Wolf, die Gesellschaft
zu destabilisieren, angehen kdnnte, weil das ndm-
lich Zivilcourage im wahrsten Sinne des Wortes
ware, gegen eine Obrigkeit, die die Menschen in
ein autoritares, faschistisches oder faschistoides
System leiten wirde. Eine solche Forschung stel-
len wir uns vor. Mit einer Zivilklausel schaffen wir
die Grundlagen dafur und das ist kein Eingriff in
die Freiheit von Forschung und Lehre. Das ist ein-
fach Unfug.

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt unzahlige Projekte; einige sind Dual-Use
und einige sind ganz klar militarisch ristungstech-
nisch gepragt. Genau das kénnen wir unterbinden.
Dual-Use ist eine andere Thematik, die wir gern
ein anderes Mal debattieren kénnen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt der
Abgeordnete Ovens von der CDU-Fraktion.

Carsten Ovens CDU: Vielen Dank, Herr Prasi-
dent. — Sehr geehrter Herr Dolzer! Ich weil3 nicht,
wie Sie darauf kommen, dass es mir leidtut, dass
Sie nicht bei der Bundeswehr gewesen sind, was
Sie gerade behauptet haben. Ich weil auch nicht,
wie die Bundeswehr dariiber denkt. Aber es tut mir
fur Sie leid, dass Sie bei der Bundeswehr nicht ge-
nommen wurden, lieber Herr Dolzer.

(Beifall bei der CDU)

Das muss man an dieser Stelle schon einmal fest-
stellen.

Wir kdnnen uns naturlich vortrefflich Gber Dual-Use
und ahnliche Geschichten, die Sie hier ankreiden,
unterhalten. Ich finde allerdings, wenn man sich lh-
re 18 Seiten lange GroRe Anfrage einmal an-
schaut, einen Punkt sehr bemerkenswert, und den
anzusprechen ist auch vor dem Hintergrund dieser
ganzen Debatte wichtig. Denn Sie fragen unter an-
derem, wie viele Forschungsprojekte die Bundes-
wehr an Hamburger Universitdten und Hoch-
schulen finanziert habe. Sie fragen es sogar nicht
nur fir die letzten zwolf Monate ab, Sie fragen es
ab seit 2012. Und wenn man lhre 18 Seiten dann
liest, kriegt man relativ schnell auf diese Frage ei-
ne einfache Antwort: gar keines. Gar keines, lieber
Herr Dolzer. Das ist die Antwort des Senats auf Ih-
re Anfrage. Die Bundeswehr hat kein einziges For-
schungsprojekt an den Hamburger Universitaten
und Hochschulen direkt finanziert. Ich finde es be-
merkenswert, dass Sie trotzdem umso scharfer ge-
gen die Bundeswehr wettern und hier jede Platt-
form nutzen, genauso wie wir vor einiger Zeit tber
das Deutsche Maritime Zentrum diskutiert haben
und Sie dann schon grof3e Sorge hatten, dass da
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womdglich Flugzeugtrager gebaut oder entwickelt
werden kénnten, lieber Herr Dolzer. Ich sage lhnen
ganz ehrlich: Ich persénlich glaube, dass niemand
vorhat, mit dem Deutschen Maritimen Forschungs-
zentrum hier in Hamburg die Konrad Adenauer 1
zu entwickeln. Ich persénlich finde aber, dass man
auch darlber durchaus einmal ernsthaft diskutie-
ren konnte. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Jens-Peter
Schwieger SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Wenn keine weite-
ren Wortmeldungen vorliegen — das ist der Fall —,
kommen wir zur Abstimmung.

Wer also méchte die Drucksache 21/13143 an den
Ausschuss flr Wissenschaft und Gleichstellung
Uberweisen? — Gegenstimmen. — Enthaltungen? —
Damit ist dieser Uberweisungsantrag abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Burgerschaft von der
Grolen Anfrage der LINKEN aus Drucksache
21/13143 Kenntnis genommen hat.

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 28,
Antrag der Fraktion DIE LINKE: Hamburg braucht
dringend einen aktuellen und bedarfsgerechten
Schulentwicklungsplan.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Hamburg braucht dringend einen aktuellen und
bedarfsgerechten Schulentwicklungsplan!

— Drs 21/14134 -]

Die antragstellende Fraktion méchte diese Druck-
sache an den Schulausschuss Uberweisen. Es
handelt sich auch hier um eine von der Fraktion
DIE LINKE angemeldete Kurzdebatte mit je zwei
Minuten Redezeit pro Debattenbeitrag.

Wird das Wort gewtlinscht? — Frau Boeddinghaus,
Sie haben es fir die Fraktion DIE LINKE.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE:* Herr Prasi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Aufmerksa-
me Abgeordnete werden festgestellt haben, dass
wir zu diesem Thema vor einiger Zeit schon einmal
einen Antrag eingebracht haben, weil die Situation
in der Stadt wirklich so ist, dass jeder Spatz von je-
dem Schuldach pfeift, dass wir einen neuen Schul-
entwicklungsplan brauchen. Nur Rot-Griin und der
Senat verstehen es nicht. Es ist dringend notwen-
dig, und deswegen haben wir uns dazu entschlos-
sen, diesen Antrag Uberarbeitet

(Zuruf)

— da gibt es eine Wortmeldung? — noch einmal ein-
zubringen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist so, dass sich die Situation ja nicht ent-
spannt, sondern im Grunde eher verscharft. Es ist
naturlich klasse, wenn mehr Schilerinnen und
Schiler in den Schulen sind. Das ist doch gar kei-
ne Frage. Es ist super, wenn mehr Inklusion in den
Schulen stattfindet. Es ist auch unheimlich toll,
wenn Eltern den Ganztag in Anspruch nehmen.
Der Schulentwicklungsplan von 2012 geht zum
Beispiel von einer Akzeptanzquote des Ganztags
von 40 Prozent aus. Wir haben jetzt schon 83 Pro-
zent der Eltern, die fur ihre Kinder einen Platz in
der Ganztagsschule wollen.

Es ist auch gut, dass sich das Anmeldeverhalten
vielleicht jetzt wieder ein bisschen zur Stadtteil-
schule hin verandert. Ich weil® es nicht. Auf jeden
Fall ist es nicht so in der Realitat, wie es im Schul-
entwicklungsplan dargelegt ist. Von daher sind un-
glaublich viele Parameter und Pramissen, die dem
Schulentwicklungsplan von 2012 zugrunde liegen,
wirklich von der Realitdt Uberholt. Und wenn man
in Schulen unterwegs ist, dann stellt man fest,
dass sie alle sagen: Wir brauchen in der Region ei-
ne gemeinsame Verabredung und eine gemeinsa-
me Schulentwicklung.

Wir haben das jetzt schon in vielen Stadtteilen fest-
gestellt. In Altona gibt es unglaublich viel Unruhe.
Bei der Stadtteilschule Walddorfer war jlingst das
Problem, dass sie plétzlich einen Zug mehr neh-
men mussten, ohne dass im Grunde in der Region
darlber dann beraten werden konnte, wo die
Schiler unter Umstadnden noch hingehen. Wir ha-
ben in Wilhelmsburg zum Beispiel jetzt gerade eine
Initiative an einer Schule, die sich gern daflr ein-
setzen mochte, dass die Schule weiterlauft. All das
macht die Behérde im Moment so, dass sie eigent-
lich vom 16. Stock aus Entscheidungen trifft, ohne
zuvor die Eltern und die Beteiligten in die Diskussi-
on einbezogen zu haben.

(Glocke)
Ich komme gleich noch mal.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort hat nun
die Abgeordnete Duden von der SPD-Fraktion.

Barbara Duden SPD:* Vielen Dank, Herr Prasi-
dent, und vielen Dank auch an Sabine Boedding-
haus, die uns erlaubt hat, dem Prasidenten zu sa-
gen, dass wir uns gemeldet haben.

Der Schulentwicklungsplan von 2012 sollte das
veranderte System von Grundschule, Stadtteil-
schule und Gymnasium nachvollziehen, nicht mehr
und nicht weniger. Er sollte leistungsfahige
Schulen mit Mindestzlgigkeit abbilden, wobei er
natdrlich auch immer regionale Besonderheiten
aufzeigen sollte, zum Beispiel die Situation in den
Vier- und Marschlanden. Der Schulentwicklungs-
plan von 2012 ist keine Bauplanung fiir Schulen,
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sondern die Grundlage fiir die Planung notwendi-
ger BaumaRnahmen uber einen Zeitraum von
mehreren Jahren, und das hat auch Antworten fir
die Schulsituation im Jahre 2018.

Standortbedarfe flir Schulen missen friihzeitig in
Planungsprozesse eingebunden werden, damit
ausreichend Schulflache zur Verfigung steht. Wir
werden gleich noch die Debatte um die Situation
am Lohsepark haben. Unter diesen Gesichtspunk-
ten ist der Schulentwicklungsplan 2012 weiterhin
eine geeignete Planungsgrundlage, um anstehen-
de Planungsprozesse begleiten und unterstitzen
zu kénnen. Wir werden die Strategie zusammen
mit den Bezirken, den Schulen vor Ort und den re-
gionalen Bildungskonferenzen weiterverfolgen, um
gemeinsam geplante Neu- und Umbauten durch-
zuflhren, und sehen keine Veranlassung, einen
neuen Schulentwicklungsplan zu dieser Zeit in Auf-
trag zu geben. — Danke.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Stéver fir die CDU-Fraktion.

Birgit Stover CDU:* Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Die Debatte zeigt, dass
es wichtig ist, heute noch einmal Uber die Schul-
entwicklungsplanung zu sprechen. Das Thema,
das hat Frau Boeddinghaus schon gesagt, ist in
Wirklichkeit nicht neu. In der Legislaturperiode gab
es bereits mehrere Anlaufe, dieses Thema voran-
zutreiben. Auch von mir ist es aufgeworfen, aufge-
arbeitet und weiterverfolgt worden. Ich selbst habe
allein in diesem Jahr sieben Anfragen zur Schul-
entwicklungsplanung stellen missen, um u(ber-
haupt aktuelle Planungszahlen zu bekommen und
auch Zukunftsperspektiven fir die Hamburger
Schulen zu erhalten. Der von mir und von der CDU
Anfang des Jahres gestellte Antrag zur Aktualisie-
rung des sogenannten SEPL, Drucksache
21/11501, wurde ohne Uberweisung abgelehnt. Ja,
liebe Kollegen von SPD und GRUNEN, wenn Sie
das Gefuhl haben, taglich gruf3t das Murmeltier,
dann kann ich das gut verstehen. Das Thema
kommt immer wieder auf und hat doch eine gewis-
se Relevanz. Ich kann das gut verstehen. Doch in
dem bekannten Film "Und taglich graf’t das Mur-
meltier" ist der arrogante Wetteransager aus seiner
Zeitschleife auch mal wieder herausgekommen,
weil er namlich dazugelernt und sein Verhalten ge-
andert hat. Deswegen will ich die Hoffnung nicht
aufgeben, dass die Regierungsfraktionen und auch
Senator Rabe langsam dazulernen und erkennen,
dass Hamburg schon Uberreif fir eine Uberarbei-
tung des bestehenden Schulentwicklungsplans ist.
Bisher meinte der Senator, er misse sich dafir
keine Zeit nehmen. Das jedenfalls ergeben die
Kleinen Anfragen. Das empfinde ich ehrlich gesagt
fur Hamburg als eine Schande.

(Beifall bei der CDU)

Im Altestenrat haben wir ein Schreiben des Univer-
sitatsprasidenten erhalten, in dem er die Flut an
Kleinen Anfragen beklagt. Meine Damen und Her-
ren von der Senatsbank und auch von den Regie-
rungsfraktionen, wiirden Sie uns in den Ausschis-
sen eine bessere, transparentere Arbeit und Dis-
kussion Uber die Angelegenheiten unserer Stadt
ermdglichen und nicht alles per Mehrheit im Vorfel-
de wegdriicken, so brauchten wir als Oppositions-
politiker weniger Kleine Anfragen zu stellen.

(Dirk Kienscherf SPD: Das glaube ich nicht!)

Daher mein dringender Appell: eine Ausschuss-
Uberweisung zu dieser Drucksache.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete von Berg fir die GRUNE
Fraktion.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE:* Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Ich bin dann wohl kein
Spatz, denn ich pfeife es nicht vom Dach. Ich bin
der Auffassung, dass wir keinen neuen Schulent-
wicklungsplan brauchen, und ich will es auch gern
begriinden.

Ich will gar nicht negieren, dass wir eine ziemlich
dynamische Entwicklung in der Schullandschaft
haben. Da wird hier mal mehr gebaut und dort
auch eine neue Schule gegriindet. Aber wenn Sie
sich den Schulentwicklungsplan einmal genau an-
gucken, dann sind die allermeisten Schulen, die
jetzt neu gebaut werden, bereits im Schulentwick-
lungsplan vorgesehen. Von daher tun wir so, als
ob da lauter neue Schulen aufploppten; tatsachlich
stimmt das aber gar nicht.

Viel wichtiger ist doch, und das geschieht tatsach-
lich, vor Ort in den sich dynamisch entwickelnden
Bezirken zu gucken, was erforderlich ist, und es
dann vor Ort anzupassen. Bevor man wieder ein
ziemliches Monstrum an Schulentwicklungsplan
neu baut, der wahrscheinlich ein halbes Jahr spa-
ter schon wieder Uberarbeitungswiirdig ist,

(André Trepoll CDU: Aber lhrer jetzt nicht!)

ist es doch viel besser, dass die BSB flexibel vor
Ort guckt, gemeinsam mit Schulbau Hamburg, ge-
meinsam mit den Bezirken, wo noch Zubaubedarf
ist, wo eventuell neue Schulen geplant werden
mussen, damit die Bedarfe vor Ort gedeckt wer-
den.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
ruf: Aha!)

Einen Appell mdchte ich noch einmal an die Bezir-
ke richten; das kann ich mir nicht verkneifen. Wenn
Sie neue Wohnungen genehmigen, dann denken
Sie doch bitte auch daran,
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(Thilo Kleibauer CDU: Ist das jetzt Bezirks-
Bashing?)

dass wir auch Platz fir die Schulen und entspre-
chende Quadratmeter brauchen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
ruf: Wer stellt denn die Bezirksamtsleiter?)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt der
Abgeordnete Oetzel von der FDP-Fraktion.

Daniel Oetzel FDP:* Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Der vorliegende Antrag
ist in vielen Punkten leider nicht konkret genug,
zum Beispiel bei den vorgeschlagenen Verfahren.
Wir werden uns daher, so viel schon jetzt, in der
Sache am Ende enthalten. Ein Punkt ist aber rich-
tig, und den haben Sie gut nach vorn gestellt, nam-
lich dass der bestehende Schulentwicklungsplan
dringend aktualisiert werden muss. Ich finde, Frau
von Berg hat das gerade noch einmal sehr schoén
betont. Sie hat gesagt, sie machten keinen neuen
Plan, weil der nach einem halben Jahr schon wie-
der Uberarbeitet werden misste. Das ist, finde ich,
das beste Argument daflr, einen bereits sechs
Jahre alten Plan dringend zu Uberarbeiten.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Wir haben momentan im ganzen Hamburger Raum
zahlreiche Beispiele, wo Zlgigkeiten nicht langfris-
tig geplant werden, wo man im Grunde schon jetzt
sehen kann, dass mit den geplanten Klassenzigen
die Bedarfe in ein oder zwei Jahren nicht befriedigt
werden konnen. Diese Fehlplanungen des Senats
waren weniger schlimm, wenn sich die Entwicklung
so dynamisch darstellen wiirde, wie Frau von Berg
es gerade gesagt hat. Aber anstatt auf die Proble-
me vor Ort einzugehen, verweigert der Senat leider
in der Regel eine konstruktive Lésung vor Ort und
gibt keine Perspektive flur die Gesamtanalyse.

(Barbara Duden SPD: Was fur Beispiele gibt
es? — Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Was
fur Beispiele gibt es?)

Auch der Rechnungshof hat mittlerweile festge-
stellt, dass es beim SEPL schwere konzeptionelle
Mangel gibt. Ich glaube, spatestens das hatte zu
einer Anpassung fihren missen.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Herr Oetzel, erlauben Sie eine Zwischenfrage der
Abgeordneten von Berg?

Daniel Oetzel FDP:* Ja.

Zwischenfrage von Dr. Stefanie von Berg GRU-
NE:* Herr Oetzel, Sie haben gerade gesagt, es
wilrde negiert, dass Bedarfe vor Ort angemeldet

werden, und dass das einfach weggedriickt und
nicht umgesetzt werde. Kénnen Sie mir ein Bei-
spiel nennen?

Daniel Oetzel FDP (fortfahrend):* Ja, vielen Dank.
Ich bin erst vor wenigen Wochen im Gesprach ge-
wesen mit einer Gruppe vor Ort in Rissen, wo die
Planung der Ziigigkeit der Schule ganz offensicht-
lich nicht den Bedarfen vor Ort entspricht. Das wur-
de auch der Schulbehérde mehrfach und insistie-
rend mitgeteilt, nicht nur von den Eltern, sondern
auch vom Schulrat. Das macht es eigentlich noch
schlimmer. Und wenn Sie jetzt fragen, ob ich auch
nur ein Beispiel habe, dann kann ich lhnen sagen,
ja, es gibt diese Beispiele. Das habe ich mir ja
nicht ausgedacht. Deshalb brauchen wir einen
Schulentwicklungsplan, leider nicht so, wie er hier
heute vorgeschlagen wurde. Deshalb werden wir
uns enthalten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort hat nun
der Abgeordnete Dr. Wolf von der AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Dass der Schul-
entwicklungsplan Uberholt ist und die darin festge-
haltenen Parameter langst nicht mehr den aktuel-
len Bedarfen entsprechen, ist richtig — so die jin-
geren Entwicklungen bei den Anmeldezahlen von
Stadtteilschulen und Gymnasien, bei der Inan-
spruchnahme von Ganztagsangeboten oder dem
allgemeinen Anwachsen der Schilerschaft durch
Zuzug. Man konnte auch an die SchlieBung der
katholischen Schulen erganzend denken. All das
ist im Schulentwicklungsplan nicht ausreichend be-
ricksichtigt. Wir halten es fir sinnvoll, uns damit zu
beschéaftigen. Dem Antrag der Fraktion DIE LINKE
werden wir inhaltlich nicht zustimmen, sondern uns
enthalten, aber in jedem Fall stimmen wir flr eine
Uberweisung an den Schulausschuss. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Boeddinghaus fiir die Frakti-
on DIE LINKE.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE:* Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von Rot-Griin, hatten Sie die
Haltung, den Antrag an den Ausschuss zu Uber-
weisen, dann kénnten wir uns den Schulentwick-
lungsplan Region fur Region vornehmen und dann
wirden wir feststellen, dass es durchaus an vielen
Stellen hakt und dass all diese Veranderungen, die
es jetzt gab, zum Beispiel eine Umwandlung in ein
Gymnasium in Altona, aus der Hamburger Stral3e
heraus entschieden wurden und eben nicht von
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der Region, von den Beteiligten, von den Schulen.
Im Gegenteil, es gab sehr viel Widerspruch, der
abgeblgelt wurde. Das verweigern Sie, das finde
ich total schwach. Was ich noch einmal erwahnen
mdchte, ist, dass wir seit 2012 zwei Volksinitiativen
hatten mit einer grol3en Auswirkung auf die Schul-
entwicklung, Inklusion und Guter Ganztag. Wir ha-
ben eine groRe Zahl von gefliichteten Kindern und
Jugendlichen, die mehr oder weniger gut in unser
Schulsystem integriert werden. Das ist Uberhaupt
kein Thema im Schulentwicklungsplan 2012 und
ein ganz wichtiger Grund, endlich diesen Plan an-
zugleichen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es stimmt nicht, dass die Bezirke beteiligt werden.
Es wird immer nur mit den Bezirksamtsleitungen
kommuniziert. Die Bezirke haben eh kaum noch et-
was zu sagen, aufder, wo noch gebaut wird oder
wo es freie Flachen gibt. Aber wir reden doch von
einer Beteiligung der Akteure vor Ort. Gerade die
Sozialraumteams, also die kleinste Einheit der Bil-
dungskonferenzen, wéaren super geeignet, um zu-
sammen mit den Leuten ein Beteiligungsverfahren
zu installieren. Ich habe mittlerweile das Gefiihl,
dass Rot-Griin unglaublich Angst hat vor Beteili-
gung, vor echter Beteiligung, vor Mitbestimmung
und vor einem dynamischen Prozess. Das brau-
chen unsere Schulen, und Sie werden so nie einen
Schulfrieden erreichen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprésident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete von Berg fir die GRUNE
Fraktion.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE:* Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Lieber Herr Kollege
Oetzel, zu lhrem Beispiel in Rissen mdchte ich sa-
gen, dass Sie bitte zur Kenntnis nehmen méchten,
dass da drei Schulen sind, Marschweg, Iserbarg
und Lehmkuhlenweg, die genug Kapazitaten ha-
ben und wo die Kinder gut verteilt wurden und man
das mit Augenmal} gemacht hat. Nun zu sagen, da
ware noch Zubaubedarf, ist einfach in der Sache
falsch.

(Thilo Kleibauer CDU: Und das entscheiden
Sie?)

Dieses Beispiel ist einfach in der Sache falsch, das
muss ich richtigstellen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Dirk Kienscherf SPD: Sehr gut!)

Wir setzen den Schulbaurahmenplan — und um
den geht es auch, nicht nur um den Schulentwick-
lungsplan — Stick fur Stick um, letztendlich mit
Milliarden von Euro hinterlegt. Das ist das, was
diese Stadt braucht. Und das, was vor Ort frisch

entschieden werden muss, das machen wir ge-
meinsam mit den Bezirken,

(Thilo Kleibauer CDU: Das habt ihr ja gerade
abgelehnt!)

gemeinsam mit den Schulen vor Ort. Und das ist
das, was wir vernunftige Schulentwicklungspolitik
nennen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Stover flir die CDU-Fraktion.

Birgit Stéver CDU:* Herr Prasident, vielen Dank
fur die erneute Worterteilung. Ja, es wurde noch
einmal deutlich, dass es nicht um Schulbau geht,
das stimmt auch, aber es geht um die Planbarkeit
von Schulen und es ist nicht nur das Rissener Bei-
spiel; Frau Boeddinghaus hat einige Beispiele
mehr genannt. Auch an mich sind Schulen heran-
getreten, die gesagt haben: Warum haben wir
jetzt, obwohl wir gerade auf eine Zigigkeit von drei
ausgebaut wurden, eine vierte Zlgigkeit dazube-
kommen? Die Schule gegeniber bekommt einen
Zug weniger und hat auf einmal freie Raumkapazi-
taten und die Schule, die eine Ziigigkeit mehr be-
kommen hat, muss jetzt ihre Fachraume aufgeben.
Also da gibt es diverse Beispiele.

(Dirk Kienscherf SPD: Das hat etwas mit
dem Anmeldesystem zu tun!)

Die mangelnde Schulentwicklungsplanung flhrt
echt zu Flickwerk und zu einer mangelnden Plan-
barkeit. Und es geht hier um die Planbarkeit.

Es ist schon genannt worden, dass die Entwick-
lung so ist, dass wir steigende Schiilerzahlen ha-
ben, dass wir Reduzierungen von Klassengréfien
immer noch hinterherlaufen, dass die Herausforde-
rung von Inklusion, Ganztag und auch die Be-
schulung von Flichtlingskindern da ist und, auch
nicht zu vergessen, die Schlieung von diversen
katholischen Schulen bedarf einer Planbarkeit. Das
muss auch so sein.

Und dann, Frau von Berg, zu sagen, das mussten
die Bezirke selbst mitmachen ... Ja, natirlich, die
Bezirke sind jetzt daran schuld, wenn in einem
Neubaugebiet nachher keine Schule geplant wird —
das sollte die Schulentwicklungsplanung tun. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Carl-Edgar Jar-
chow FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Wenn keine weite-
ren Wortmeldungen vorliegen — das ist wohl der
Stand —, kommen wir zur Abstimmung.

Wer die Drucksache 21/14134 an den Schulaus-
schuss uUberweisen mochte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
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Damit ist dieses Uberweisungsbegehren abge-
lehnt.

Dann kommen wir zur Abstimmung Uber den An-
trag der Fraktion DIE LINKE aus Drucksache 21/
14134.

Wer stimmt diesem Antrag zu? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 34,
Antrag der FDP-Fraktion: Pravention von Ausbil-
dungsabbriichen ist ein Schritt zur Fachkraftesi-
cherung am Standort Hamburg.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Pravention von Ausbildungsabbriichen ist ein
Schritt zur Fachkraftesicherung am Standort
Hamburg

— Drs 21/14140 -]

Die FDP-Fraktion moéchte diesen Antrag an den
Ausschuss fur Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen.

Wird hierzu das Wort gewilinscht? — Die Abgeord-
nete Nicolaysen fiir die FDP-Fraktion hat es.

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Die Auszu-
bildenden von heute sind die Fachkrafte von mor-
gen. Sie sind es, um die wir uns viel starker kim-
mern sollten und muissen. Dazu wollen wir mit un-
serem Antrag einen Beitrag leisten.

Die schlechte Nachricht ist, dass bundesweit circa
25 Prozent der Ausbildungsvertrage vorzeitig ge-
I6st werden. 2015 waren das knapp 143 000 Aus-
bildungsvertrédge. Auch in Hamburg sind hohe Ver-
tragslosungsquoten zu beobachten. Gerade vor
dem Hintergrund des immer groRer werdenden
Fachkraftemangels kann sich Hamburg das nicht
leisten. Die gute Nachricht ist, das muss es auch
nicht, denn es gibt ein Programm zur Vorbeugung
von Ausbildungsabbriichen. Es hat den Namen
PraeLab und wurde von der Hochschule der Bun-
desagentur fur Arbeit entwickelt und bereits erfolg-
reich erprobt. Es funktioniert wie eine Art Frih-
warnsystem. Jugendlichen, bei denen ein Risiko
zum Ausbildungsabbruch besteht, kann mit geziel-
ten Malinahmen zur Beratung und Unterstiitzung
geholfen werden. Im Kern besteht PraelLab aus ei-
ner Online-Selbsteinschatzung der Auszubilden-
den zu ihren Uberfachlichen Kompetenzen und ih-
rer Ausbildungssituation, einem individuellen Bera-
tungsangebot und einer vernetzten Zusammenar-
beit. Gerade fir den Einsatz in Fachklassen der
Berufsschule mit einem hohen Abbruchrisiko ist
PraelLab gut geeignet.

(Beifall bei der FDP)

Es hilft, mogliche Hindernisse oder Probleme zu
erkennen und bei Bedarf frihzeitig Unterstiitzung
anzubieten. Vor diesem Hintergrund fordern wir als
FDP-Fraktion den Senat auf, die Einflihrung von
PraeLab in ausgewahlten Hamburger Berufs-
schulen zu testen.

(Beifall bei der FDP)

Die Auswahl der Berufsschule sollte dabei in enger
Abstimmung mit der Agentur fir Arbeit Hamburg
erfolgen. Der Fokus sollte auf Klassen mit hohem
Abbruchrisiko gelegt werden und ein erstes Bera-
tungsangebot sollte ab Februar 2019 zur Verfi-
gung stehen.

Lassen Sie uns gemeinsam die Ausbildungschan-
cen von Jugendlichen in Hamburg verbessern,
denn, wie ich eingangs gesagt habe, die Auszubil-
denden von heute sind die Fachkrafte von morgen.
In diesem Sinne, stimmen Sie unserem Antrag
zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt der
Abgeordnete Schwieger fir die SPD-Fraktion.

Jens-Peter Schwieger SPD: Sehr geehrter Herr
Prasident, meine werten Kolleginnen und Kolle-
gen! Gerade hat das neue Ausbildungsjahr begon-
nen. Ich denke, das ist die Gelegenheit, auch ein-
mal allen jungen Menschen, die zum 1. August
oder 1. September eine Ausbildung begonnen ha-
ben, alles Gute zu wiinschen. Sie sind namlich die
Fachkrafte von morgen. Hamburg braucht sie.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Wolfhard Ploog CDU)

Die Hamburger Betriebe bieten gemeinsam mit
den Berufsschulen in der Regel eine qualitativ
hochwertige Ausbildung. Besonders freut mich,
dass davon immer mehr junge Menschen profitie-
ren.

Richtig ist aber auch, dass gerade die Pravention
von Ausbildungsabbriichen ein Schritt zur Fach-
kraftesicherung ist. Nach unseren Vorstellungen
ware es aber besser, vor Abschluss des Ausbil-
dungsvertrages tatig zu werden, und mit unserem
Programm BOSO sind wir dort auf dem richtigen
Weg. Betriebspraktika werden schon in den Klas-
sen 7 bis 9 angeboten. Das kann entscheidend fir
eine richtige Ausbildungswahl sein und Ausbil-
dungsabbriiche verhindern.

Im Text des Antrags, Frau Nicolaysen hat es gera-
de auch noch einmal gesagt, werden Zahlen zu
Vertragslosungsquoten zitiert. Diese Zahlen sind
erschreckend, stellen aber keine verlasslichen Indi-
katoren fir einen Ausbildungserfolg dar. Eine Ver-
tragslésung, so wie sie bei den Kammern regis-
triert wird, liegt nédmlich auch schon dann vor,
wenn zum Beispiel Auszubildende von einer gefor-
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derten Ausbildung in eine nicht geforderte Ausbil-
dung wechseln oder wenn sie nur den Betrieb
wechseln. Also ganz sauber ist diese Statistik
nicht.

Die Auflésung von Ausbildungsvertragen hat aller-
dings vielfaltige Ursachen. Sie haben einen kleinen
Hinweis auf besondere Berufe gegeben, die dort
immer im Gesprach sind. Wir haben zum Beispiel
den Gastrobereich oder den Sicherheitsbereich,
wo gerade sehr umfangreiche Ausbildungsabbri-
che zu verzeichnen sind. Passend zu dem Thema
ist der Ausbildungsreport 2017 der DGB-Jugend
erschienen, den zu lesen ich Ihnen empfehle. Dar-
in steht zum Beispiel, dass 36 Prozent der Auszu-
bildenden regelmaRig Uberstunden machen miis-
sen, 13 Prozent davon bekommen keinen Freizeit-
ausgleich oder Geld dafiir, und 10 Prozent der
Auszubildenden unter 18 Jahren arbeiten mehr als
40 Stunden die Woche, was definitiv verboten ist.
Diese Liste lieRe sich beliebig fortsetzen. Ich finde,
auch dariber muss man sprechen, wenn Uber
Ausbildungsabbriiche gesprochen wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
Das "Hamburger Abendblatt" titelte am 22. August:
"Gastgewerbe verspielt seine Zukunft".

Die in diesem Artikel beschriebenen Arbeitsbedin-
gungen, gerade flir Kiche im Gastgewerbe, tragen
auch sicherlich nicht dazu bei, Ausbildungsabbri-
che zu minimieren. Bezeichnend gerade in diesem
Bereich, da kdénnten Sie sich einmal umhéren, ist
doch, dass die zusténdige Berufsschule eine kom-
plette Lehrkliche unterhalten muss, weil die Betrie-
be nicht in der Lage sind, die praktische Ausbil-
dung zu leisten. Da kénnen Kéche am Ende des
ersten Ausbildungsjahres noch nicht mal einen So-
Renansatz machen, ohne dass die Schule hilft.

Als positives Beispiel mdchte ich allerdings nen-
nen, dass im Bereich Sicherheitsgewerbe kiirzlich
eine Ombudsfrau fir die Auszubildenden einge-
stellt worden ist, die bei Problemen wahrend der
Ausbildung vermitteln soll. Das finde ich beispiel-
haft.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

PraeLab wurde von Januar 2012 bis Dezember
2015 schon erprobt. Im Jahr 2016 fand unter Be-
teiligung von 14 Agenturen fur Arbeit eine erweiter-
te Erprobung statt. Im April 2017 beschloss der
Vorstand der BA die bundesweite fakultative Ein-
fuhrung. Im ersten Schritt wird PraeLab bereits an
vier berufsbildenden Schulen in Hamburg einge-
fuhrt; das haben Sie vergessen zu erwahnen. Eine
weitere Erprobung von PraeLab an einer Auswabhl
von Hamburger Berufsschulen ist daher nicht no-
tig. Das PraeLab-Verfahren wird auf Veranlassung
der Bundesagentur fir Arbeit, auch wie Sie es for-
dern, schon wissenschaftlich begleitet. Geplant ist
eine Evaluation zu qualitativen und quantitativen

Effekten. Uber eine Fortsetzung und Ausweitung
sollte dann im Lichte der Ergebnisse der Evaluati-
on entschieden werden.

Zusammenfassend kann ich sagen: lhr Antrag
springt zu kurz. Er beschreibt das Problem nicht
einmal im Ansatz umfassend genug. Wir werden
ihn daher ablehnen. Auch einer Uberweisung
stimmen wir nicht zu. — Vielen Dank fiur die Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Ploog flr die CDU-Fraktion.

Wolfhard Ploog CDU: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Eine wichtige De-
batte am Ende unseres heutigen Tages. Ich finde
es schade, Herr Kollege Schwieger, dass lhre
Fraktion nicht wenigstens bereit ist, sich Uber die-
ses Thema im Sozialausschuss zu unterhalten;

(Beifall bei der CDU und der FDP)

diese Uberweisung ist ja beantragt worden. Ich fin-
de es schon sehr wichtig. Es geht nicht nur darum,
dass, wie es im Antrag heif3t, Pravention von Aus-
bildungsabbriichen ein Schritt zur Fachkraftesiche-
rung am Standort Hamburg ist. Das schiebt die Be-
deutung in eine etwas nebuldse Richtung. Ich
glaube, viel wichtiger ist es, dass wir daflr sorgen,
dass es moglichst keinen Ausbildungsabbruch gibt,
um jeder jungen Frau, jedem jungen Mann, die von
der Schule kommen, eine Zukunft bieten zu kon-
nen, und zwar durch Ausbildung in einem Beruf,
wenn es nicht ein Studium ist. Darauf lege ich
einen besonderen Wert. Alles andere haben Sie
zutreffend ausgefthrt. Ich will Sie alle hier nicht
langweilen. Diesen sehr fundierten Ausfuhrungen,
Herr Kollege Schwieger, schlieRe ich mich an.
Dennoch, meine ich, sollten wir das versuchen, un-
abhangig davon, dass der Bund es schon macht.

Ich habe mit der Handwerkskammer ein etwas lan-
geres Gesprach gehabt. In der Tat sind die Statisti-
ken, die es gibt, nicht sehr aussagekraftig. Die
Handwerkskammer spricht von Vertragsldsungen
und da weifl man nie, was das heif3t. Der Ober-
meister der Friseur-Innung zum Beispiel halt es fir
nicht besonders absurd, wenn ein Friseurlehrling
sich auch eine dritte Lehrstelle, einen dritten Lehr-
herrn aussucht. Das muss man also alles vielleicht
ein bisschen interpolieren, ohne das genau zu kon-
nen. Fir Hamburg sind — bei allem Vorbehalt in der
Handwerkskammer, weil langst nicht alles gemel-
det wird, auch wenn es endglltig zu einer Auflo-
sung, zu einem wirklichen Ausbildungsabbruch
kommt, da spielen die Handwerksbetriebe nicht im-
mer mit — insgesamt 1 156 Vertragslésungen ge-
meldet. Das heift aber nicht, dass 1 156 Frauen
und Manner ihre Ausbildung abgebrochen haben.
Und wenn sie es tun, finden sie vielleicht noch
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einen weiteren Weg zu einer anderen Ausbildung.
Das sind 15,9 Prozent. Das Bundesinstitut fir Be-
rufsbildung spricht von 12 Prozent. Das ist aber
doch schon eine sehr hohe Marge, sodass man et-
was tun muss. Insofern findet meine Fraktion den
Antrag der FDP-Fraktion sehr hilfreich, und wir
wulrden uns freuen, wenn Sie sich vielleicht doch
noch umentscheiden kénnten, um mindestens zu-
nachst eine Beratung im Sozialausschuss mdglich
zu machen. Dem schlieBen wir uns auf jeden Fall
an.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprésident Dr. Kurt Duwe: Das Wort hat nun
die Abgeordnete von Berg flir die GRUNE Frakti-
on.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE:* Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Viele von lhnen wissen,
dass ich selbst von Hause aus Berufsschullehrerin
bin und daher mein Herz fir die duale Ausbildung
schlagt und ich mich nattrlich auch beruflich immer
wieder mit dem Bereich Ausbildungsabbruch aus-
einandersetze. Nun hat die FDP in ihrer Lyrik des
Antrags Zahlen vorgelegt, die auf den ersten Blick
tatsachlich sehr drastisch klingen. 35 Prozent, da
denkt man: Oh wow, das ist ein Drittel. Wenn man
sich dann allerdings die Schuljahresstatistik an-
guckt — die redet dann namlich nicht von Vertrags-
auflésungen, das ist hier mehrfach schon genannt
worden, sondern von Beendigung der Ausbildung,
das heifdt, jemand bricht die Ausbildung wirklich
ab, geht raus, macht etwas ganz anderes —, dann
sind wir bei 9 bis 10 Prozent, je nachdem, welches
Jahr man nimmt. Das ist immer noch eine bedenk-
liche Zahl, aber es ist lange nicht so dramatisch,
wie es sich in der Lyrik des FDP-Antrags liest.

Wir nehmen dieses Problem dennoch sehr ernst,
denn jedem Abbruch ist es wert nachzugehen und
die Grinde zu erforschen. Und tatsachlich ist es
so, wie Herr Schwieger schon sagte: An vier be-
rufsbildenden Schulen in Hamburg wird PraeLab
bereits probiert. Man wird dann schauen, was die
Ergebnisse sagen. Es gibt eine Arbeitsgemein-
schaft, die sich nur mit Vertragsldsungen beschaf-
tigt. Da ist dann das Aktionsbiindnis fir Bildung
und Beschaftigung beteiligt, das Fachkraftenetz-
werk und auch das HIPP, also alle Expertinnen
und Experten, die es gibt, die sich mit Vertragslo-
sungen auseinandersetzen, sie analysieren und
auch Lésungen entwickeln kénnen. Meine Damen
und Herren, diese Ergebnisse werden wir abwar-
ten. Denn wenn man jetzt in einen Prozess hinein-
gratscht, der bereits lauft, wo Ergebnisse erwartet
werden, dann konterkariert man einen solchen
lang angelegten Prozess und fuhrt das Ganze ad
absurdum. Deswegen werden wir die Evaluation
abwarten und dann wird sich das mit Sicherheit
auch in einem Ausschuss wiederfinden. Aber ich
sage ganz deutlich: wenn, dann nicht im Sozial-

ausschuss, sondern da, wo es hingehoért, und das
ist der Schulausschuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Ensslen fir die Fraktion DIE
LINKE.

Dr. Carola Ensslen DIE LINKE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Frau Nicolaysen, ich
glaube, wir sind uns alle einig, dass naturlich Aus-
bildungsabbriche vermieden werden mussen,
dass unbedingt drauf geachtet und etwas getan
werden muss. Allerdings, und das wurde von den
Vorrednern schon gesagt, ist Ihr Blickwinkel auf
den Fachkraftemangel zumindest sehr verengt und
zum Teil auch falsch, denn schlie8lich geht es um
das individuelle Schicksal von jungen Menschen
und um ihre Zukunft, und darum sollten wir uns
sorgen.

(Beifall bei der LINKEN)

AuRerdem, Herr Schwieger hat es schon erwahnt,
mussen wir eben auch auf die Arbeitsbedingungen
der jungen Menschen schauen und da wird tat-
sachlich verstarkt bemangelt, dass es groflen Ar-
beitsdruck gibt und eine viel zu schlechte Bezah-
lung. Arbeitgeber, die Fachkrafte flr sich gewinnen
wollen, missen doch erst einmal schauen, dass
sie fur junge Leute auch anstandige Arbeitsbedin-
gungen schaffen.

(Beifall bei der LINKEN)

Und wenn wir jetzt auf das individuelle Schicksal
oder die individuellen Probleme von jungen Leuten
schauen, dann finde ich den Blickwinkel allein auf
PraeLab zu eng. Es gibt andere Dinge, mit denen
jungen Leuten geholfen werden kann, wie ausbil-
dungsbegleitende Hilfen, assistierte Ausbildung,
Schulsozialarbeit. Also wenn man dieses Thema
angehen wollte, dann sollte man das doch bitte
umfassend tun und nicht so isoliert auf PraelLab
bezogen. Das ist ein Grund, weswegen wir eine
Uberweisung an einen Ausschuss unter diesem
engen Blickwinkel ablehnen.

Aber ganz abgesehen davon ist dieser Antrag ein-
fach schlecht recherchiert. Sie haben den Senat
adressiert. Ich sehe Uberhaupt nicht, was der Se-
nat hier tun sollte. Handelnd in diesem Fall ist die
Arbeitsagentur, die dieses ganze Verfahren in den
Handen hat. Es gibt zwei Weisungen dazu, eine in
der Vorbereitung der Einfihrung und jetzt die aktu-
elle Weisung zur Einfiihrungsphase. Also was soll
bitte schén denn der Senat dabei tun?

Der Antrag ist auch deshalb schlecht recherchiert,
weil die Arbeitsagentur — ich habe einfach einmal
nachgefragt — sagt, sie gehdre bereits zu den
43 Arbeitsagenturen, die sich zur Teilnahme ange-
meldet hatten, und es gebe bereits vier Schulen,
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die ihre Teilnahme zugesagt hatten. Was wollen
wir denn hier daran noch beschlie3en? Dieser An-
trag ist schlicht und einfach ein Uberflissiger
Schaufensterantrag. Es ist unnétig, sich hier unter
diesem Aspekt damit zu befassen, und deswegen
lehnen wir ihn ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Feineis fiur die AfD-Fraktion.

Harald Feineis AfD: Herr Prasident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Nicht jeder Abbruch ist ein
Scheitern, obwohl die Mehrheit der Abbriiche im
betrieblichen und zwischenmenschlichen Bereich
miteinander begriindet sind. Der Deutsche Ge-
werkschaftsbund und das Bundesinstitut fir Be-
rufsbildung informieren, dass sich Tausende Azu-
bis iber zu viele Uberstunden beschweren, ausbil-
dungsfremde Tatigkeiten oder schlechte Ausbil-
dungsqualitaten vorfinden. Auch falsche Berufsvor-
stellungen sind Grinde fir einen Abbruch, die
durch ein verpflichtendes Praktikum vor Ausbil-
dungsbeginn vermieden werden kdnnen. Abbre-
cherquoten gehen auch deswegen in die Hohe,
weil der Uberwiegende Anteil der Geflichteten un-
ter den Azubis nicht nur sprachliche Defizite hat,
sondern auch ungenigende schulische Leistungen
mitbringt. Das aulerte im April dieses Jahres auch
der Generalsekretdr des Zentralverbands des
Deutschen Handwerks im Gesprach mit der "Welt".
Im Ubrigen beklagen die Arbeitgeber immer 6fter
und immer mehr, dass allgemein zu viele Auszubil-
dende nur noch mangelnde Leistungen und man-
gelnde Motivation mitbringen.

Das Abbrecherproblem ist sehr vielschichtig. Ent-
gegenwirken kdénnte man auch mit einer guten und
gerechten Mindestausbildungsvergitung. Denn die
Berufe, in denen die Abbrecherquote besonders
hoch ist, sind auch diejenigen, in denen am we-
nigsten gezahlt wird. Heutzutage kann man den
Jugendlichen, so meine ich, wahrscheinlich am
ehesten Uber die Bezahlung kommen, denn Dis-
ziplin, Durchhaltevermégen und Verantwortungsbe-
wusstsein lassen stark nach.

(Ksenija Bekeris SPD: Das ist aber sehr
pauschal!)

Nicht wenige wollen weniger tun, aber schnell viel
Geld verdienen, was ja auch nicht verkehrt ist. Ei-
ne solche Mindestausbildungsverglitung steht ja
auch schon im Koalitionsvertrag der Bundesregie-
rung. Und so ist PraeLab auch nur eine Moglich-
keit; das Problem ist sehr vielschichtig. Dennoch
unterstitzen wir den Antrag der FDP. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Ich sehe, es gibt
keine weiteren Wortmeldungen. Dann kommen wir
zur Abstimmung.

Wer méchte die Drucksache 21/14140 an den Aus-
schuss fiir Soziales, Arbeit und Integration Uber-
weisen, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser
Uberweisungsantrag abgelehnt.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache.

Wer dem Antrag der FDP-Fraktion aus Drucksache
21/14140 seine Zustimmung geben will, den bitte
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

(Prasidentin Carola Veit Gbernimmt den Vor-
sitz.)

Prasidentin Carola Veit: So, wir wechseln einmal
schnell und kommen zu den Berichten des Einga-
benausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/13910 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/13911 -]

Ich beginne mit dem Bericht 21/13910.

Wer mdchte sich gern der Empfehlung anschlie-
Ren, die der Eingabenausschuss zur Eingabe
550/18 abgegeben hat? — Wer moéchte das
nicht? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ist das mit
grofRer Mehrheit so beschlossen worden.

Und ich frage, wer den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 387/16 sowie 458, 484, 505, 554 und 570,
alle aus 2018, folgen mochte? — Auch hier die Ge-
genprobe. — Und die Enthaltungen? — Dann war
das bei einigen Enthaltungen einstimmig.

Wer will sich dartber hinaus den Empfehlungen zu
den ({brigen Eingaben anschlieRen? - Wer
nicht? — Enthaltungen? — Dann haben wir auch
das einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zum Bericht 21/13911.

Wer méchte sich hier zunachst den Empfehlungen
anschlieen, die der Eingabenausschuss zu den
Eingaben 426/18 und 521/18 abgegeben hat? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
bei einigen Gegenstimmen so beschlossen wor-
den.

Wer mdchte sich dann den Empfehlungen zu den
Eingaben 457, 471, 485, 517, 541, 548, alle aus
diesem Jahr, anschlieBen? — Gibt es Gegen-
stimmen? — Gibt es Enthaltungen? — Dann haben
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wir auch das bei einigen Enthaltungen einstimmig
beschlossen.

Wer schlief3t sich den Empfehlungen zu den Ubri-
gen Eingaben an? — Wer nicht? — Enthaltungen? —
Dann war auch das einstimmig.

Die
Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Wir haben die unter A aufgefiihrten Drucksachen
zur Kenntnis genommen.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gibt es hier Gegenstimmen? — Enthaltun-
gen? — Beides nicht; das war einstimmig.

Und wer schlielt sich der Ausschussempfehlung
unter C an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann ist auch diese einstimmig so beschlossen
worden.

Punkt 3 unserer Tagesordnung, Grolle Anfrage
der AfD-Fraktion: Verlaufsentwicklung von Gewalt-
vorfallen an Hamburger Schulen.

[GroRe Anfrage der AfD-Fraktion:
Verlaufsentwicklung von Gewaltvorfillen an
Hamburger Schulen

— Drs 21/13131 -]

Die AfD-Fraktion mochte die Drucksache an den
Schulausschuss tberweisen.

Wer méchte das auch? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt worden und ich stelle fest, dass wir
Kenntnis genommen haben.

Punkt 7, GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Zur Lage der Stadtteilschulen in Hamburg.

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Zur Lage der Stadtteilschulen in Hamburg
— Drs 21/13334 -]

Diese Drucksache soll an den Schulausschuss
Uberwiesen werden.

Wer schliet sich dem an? — Wer mdchte das
nicht? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir auch hier Kenntnis genom-
men haben.

** Sammellbersicht siehe Seite 6240.

Punkt 22, Bericht des Schulausschusses: Digitali-
sierung an Hamburger Schulen endlich voranbrin-
gen.

[Bericht des Schulausschusses iiber die Druck-
sache 21/11841:

Digitalisierung an Hamburger Schulen endlich
voranbringen (Antrag der FDP-Fraktion)

— Drs 21/14129 -]

Wer schlief3t sich zunachst den Ziffern 1 und 2 der
Empfehlungen an? — Wer nicht? — Enthaltun-
gen? — Das Erstere war die Mehrheit.

Wer mochte auch die Ziffern 3 und 6 annehmen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch hier war das
Erste die Mehrheit.

Wer moéchte dann den Ziffern 4, 5 und 8 folgen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann sind
auch diese Ziffern mit Mehrheit beschlossen.

Und wer schlief3t sich noch Ziffer 7 an? — Gibt es
hier Gegenstimmen? — Oder Enthaltungen? -
Dann ist das einstimmig bei einigen Enthaltungen.

Und wir kommen noch zu Ziffer 9. Wer méchte die-
se Ziffer beschlieRen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist auch Ziffer 9 mit Mehrheit so be-
schlossen worden.

Punkt 24b, das ist der Stadtentwicklungsaus-
schuss: Stadtraum Horner Geest — Zukunftsbild
2030.

[Bericht des Stadtentwicklungsausschusses
tiber die Drucksache 21/13680:

Stadtraum Horner Geest — Zukunftsbild 2030
(Senatsantrag)

— Drs 21/14195 -]

Da stelle ich fest, dass die in Ziffer 1 der Empfeh-
lungen erbetene Kenntnisnahme erfolgt ist.

Wer méchte sich Ziffer 2 der Ausschussempfehlun-
gen gern anschlieRen? — Wer stimmt dagegen? —
Gibt es Enthaltungen? — Dann ist das bei etlichen
Enthaltungen einstimmig so beschlossen worden.

Punkt 26, Antrag der Fraktion DIE LINKE: Die
Gunst der Stunde nutzen — Den Berliner Entwurf
eines Gesetzes zur Modernisierung des sozialen
Mietrechts unterstltzen!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
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** Sammelübersicht siehe Seite 6240.
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Die Gunst der Stunde nutzen — Den Berliner
Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung
des sozialen Mietrechts unterstiitzen!

— Drs 21/14132 -]

Diese Drucks}_ache mochten die Fraktionen der
SPD und GRUNEN an den Stadtentwicklungsaus-
schuss Uberweisen.

Wer schlieRt sich dem an? — Wer stimmt gegen
das Uberweisungsbegehren? — Enthaltungen? —
Dann ist das mit Mehrheit an den Ausschuss uber-
wiesen worden.

Punkt 27, Antrag der Fraktion DIE LINKE: Trans-
parente Planungen fiir unseren Hafen.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Transparente Planungen fiir unseren Hafen
— Drs 21/14133 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:
Transparente Planungen fiir unseren Hafen
— Drs 21/14230 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/14230 ein
Antrag der CDU-Fraktion vor.

Beide Drucksachen mochten die Fraktionen von
CDU und LINKEN an den Wirtschaftsausschuss
Uberweisen.

Wer mochte das auch? — Wer stimmt gegen das
Uberweisungsbegehren? — Enthaltungen? — Dann
ist die Uberweisung nicht zustande gekommen.

Wir stimmen in der Sache ab und beginnen mit
dem Antrag der CDU-Fraktion.

Wer mdchte ihm seine Zustimmung geben? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann hat dieser
Antrag keine Mehrheit gefunden.

Und wer schlie3t sich dem Antrag der Fraktion DIE
LINKE an? — Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann
ist auch dieser Antrag abgelehnt worden.

Aufruf Punkt 31, SPD- und GRUNE Fraktion: Fl&-
chenvergabe im Hamburger Hafen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Flachenvergabe im Hamburger Hafen

— Drs 21/14137 -]

Die Fraktion DIE LINKE mdchte diese Drucksache
an den Wirtschaftsausschuss iberweisen.

Der Abgeordnete Dr. Jens Wolf hat mitgeteilt, dass
er nicht an der Abstimmung teilnimmt.

Ich frage, wer entsprechend liberweisen méchte. —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
Uberweisungsbegehren nicht zustande gekom-
men.

Herr Hackbusch begehrt gemal Paragraf 26 Ab-
satz 6 unserer Geschaftsordnung das Wort fiir ma-
ximal drei Minuten. — Bitte schon.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Wir haben uns letzte
Woche kréftig Uber den Hafen gestritten. Wir stel-
len jetzt fest, dass zwei wichtige Antrage bespro-
chen und abgestimmt werden und keiner von ih-
nen uUberwiesen wird. Jetzt kann man sagen: Viel-
leicht sind sie nicht wichtig. SPD und GRUNE tre-
ten damit gro3 auf. Sie sagen, damit ordneten Sie
den Hafen und die Flachenvergabe im Hafen neu,
aber Sie wollen das noch nicht einmal an den Aus-
schuss Uberweisen und hier nicht diskutieren. Ich
halte das fir einen Skandal.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei der
CDU und bei Ewald Aukes und Carl-Edgar
Jarchow, beide FDP)

Ich will Ihnen auch sagen, was besonders eklatant
daran ist. Der erste Satz der Pressemitteilung der
Regierungsfraktionen zu diesem Antrag lautet:

"SPD und GRUNE setzen sich dafiir ein,
dass bei der Flachenvergabe im Hamburger
Hafen weiterhin das 'Landlord-Prinzip' gilt."

Dieser Antrag sagt explizit etwas anderes. Dieser
Antrag sagt, dass es Erbpacht geben soll, und das
ist etwas anderes als das Landlord-Prinzip. Das
wissen Sie ganz genau. Sie tauschen die Offent-
lichkeit und Sie tduschen das Parlament und wol-
len es noch nicht einmal diskutieren.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei der
CDU und bei Ewald Aukes und Carl-Edgar
Jarchow, beide FDP)

Ich will lhnen sagen, was das Wesentliche ist. Der
Unterschied ist: Bisher wurde die Infrastruktur von
der HPA hergestellt. Die Erbpachtregelung wird
dazu fihren, dass das praktisch an den Investor
gegeben werden kann — eine gro’e Veranderung
im Hamburger Hafen, eine wichtige Veranderung,
die unter anderem die HPA-Beschaftigten direkt
betreffen wird, die dafiir zustandig waren. Und Sie
debattieren das hier noch nicht einmal. Ein Zweites
ist, dass noch nicht einmal die Art und Weise der
Beschaftigung auf dem neuen Geldnde geklart
wird. Aber das ist mir jetzt erst einmal das Wichti-

ge.

Ich will Thnen nur sagen: Man kann das diskutie-
ren, man kann sich darlber streiten. Aber das
noch nicht einmal hier zur Debatte anzumelden, es
noch nicht einmal in den Ausschuss zu setzen und
eine so wesentliche Veranderung des Hafens
durchzufiihren, das nenne ich einen Putsch.
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(Beifall bei der LINKEN und bei Carl-Edgar
Jarchow FDP — Zurufe von der SPD und den
GRUNEN: Oh!)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Seeler bekommt
jetzt das Wort dazu fir die SPD-Fraktion.

(Zuruf; Jetzt kommen die Putschisten!)

Dr. Joachim Seeler SPD: Also, Kollege Hack-
busch, Sie sind ja immer sehr engagiert in Sachen
Hafen. Das zeichnet Sie aus und das ist auch vol-
lig richtig. Aber es ist in Wahrheit, glaube ich, ein
groBes Missverstandnis, um es vorsichtig auszu-
driicken, was Erbbaurechte angeht. Naturlich bleibt
das Landlord-Prinzip erhalten. Bei einem Erbbau-
recht bleibt das Grundstlick im Eigentum der Stadt
Hamburg — Punkt. Das schreiben wir hier am An-
fang des Antrags noch einmal ganz klar fest. Das
Erbbaurecht bringt zwei entscheidende Vorteile fir
die Hafenwirtschaft mit, und zwar auch gerade fir
die mittelstdndischen Unternehmen — und dieser
Antrag ist auch entstanden aus vielen Ruckspra-
chen mit den Unternehmen und auch den Arbeit-
nehmer- und Arbeitgebervertretern. Es sagt nam-
lich zum einen: Die HPA, die Stadt, ist anders als
bisher in der Lage, auch langfristige Vertrage tber
30 Jahre abzuschlieBen. Das ist von ganz hoher
Relevanz fur viele Betriebe, die natlrlich dann in
dem Moment ihre Investitionen entsprechend lang-
fristig planen kénnen Uber die Abschreibung. Und
das Zweite ist: Erbbaurechte sind auch beleihbar,
was bisher nicht mdglich war. Deswegen gibt es
viele Falle, wo wir dann entsprechend Garantien
geben mussten. Das ist der Grund, warum wir das
machen. Das ist Uberhaupt kein Putsch, das ist ei-
ne ganz normale Fortentwicklung der Flachenpoli-
tik der Stadt. Neben den bisherigen Mietvertragen
gibt es dann auch die Mdglichkeit, Erbbaurechtver-
trage abzuschlielRen. Das ist richtig und wichtig,
und deswegen hoffe ich auf einen breiten Konsens
hier im Parlament. — Danke.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Westenberger be-
kommt das Wort fiir die CDU-Fraktion.

Michael Westenberger CDU:* Sehr geehrte Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann
das vielleicht nicht ganz so deutlich und emotional
vortragen wie der Kollege Hackbusch, aber ich
moéchte daran erinnern, dass wir hier vor zwei Wo-
chen gestanden haben und Uber alle Fraktionen
hinweg zu dem Ergebnis gekommen sind, dass wir
fir den Hafen ein neues Konzept brauchen, ob das
mehr Industrialisierung ist, ob wir hier oder da ein
bisschen mehr tun wollen. Deswegen finde ich den
Ansatz, das einmal im Wirtschaftsausschuss zu
debattieren, gemeinsam Ldsungen zu erarbeiten
— und dariber waren wir uns vor zwei Wochen

auch einig —, eigentlich sehr angebracht. Ich rege
einmal an bei den beiden Fraktionen, die hier die
Regierung tragen, noch einmal sehr intensiv da-
ruber nachzudenken, da vielleicht auch Input von
Leuten, die schon lange dabei sind — und damit
meine ich nicht nur Herrn Hackbusch, sondern vie-
le, die im Wirtschaftsausschuss arbeiten — einmal
mitzunehmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Tjarks hat das
Wort fiir die GRUNE Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Das meiste ist gesagt. Nur
ganz kurz: Herr Westenberger, wir werden uns,
glaube ich, insgesamt als Parlament mit dem Ha-
fen starker beschaftigen im zweiten Halbjahr. Das
ist eine Zusage flur Sie, dass wir das aufnehmen
kénnen.

Und das zweite Thema ist, ich sage einmal so: Die
Wortwahl Ihrer Rede, Herr Hackbusch, war falsch.
Es ist kein Putsch, sondern es ist in Wahrheit
— und das sagt Petitum 1, erster Kullerpunkt — die
Bestatigung des Hafenentwicklungsgesetzes so,
wie es jetzt ist. Dieser Punkt ist eine Reaktion auf
die Debatte in der Stadt, dass Leute das andern
wollten beziehungsweise behauptet haben, dass
einige Leute es andern wollen. Wir stellen hier aus-
drucklich klar, dass das nicht so ist. Das Zweite ist,
zu sagen, dass es gerade keine grundschuldrecht-
liche Beleihung geben darf, aber eine grundschuld-
rechtliche Beleihung des Erbbaurechts. Das ist et-
was, was in Einzelfadllen durchaus jetzt schon so
gehandhabt wird und den Unternehmen erméglicht
— das habe ich auch in der letzten Birgerschafts-
sitzung gesagt —, mehr finanziellen Spielraum fir
ihre eigene Investition zu bekommen. Deswegen
ist das, glaube ich, etwas, was sehr im Sinne des
Hafens, seiner Betriebe und seiner Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter ist. Wo das jetzt genau ein
Putsch sein soll, kann ich im Ernst nicht wirklich er-
kennen.

Wir haben diesen Antrag, weil wir das eigentlich fur
selbstverstandlich hielten in der Frage, nicht zur
Debatte angemeldet. Wenn wir — vielleicht flr das
nachste Mal — so viel Vorbehalte vorher zu hdren
bekommen,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Und warum
nicht in den Ausschuss?)

hatten wir durchaus darauf reagieren kdnnen. Aber
wenn man sich hinstellt und uns fast persénlich an-
greift und sagt, wir wirden putschen, dann wird
das jetzt schwierig. Gern kénnen wir das, wenn Sie
das nachste Mal auf uns zukommen, dann auch
anders bericksichtigen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
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Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen? Wenn das nicht der Fall ist, kdmen wir
zur Abstimmung in der Sache.

Und ich frage, wer dem Antrag der Fraktionen der
SPD und der GRUNEN aus Drucksache 21/14137
seine Zustimmung geben moéchte? — Wer nicht? —
Enthaltungen? — Dann ist dieser Antrag mit grof3er
Mehrheit so beschlossen worden.

Punkt 32, Antrag der FDP-Fraktion: Aufhebung
des Feiertagsfahrverbotes an nicht bundeseinheitli-
chen Feiertagen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Aufhebung des Feiertagsfahrverbotes an nicht
bundeseinheitlichen Feiertagen

— Drs 21/14138 -]

Die CDU-Fraktion mdéchte die Drucksache gern im
Verfassungsausschuss beraten.

Wer moéchte das auch? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann hat das Uberweisungsbegeh-
ren keine Mehrheit gefunden.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer méchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Noch einmal die Gegenprobe. — Und die
Enthaltungen? — Dann ist der Antrag abgelehnt.

Punkt 33, FDP-Fraktion: Neue Stadtepartnerschaf-
ten fir Hamburg aufbauen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Neue Stadtepartnerschaften fiir Hamburg auf-
bauen

— Drs 21/14139 -]

Die CDU-Fraktion méchte die Drucksache auch im
Verfassungsausschuss beraten, die FDP-Fraktion
lieber im Europaausschuss.

Ich frage also zunachst, wer an den Verfassungs-
ausschuss Uberweisen mochte. — Wer nicht? —
Enthaltungen? — Dann hat dieses Uberweisungs-
begehren keine Mehrheit gefunden.

Wer mdchte die Drucksache im Europaausschuss
beraten? — Auch hier die Gegenprobe. — Und die
Enthaltungen? — Dann hat auch dieses Uberwei-
sungsbegehren keine Mehrheit gefunden.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mochte sich dem Antrag anschlielen? — Wer
nicht? — Und wer enthalt sich? — Dann ist der An-
trag mit groRerer Mehrheit abgelehnt.

Punkt 36, Antrag der CDU-Fraktion: Sozialindex fir
Hamburgs Schulen aktualisieren.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Sozialindex fiir Hamburgs Schulen aktualisie-
ren

— Drs 21/14142 -]

Dieser Antrag soll im Schulausschuss beraten wer-
den.

Wer schliefst sich dem an? — Wer stimmt gegen
das Uberweisungsbegehren? — Enthaltungen? —
Dann ist die Uberweisung abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer méchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? Herr Trepoll, Ihr Antrag. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist der Antrag mit gréRerer
Mehrheit abgelehnt.

Aufruf Punkt 37, Antrag der CDU-Fraktion: Pla-
nungsstand Gymnasium und Stadtteilschule Ha-
fenCity.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Planungsstand Gymnasium und Stadtteilschule
HafenCity

— Drs 21/14143 -]

Die CDU-Fraktion mochte die Drucksache feder-
fuhrend an den Schulausschuss und mitberatend
an den Stadtentwicklungsausschuss tberweisen.

Wer méchte das auch? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Herr Hamann bekommt das Wort fur maximal drei
Minuten nach Paragraf 26 Absatz 6 unserer Ge-
schaftsordnung. — Bitte schon.

Jorg Hamann CDU:* Vielen Dank, Frau Prasiden-
tin. — Liebe Kolleginnen und Kollegen! Worlber wir
hier im Ausschuss und auch in der Birgerschaft
diskutieren sollten, ist eines der grofiten Schulbau-
projekte, das wir in Hamburg in den letzten Jahr-
zehnten umgesetzt haben, namlich der Bau eines
Gymnasiums und einer Stadtteilschule, mit
durchaus innovativen Uberlegungen, tiber die man
im Einzelnen sicherlich diskutieren kann, aber
doch mit dem klaren Ziel, die schulische Versor-
gung nicht nur fir die HafenCity, sondern auch fur
umliegende Stadtteile wie Wilhelmsburg, Veddel,
Rothenburgsort deutlich zu verbessern. Geplant ist
ein Projekt fur 1 500 Schulen, eine Schule fur
1 500 Schiler.

(Zuruf)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14138
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14139
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14142
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14143

Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 82. Sitzung am 5. September 2018 6235

(Jorg Hamann)

— Die spate Stunde, Herr Kollege. Ich bedanke
mich aber fur lhre Aufmerksamkeit.

1 500 Schiler. 30 Millionen Euro sollen verbaut
werden. Ein Projekt, das bereits jetzt im Stadtteil
auf Kritik stoRt, unter anderem durch die Initiative
Schulcampus Lohsepark, auf positive und
durchaus wohlwollende Kritik, namlich den
Wunsch der Burger, sich dort vor Ort einzubringen.
Das haben wir vor einigen Tagen, liebe Frau Kolle-
gin von Berg, selbst gesehen. Ich denke, das ist
ein Projekt, das es allemal wert ist, im Ausschuss
vorgestellt und diskutiert zu werden. Ich hére aus
Ihren Reihen, das sei nicht gewinscht. Es kann
doch nicht sein — jetzt wiirde ich bei dem Kollegen
Hackbusch ansetzen, nicht hinsichtlich seiner Be-
wertung, aber doch hinsichtlich seiner Kritik und
auch meiner AuRerung vorhin —, dass wir hier im
Grunde uUberhaupt nichts mehr diskutieren, son-
dern dass nur noch abgenickt wird durch Sie als
Regierungsfraktionen.

(Beifall bei der CDU, der LINKEN, der FDP
und bei Peter Lorkowski AfD)

Zu wichtigen Themen wie dem Hafen erfolgt keine
Ausschussbefassung. Das Kita-Gesetz ziehen Sie
einfach durch, weil Sie meinen, Sie hatten da eine
Vereinbarung getroffen mit irgendeiner Initiative.

(Dirk Kienscherf SPD: Irgendeine Initiative?
Es ist eine Volksinitiative!)

— Sie haben eine Vereinbarung mit einer Initiative
getroffen.

Dann ziehen Sie hier lhr ABB-Gesetz einfach
durch, alles ohne parlamentarische Befassung.
Das Wort Putsch ...

(Dirk Kienscherf SPD: Heul doch! — Gegen-
rufe)

— Was heif3t "Heul doch!"? Es geht hier um die Be-
teiligung des Parlaments, Herr Kienscherf — Sie als
Fraktionsvorsitzender sollten das wissen —, aber
auch um die Beteiligung der Burger.

(Beifall bei der CDU, der LINKEN, der FDP
und bei Peter Lorkowski AfD)

Ihr Blrgermeister hat sich einmal hierhergestellt in
der ersten Sitzung, als er gewahlt wurde, und ge-
sagt: Unsere Schulen sollen Palaste werden. Das
sehen wir noch nicht in dieser Stadt. Das ist bei
diesem Projekt auch nicht zu erahnen. Aber Sie
sollten den Burgern und den Abgeordneten we-
nigstens die Chance geben, sich hier zu beteiligen.

(Zuruf)

— Nein, das machen Sie nicht. Und das wollen Sie
offensichtlich auch nicht. Sie wollen hier in der Tat
vorbeiregieren an den Blrgern.

Sie werden sehen, was das ergibt. Sie bekommen
unterm Strich nichts anderes als eine neue Burger-

initiative — auf die Sie dann sicherlich héren wer-
den. Freuen Sie sich, Herr Kienscherf.

(Beifall bei der CDU, der LINKEN, der FDP
und bei Peter Lorkowski AfD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Dr. von Berg be-
kommt das Wort fur ebenfalls maximal drei Minu-
ten.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Lieber Herr Kollege Ha-
mann, lassen Sie uns mal wieder einen Gang zu-
rickschalten. Wir beide waren am Montag bei der
Initiative und ich finde, es war ein sehr angeregter
und sehr konstruktiver Abend. Ich habe auch Sie
als Kollegen sehr konstruktiv erlebt und so méchte
ich das auch weiterhin gern handhaben.

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen versi-
chern, diese Schule wird eine Schule werden, die
fir 1 500 Schilerinnen und Schiler genug Platz
hat, sowohl was Unterrichtsflachen als auch Frei-
flachen anbelangt. Ich kann lhnen garantieren,
dass ich mich persoénlich dafiir einsetzen werde,
und ich weild es vom Senator auch, dass die Eltern
und die Menschen vor Ort auch bei der hochbauli-
chen Planung beteiligt werden. Denn das haben
diese Schule — ich glaube, es wird eine groRartige
Schule mit einem grof3artigen Profil —, die Schiile-
rinnen und Schiler und auch die Eltern verdient.

Aber wogegen ich mich — auch personlich, da ste-
he ich mit meiner Fraktion, also da stehen wir auch
alle gemeinsam — verwehre, ist die Besprechung
im Schulausschuss oder in einem anderen parla-
mentarischen Ausschuss. Wir sind ein Landespar-
lament und nicht im Bezirksausschuss und letzt-
endlich geht es um eine Schule. Wir haben noch
nie Uber die Planung einer einzigen Schule im Aus-
schuss gesprochen.

(J6rg Hamann CDU: Aber wir sind doch fir
die HafenCity zustandig!)

Deswegen werden wir diese Uberweisung ableh-
nen und uns daflr einsetzen, dass eine entspre-
chende Beteiligung geschieht. Wir werden das
auch nicht einfach nur abnicken.

(André Trepoll CDU: Dann nicken Sie aber
viel!)

Wir sind engagiert dabei, wir haben Sachverstand-
nis dabei und wir sind uns ganz sicher, dass das
eine wunderbare Schule fur die HafenCity wird. —
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Boeddinghaus hat
das Wort fiir die Fraktion DIE LINKE.
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Sabine Boeddinghaus DIE LINKE:* Also eines
haben Sie heute wirklich nachdriicklich bewiesen:
Sie wurden uns als Oppositionsfraktion am liebsten
da oben auf die Zuschauertribline setzen. Mitzu-
machen, mitzuarbeiten, mitzureden, darauf haben
Sie Uberhaupt keine Lust und ich halte das fir
einen ganz schlechten Stil.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU, der FDP
und der AfD)

Ich glaube, Sie haben sich auch von Ihrem Motto
"gutes Regieren" verabschiedet. Ihr Motto lautet
jetzt "durchregieren”. Das gilt nicht nur gegenuber
der Opposition, das gilt auch gegenliber den Men-
schen in der Stadt, und ich kann Ihnen versichern,
dass das in der Stadt nicht gut ankommen wird.

(Dirk Kienscherf SPD: Blodsinn!)

Ich kann Uberhaupt nicht verstehen, dass Sie am
Montagabend in der HafenCity den Menschen I|h-
ren Respekt zollen, was ich |hnen abnehme, wo
Sie, Frau Veit, Frau von Berg, gesagt haben, Sie
fanden das Engagement toll und sie sollten sich
weiterhin flr ihre Belange einsetzen, und sie dann
aber die Rote Karte kriegen, wenn es darum geht,
dass Sie einmal im Ausschuss, im Parlament

(Dr. Stefanie von Berg GRUNE: Was hat
das mit dem Ausschuss, dem Landesparla-
ment zu tun, Sabine?)

durchaus sehr relevante Fragestellungen, die wir ja
haben ... Denn bei Schulpolitik geht es um weit
mehr als nur um padagogische Fragen. Schulpoli-
tik ist Stadtentwicklungspolitik. Davon hangt sehr
viel ab und davon wirden wir alle, glaube ich, sehr
profitieren, wenn wir so etwas einmal machten. Ich
frage mich, wovor Sie Angst haben, wenn Sie so
einem Berichtsantrag zustimmen. Ich begreife es
wirklich Gberhaupt nicht.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU und der
FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Meyer bekommt
das Wort fur die FDP-Fraktion.

(Dennis Gladiator CDU: Herr Kienscherf
meldet sich; er mdchte sich entschuldigen!)

Jens Meyer FDP:* Frau von Berg, ich bin doch ei-
nigermalen erstaunt. Auch ich frage mich, die Kol-
legin Boeddinghaus und Herr Hamann haben es
schon erwdhnt, wovor Sie Angst haben. Offen-
sichtlich vor den Birgerinnen und Birgern. Es gab
in diesem Fall einen Ideenwettbewerb zu dieser
Schule. Ich weil3 nicht, ob Sie das wissen. Da gab
es auch ein Gremium, das eine Auswahl getroffen
hat. Das war natlrlich eine sehr Uberschaubare
Gruppe, wenn auch durchaus fachlich zusammen-
gesetzt. Aber warum haben Sie denn die Angst,
dass wir im Ausschuss noch einmal Uber dieses
Thema sprechen, wenn es doch so vehementen

Protest aus der Nachbarschaft und so groRe Zwei-
fel gibt? Sie konnen dann all Ihre guten Argumente
fir diese wunderbare Schule, so wie Sie sie eben
beschrieben haben, noch einmal wiederholen, viel-
leicht die Leute auch davon uberzeugen. Aber
warum dricken Sie sich davor? Es soll doch ein
Realisierungswettbewerb folgen und es ware doch
hilfreich, wenn man fiir diesen Realisierungswett-
bewerb dann die Bedenken, die die Blirgerinnen
und Birger formulieren, mit einbeziehen und ab-
wagen konnte. Warum mussen Sie immer stromli-
nienférmig durchregieren, anstatt einmal Kritik von
der Opposition oder auch von Burgerinnen und
Blrgern aufzunehmen? Ich habe dafir kein Ver-
standnis und wundere mich sehr Gber Ihr sehr frag-
wurdiges Verhalten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU und der LIN-
KEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Kienscherf.

Dirk Kienscherf SPD: Wir haben schon einige
Schulen gebaut und auch entsprechende Architek-
tur- und stadtebauliche Wettbewerbe gehabt. Die
haben wir alle, glaube ich, nicht in diesem Aus-
schuss oder in dieser Burgerschaft diskutiert. Was
ist denn Fakt? Fakt ist: Es gab einen ersten Wett-
bewerb. Es ist ein zweistufiges Wettbewerbsver-
fahren. Es gab einen ersten Teil, bei dem es um ei-
ne Massestudie ging: Wie viel kann man da unter-
bringen? Und es gibt in der Tat unterschiedliche
Ansichten, ob man da vielleicht weniger Wohnun-
gen bauen kann, ob man den Schulhof nur auf
dem Dach macht — das wollen wir ja alle nicht —,
ob man unten mehr Schulhofflachen schafft. So
weit sind wir jetzt: Es gibt einen Auftrag, dass mehr
Schulhofflachen unten errichtet werden sollen.

Dann wird es ein weiteres Verfahren geben. Da ist
man jetzt am Nacharbeiten und im Antrag ist jetzt
gefordert, Transparenz herzustellen. Mit der Initiati-
ve vor Ort hat die HafenCity GmbH mehrfach ge-
sprochen, zuletzt am Montag. Da gibt es diese
Transparenz, die Sie, Herr Hamann, so gern for-
dern. Es gab ein erstes Verfahren, das irgendwann
mit einer Uberarbeitung abgeschlossen wird, und
erst danach kommt der Architekturwettbewerb.
Das heildt, es sind tberhaupt noch keine vollende-
ten Tatsachen geschaffen worden.

(André Trepoll CDU: Deswegen macht ja die
Beteiligung Sinn!)

Man muss doch einmal ganz deutlich sagen, Herr
Trepoll, dass es bei vielen Wettbewerben in der
HafenCity das mehrstufige Verfahren gibt.

(André Trepoll CDU: Wenn es vorbei ist,
mussen Sie keine Beteiligung mehr ma-
chen!)
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(Dirk Kienscherf)

Hier gibt es erst einmal ein Masseverfahren; da
sind die Eltern dabei gewesen. Es gibt weiterhin
Gesprache mit der HafenCity GmbH, es gibt wei-
terhin Gesprache mit den Abgeordneten und erst
dann, wenn all diese Dinge geklart sind, wird ein
zweites Verfahren aufgesetzt werden. Dabei geht
es dann um Architektur, um rdumliche Anordnung
von Schulhofflachen beziehungsweise von einzel-
nen Raumen. Das heildt, die Transparenz ist
dargestellt, ein ganz normales Verfahren. Und, das
haben auch schon Frau von Berg und Frau Veit
gesagt, wir werden dafilir sorgen, dass es genu-
gend Schulhofflache unten gibt, letztendlich auf
ebener Erde, dass es zu keiner Verschattung
kommt und dass es eine hervorragende Schule ge-
ben wird. Fir die Transparenz ist gesorgt und wir
sorgen weiterhin dafir. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt bekommt zunachst
Frau Sudmann das Wort, dann Herr Heil3ner und
dann Herr Muller.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Ich glaube, wir als Opposition ha-
ben heute etwas lernen missen. Sie kennen nur
noch zwei Zustande: Entweder ist es zu spat, um
noch etwas an den Ausschuss zu Uberweisen, und
wir missen sofort abstimmen oder zu friih, um den
Ausschuss zu befassen. Das, finde ich, ist unhalt-
bar.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU, der FDP
und bei Peter Lorkowski AfD)

Inhaltlich, Frau von Berg, liegen Sie voéllig falsch.
Sie haben jetzt gerade versucht, das so ein
bisschen zu diffamieren. Wir sind kein Kommunal-
parlament. Wir, die Burgerschaft, sind mit diesem
Bebauungsplan in der Kommission flr Stadtent-
wicklung befasst, genau wir, und deswegen gehort
das auch in die Bilrgerschaft.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU, der FDP
und bei Peter Lorkowski AfD — J6rg Hamann
CDU: Ja, genau, so ist es!)

Ich weil} nicht, ob Sie alle den Antrag gelesen ha-
ben. Darin steht ausschlieBlich die Bitte: Stellen
Sie im Schul- und Stadtentwicklungsausschuss
den Planungsstand dar. Was ist daran verwerflich?
Das Petitum enthalt noch nicht mal eine Kritik. Was
ist Ihr Problem, dass Sie es nicht schaffen zu sa-
gen, man habe die Gréle, das Wissen, die Infor-
mation, das weiterzugeben? Von mir aus nehmen
Sie eine kurze Auszeit. Aber Sie kénnen doch
nicht dagegen sein, dass das vorgestellt wird. Das
kann sich niemand erschlie3en.

(Dennis Gladiator CDU: Das will Herr Kien-
scherf nichtl)

Frau Boeddinghaus hat es schon gesagt: Sie wol-
len uns verbannen. Aber das ist doch nicht lhre Art
und Weise; das haben Sie echt nicht ndtig. Also
bitte, den Antrag an den Ausschuss zu Uberwei-
sen, ist wirklich nicht zu viel verlangt.

(Beifall bei der LINKEN, der CDU, der FDP
und bei Peter Lorkowski AfD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Heillner hat das
Wort fiir die CDU-Fraktion.

Philipp HeiBner CDU: Meine Damen und Herren,
Frau Prasidentin, ganz herzlichen Dank! Ich habe
mich schon vor dem vorherigen Beitrag zu Wort
gemeldet, weil ich vollig baff war, dass sich offen-
sichtlich die Kollegin von den GRUNEN einfach
noch nicht ausreichend mit dem Thema beschaftigt
hat. Das ist ein Vorbehaltsgebiet. Es gibt keine an-
deren Abgeordneten als die Abgeordneten hier in
der Burgerschaft, an die sich die Blrger zu diesem
Thema wenden kénnen. Und es gibt keinen Aus-
schuss auller den Ausschissen in der Birger-
schaft, die sich mit diesem Thema beschaftigen
kénnen. Das ist nun wirklich der schlechteste
Grund gewesen, den ich heute gehdrt habe, etwas
nicht zu Uberweisen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der LINKEN, der FDP
und bei Peter Lorkowski AfD)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Herr Miller das
Wort.

Farid Miiller GRUNE:* Meine Damen und Herren,
liebe Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen!

(André Trepoll CDU: Was ist blof} aus den
GRUNEN geworden!)

—Ja, ja.

Heute wurde hier erzahlt, wir wirden jetzt durchre-
gieren. Wenn man auf die Tagesordnung guckt, ist
festzustellen, dass wir ja nun einiges Uberweisen.

(Zurufe von der CDU, der LINKEN und der
FDP: Oh!)

—Ja, eine ganze Latte.

(Lachen bei der CDU, der LINKEN und der
FDP)

Und wir Uberweisen ...
(Zurufe)

— Wollen Sie mich jetzt ausreden lassen oder
nicht?

Wir Gberweisen die Sache mit dem Mietrecht, wir
Uberweisen die Sache mit dem Wohnraumschutz.

(Zurufe von André Trepoll CDU und Heike
Sudmann DIE LINKE — Glocke)
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Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Muller, ich habe jetzt die Uhr angehalten. Wir war-
ten, bis hier alle zu Ende laut gewesen sind. Dann
gebe ich lhnen ein Signal und dann machen wir
weiter.

Farid Miiller GRUNE (fortfahrend):* Ich bitte nur
um etwas Ruhe. Wir alle hatten die Chance, hier
zueinander zu sprechen. Deswegen wirde ich
gern etwas Beruhigung reinbringen.

Bezlglich dieses Projekts, auch gerade mit der
Schule zum Beispiel, wird natirlich noch eine Se-
natsdrucksache kommen. Selbstverstandlich be-
schaftigen wir uns damit und das Parlament wird
dabei nicht ausgeschlossen; es ist nicht nur ein
Exekutivprojekt. Das kommt noch in die Birger-
schaft und wir werden dariber beraten.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Sud-
mann?

Farid Miller GRUNE (fortfahrend):* Nein, ich
mochte das jetzt zu Ende bringen.

(Dennis Thering CDU: Sehr souveran!)

Nun zu dem, was Sie vorhin bei den ABB-Projek-
ten kritisiert hatten: Ich ware am liebsten noch ein-
mal reingegangen, aber jetzt kann ich es dann
noch einmal sagen. Das Thema ist Bestandteil des
Regierungsprogramms von Rot und Griin, es ist ei-
gentlich ein Exekutivthema gewesen. Wir haben es
hier noch einmal in die Bilrgerschaft gebracht, um
den Senat zu beauftragen, das jetzt so umzuset-
zen. Selbstverstandlich kommt da wieder etwas
zurlck ins Parlament.

(Dennis Gladiator CDU: Dann ist es zu
spat!)

Dass wir einen Auftrag, den wir im Regierungspro-
gramm haben, hier einbringen und sagen, nun sei
es so weit, nicht noch einmal an den Ausschuss
Uberweisen, um dessen Umsetzung zu verzdgern,
ist doch vollig klar. Das heil’t, der Senat wird wie-
der zurickkommen und uns dann mit einem Ge-
setzentwurf und mdglicherweise mit der Griindung
dieses Unternehmens beschaftigen. Wir sind also
immer im Spiel.

(Daniel Oetzel FDP: Wir wollen Sie aus dem
Spiel rausnehmen!)

— Sie wollen uns aber eher aus dem Spiel rausneh-
men, weil wir sagen, der Senat solle einmal
schneller etwas machen.

Also ich finde, Sie haben manchmal das eine oder
andere im Zusammenspiel zwischen der Regie-
rung und dem Parlament nicht so richtig verstan-
den.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Wird weiter das Wort ge-
winscht? — Herr Trepoll.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich finde, dass sich in der letzten
Sitzung und insbesondere heute etwas am Stil hier
in diesem Haus gedndert hat. Ich wirde noch ein-
mal das Angebot auch mit den Kollegen aus den
anderen Oppositionsfraktionen machen, mit lhnen
beiden noch einmal das Gesprach zu suchen, ob
das der richtige Weg, der richtige Stil ist, dass wir
uns hier jetzt fast anhdéren lassen missen: Seid
doch dankbar, dass wir den Haushalt wenigstens
an die Fachausschisse Uberweisen. Das geht
nicht.

(Beifall bei der CDU, der LINKEN und der
FDP)

Das geht nicht. Das entwertet die Arbeit aller Kolle-
ginnen und Kollegen und das ist unseres Hauses
nicht wirdig; das will ich ausdrticklich sagen.

Ich kann mich erinnern, dass wir vor 10, 15 Jahren
auch einmal diese Diskussion gefuhrt haben, dass
wir in unserer Regierungszeit da in uns gegangen
sind, dass es auch viele Kollegen gibt, die sich ei-
ne starkere Beteiligung der Fachausschiisse win-
schen. Vielleicht ist das etwas, woriber Sie in |h-
ren Fraktionssitzungen einmal nachdenken mis-
sen. Nicht immer gleich zack, weg und das war's
dann, Beerdigung erster Klasse oder zweiter Klas-
se, sondern dass wir ein bisschen anstandig mit-
einander umgehen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU, der LINKEN, der FDP
und bei Harald Feineis und Peter Lorkowski,
beide AfD — Karl-Heinz Warnholz CDU: Bitte
seid nett zu uns!)

Prasidentin Carola Veit: So, meine Damen und
Herren, ich glaube, wir kbnnen abstimmen.

Wer méchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Wer lehnt ihn ab? — Enthaltungen? — Dann
hat der Antrag keine Mehrheit gefunden.

Wir kommen zu Punkt 38 unserer Tagesordnung,
ebenfalls ein Antrag der CDU-Fraktion: Hochschul-
standort Hamburg stéarken — Hamburg Innovation
Summit als starke Prasenzmesse ausbauen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Hochschulstandort Hamburg stirken — Ham-
burg Innovation Summit als starke Prasenz-
messe ausbauen

— Drs 21/14144 -]
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(Prasidentin Carola Veit)

Hierzu liegt uns ein Antrag auf Uberweisung an
den Ausschuss fur Wissenschaft und Gleichstel-
lung vor.

Wer mochte gern dorthin Gberweisen? — Die Ge-
genprobe. — Und die Enthaltungen? — Dann hat
das Uberweisungsbegehren keine Mehrheit gefun-
den.

Wir stimmen noch in aller Ruhe in der Sache ab.

Wer mochte sich dem CDU-Antrag anschlielen? —
Wer stimmt dagegen? — Die Enthaltungen? — Dann
ist der Antrag abgelehnt und jetzt dirfen Sie
packen. — Schénen Feierabend.

Ende: 20.16 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrdge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Martin Bill, Ole Thorben Buschhiter, Henriette
von Enckevort, Dr. Jorn Kruse, Franziska Rath und Richard Seelmaecker
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Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Blrgerschaft am 5. September 2018

A. Kenntnisnahmen

Anlage

TOP Drs- Gegenstand
Nr.
5 13317 Situation der vereinseigenen Sportanlagen und Sporthallen
6 13318 Hochschulfinanzierung auf wackligem Fundament: Zum Verhaltnis von
Grundfinanzierung und temporaren Mitteln an Hamburger Hochschulen
15 14052 Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendausschusses
16 14087 Bericht des Ausschusses fur Wirtschaft, Innovation und Medien
17 14089 Bericht des Ausschusses fir Wirtschaft, Innovation und Medien
18 14102 Bericht des Europaausschusses
19 14103 Bericht des Europaausschusses
24 14131 Bericht des Ausschusses fiir Wissenschaft und Gleichstellung

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
11 14012 | Unterrichtung der Hamburgischen Burgerschaft iber Be- |SPD, Haushalts-
schliisse und Berichte der 17. Sitzung des Stabilitatsrates | GRUNEN |ausschuss
12 14037 |Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Blirger- | SPD, Ausschuss fir
schaft vom 11. November 2015 "Effektive MalRnahmen CDU, Soziales, Arbeit
gegen gewaltbereiten Salafismus und religidsen Extre- GRUNEN |und Integration
mismus auch in Zukunft fortsetzen"
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